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earl Pira th ;-

Am 23. Januar 1955 ist earl Pirath für immer 'von uns geg;1l1gcn. 

Damit hat die deutsche Verkehrswissenschafteinen schweren, t1n~r" 
sctzlichen Verlust erlitten. earl Pirath ist einer der hervorragendsten 

Begründer der modernen Yerkehrswissenschaft gewesen; sein Tod 
reißt eine tiefe Lücke, die kaum geschlossen werden kann. In ein" 
maliger und beispielhafter Weise hat Cl' die enge Y,erbindung der 
verkehrstechnischen und der verkehrswirtschaftlichen Probleme klar 

erfaßt und in seinen zahlreichen wissenschaftlichen Arbeiten verwirb 

licht. Besonders für die wissenschaftliche Erforschung der wirtschaft" 

lichen Grundlagen des deutschen Luftverkehrs ist earl Pirath der 

Bahnbrecher und Begründer gewesen. Aber auch alle übrigen Gebiete 

der Yerkehrswissenschaft haben von ihm reiche Anrcgungen erfahren. 

Sie verdanken ihm gründliche wissenschaftliche Untersuchungcn, 

die die Erkenntnisse wesentlich erweitert und gefestigt haben. 

Er wird in der Geschichte der deutschen Ycrkchrswissenschaft immer 

als einer der ersten und bedeutendsten Forscher genannt werden. 

Wer earl Pirath näher gekannt hat, weiß, daß er ein Mann von hohen 

menschlichen Eigenschaften war, ein Mann von tiefer Ehrlichkeit der 

Treue zu seinem \'V crk und zu den Menschen, denen er nahe stand, ein 

von seinen Schülern hochgeschätzter Lehrer. So wird Cl' im Gedenken 

seiner Freunde und Kü11egen weiterleben, über das Grab hinaus. 

Die Zeitschrift für Verkehrswissenschaft verliert mit earl Pirath einen 
ihrer ältesten Mitherausgcber und trcucstcn Mitarbeitcl'. Scin Tod 

bedcutet für uns einen Verlust, der kaum crsetzt wcrden kanl1. 

\'Vir danken ihm von Herzen für scine langjährigc, trcuc lind frucht" 

bare Mitarbeit und für a11 dic Beiträgc, dic er dcr Zcitschrift zur 

V crfügung gcstellt hat. 

K öl n, den 1. Fcbruar 1955. 
Fiir die Herausgeber: 

Pa u I B c l' k e n k 0 p f. 
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Zur Verzi:n&ung des Verkehrswege-Kapitals 1 

Zur Verzinsung des Verkehrswege-Kapitals 
V,on Prof. Dr. A. F. Na pp" Z 1 n 11, U niv,ersität Mainz 

In der 195':fJ55 die Oeffentlichkeit Westdeutschlands beschäftigenden Verkehrs" 
debatte, insbesonde.ve dem Kampf um dn Verkehrsfinanzgesetz, spielt die Frage, 
inwieweit der Kraftverkehr die ihm zuzurechnenden Straßenk,osten trägt und tragen 
soll, dne bedeutende Rolle. Dabei werden die Ergebnisse dnes Gutachtens, das 
die Gruppe Verkehrswirtsc1k1ft des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes" 
verkehrsministerium auf ein Ersuchen des Bundesministers für Verkehr v,om 
Juli 1953 im April 1954 ,erstattete ("Grundsätze für die Aufbringung der K,oskn 
der Y,erkehrswege", August 1954 v,eröffentlicht als Heft 3 der Schriftenl1eihe !des 

. Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesverkehrsministerium im Kirschbaum" 
Verlag, Bielefeld). teils anerkannt" teils bestritten, letzt,eres insbesondere durch 
Kraftv,erkehrsinteressenten. Als wichtige Punkte dieses Gutachtens können an" 
gesehen werden : das Bekenntnis zu dem Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit 
der Y,erkehrsanlagen v,on Binnenschiffahrt, Eisenbahn und Kraftv·erkehr dem" 
zuf,olge die Fmderung, auch den Kapitaldienst für die auf sie entfal1ende~ v'er" 
kehrsinv,estittonen durch Einnahmen aus dem Transport zu decken, die Schätzung 
eines ungedeckten W'egekostenhetrages des Kraftv,erkehrs von rund 1300 Mi!" 
Jionen DM 1953 (in dwa 'entsprechend dem von dem ,Beirat geschätzten, für dne 
Y,erzinsung erforderlichen Betrag), der Vorschlag, der Aufbringung der Straßen" 
kosten (V,erzinsung, Erneuerung, Planung, Verwaltung, Y,erkehrspolizei) durch 
die verschiedenen Fahrz,euge die geleisteten BruttotonnenkillOmder als relativ 

. ihesten Maßstab zu:gvundezulegen und die Kraftfahrzeugsteuer nur für Last" 
kraftwagen als Ergänzungssteuer zu den Treibstoffabgaben aufrecht zu erhahen. 
Bei aller Klarheit seiner Zielsetzung war sich der Wissensdlaftliche Beirat bei 
dem Y,ergIeich v'on Ist und S'Oll der Wiegekostentragung "bewußt, daß das Pro::: 
blem so zunächst unter rein ,ökonomischen und konkurrenzwirtschaftlichen Ge:< 
sichtspunkten betrachtet wird. Es ist selbstverständlich, daß dte letzten Entschei.:< 
dungen ... unter Einbeziehung auch aller außerökonlOmischen Ueberlegungen 
getroffen we.vden müssen" (S. 5). Auch wünschte der Beirat, die ihm vorschwe" 
bende "Regelung s,ollte in Etappen in Kraft gesetzt werden, 'um di'e damit un" 
vermeidlich erweise verbundenen Umstellungsschwierigkeiten zu mildern und für 
die BetJ.1Offenen [erträglicher zu gestalten" (S. 10). 

Gegen das Beiratsgutachten, zu dessen Mitv·crfassernich gehöre, richtet sich jetzt 
,eine v'On dem IFO"Institut für WirtschaftsEorschung in München als Nt. 25 
seiner Schtiftenreihe herausgegebene Schrift "Zur Frage der Y,erzinsung von Ver" 
kehrswegen" von Dr. W. L. Schneider und DipLN>Olkswirt ]. P. p.etersen (Verlag 
v'On Duncker & Humblof, Berlin"Miinchen, 52 S.). Der Vorbemerkung zufolge 
"stellt die Arbeit keine spezielle Erwiderung auf das ,W,egekostc,n"Gutachte;n 
des Wissenschaftlichen Beirats dar, dessen Thema ganz anderer Art ist. Sie setzt 
sich jedoch an einigen Stellen mit Ansichten und Berechnungsmethoden des 
Wissenschaftlichen Beirats auseinander". Nun, die Neigung, an dessen Gutachten 
Kritik zu üben ist so ausgeprägt, daß ihm selbst 'ein Mißgriff (Ansatz v'On Soll:: 
Erneuerungsko~ten auch für Grund und Boden) vorgeworfen wird, der gar nicht 



2 A. F. Napp-Zinn 

vorliegt (S. 21 der IFO~Schrift; S. 15 des Beirats~Gutachtens). Der weitaus größte 
T,eil der Schrift steht überdies zu dem Fragenkreis des Gutachtens in BeziehurhT 
Die Abwegigkeit zahlreicher Argumente der IFO~Schriftberechtigt zu der FraR~' 
ob ich ihr mit einer Auseinandersetzung nicht zu v1el Ehre antue. Ich habe mkl~ 
zu ihr ,entschlossen, da ja nicht nur die Verfasser, sondern auch das IFO~Institllt 
sich mit ihrem Namen einsetzen, und da sich hier Gelegenheit bietet, mit d~r 
Kriitik der in der Schrift vertretenen ökonomischen Schiefheiten die Fülgerichti\)-~ 
keit den in dem Beiratsgutachten vertretenen Grundsätze darzutun. ~ 
iDie IFO"Schrift beginnt mit der Behandlung der Frage der Eigenwirtschaftlich" 
keit. Die V,erfasser 'erfinden hier einen neuen Begriff der IEigenwirtschaftlichkl.:it 
und suchen ihn zu rechtfertigen. Sie sagen zwar zunächst, scheinbar konform d~r 
allgemeinen Ansicht (S. 13): "Eigenwirtschaftlichkeit in dem Sinne zu fordern 
daß di,e staatliche Subv,entiünierung von L'Cistungen, deren Kosten sich mit d~; 
nö'tigen wirtschaftlichen Anstrengung durch den Pr'Cis decken lassen, unterbleib~n 
süll, ist ,als gesundes wirtschaftspülitisches Prinzip anzuerkennen". Doch unter" 
minier>en sie sogleich den Begriff der Eigenwirtschaftlichkeit durch -eine Einschräll~ 
kung des Kostenbegriffes. Sie wollen nur solchen öffentlichen Betrieben, All" 
stalten und EinrichtungeIl, deren Leistungsfähigl~eit nur durch Zuschüsse al.IS 
anderen öffentlichen Einnahmequellen aufrechterhalten werden kann, die Eigell" 
wirtschaftlichkeit absprechen. Dagegen sollen die Betriebe usw., die nur einl.:n 
Teil ihrer Küsten, nämlich "die tatsächlichen betriebsnotwendigen Aufwendtmg<.'l1 
über den freien Markt 'Oder durch Gebühren wieder ,einbringen", als eigenwil't~ 
schaftlich angesehen werden (S. 14). Die Verfasser meinen, "es bliebe unVCt" 
ständlich, w,arum überhaupt der Begriff "Eigenwirtschaftlichk-eit" geprägt wurde 
wenn er dasselbe ausdrücken süll wie "Rentabilität" " (S. 15). Es liegt zutage, dad 
nach dem Kriterium der Verfasser Straßen und Wasserstraßen, die durch Ab" 
gaben und abgabenartige Steuern zwar ihre laufenden Unterhaltungs" und Ver" 
waltungskosten decken, aber keine Verzinsung des investier~en Kapitals erbring'el1, 
alseigenwirtschaftlich anzusprechen sind - mithin in dlrekt~m. Gegensatz ::11 

dem in der Verkehrswissenschaft und Verkehrswirtschaft ubhchen Sprach" 
gebrauch. 

Nun ist zwar niemand gehindert, sich für den Privatgebl'.aucheinen eigenen. 
Sprachschatz .oder Begriffskasten zuzulegen. Es empfiehlt sich aber zur Erleidl" 
terung des geistigen Austauschs die Aufrechterhaltung eingebürgerter Begriffe, 
und dies um so mehr, wenn die Begründung fÜl'eine NeUabgrenzung ltllZl!p 

länglich ist. Dies ist hier der Fall. Denn ,es widerspricht zunächst einmal d etl1 

Wortsinn vün "eigenwirtschaftlich", wenn ein Teil der Kosten nicht durch die 
,eigene Wirtschaft, sondern von außen aufgebracht wird. Insbesondere besteht 
in dner Sozialwirtschaft, die die Kapitaldisposition als Aufwand .anerkennt, kein 
Grund, die Nichtaufbringung der Zinsen anders anzusehen als die Nichtallf" 
bringung .anderer Kosten. W,er ,eine Tdl"EiO'enwirtschaftlichkeit im Sinne der 
IFO"Schrift prätendieren wollte, müßte sich ;eiter darüber klar sein, daß 'er bei 
verschiedenen Unternehmen und Einrichtungen damit auch einen verschiedenen 
Wirtschaftlichkeitsgrad fürdern würde da das Verhältnis von Kapital~ zu anderem 
Aufwand selten das gleiche ist. Da 's~hHemich zu "tatsächlichen betriebsnotwen" 
digen Aufwendungen" auch Zinsen für Fremdkapital, süfern solches aufge" 
n.ommen wird, zu rechnen sind, würde für die Erreichung ,einer Tdl"Eigenwirb 
schaftlichkeit im Sinne der IFO",Schrift das für den Wirtschaftlichkeitsgrad in 
Wirklichkeit nichts besagende Verhältnis von Fremdkapital zu Eigenkapital eine 
maßg,ebliche RoHe spielen .. 
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Die Annahme von Schneider/Petersen, die Eigenwittschaftlichkeit wäre, wenn 
man nicht ihr,en Ansichten folgte, identisch mit "Rentabilität" und stünde zu 
"f,ehlender Rentabilität" in Gegensatz, wird den Tatsachen nicht gerecht. Die 
R,entabilität ist der in Prozenten des Eigenkapitals einer Unternehmung gemessene 
Vlon Jahr zu Jahr schwankende Ertrag. Die auf das Gesamtkapital bezioge:n,e 
Eigenwirtschaftlichl<!eit ist hingegen ein von dem landesüblichen Zins bestimmter 
längerfristiger Ertragsmaßstab. Die Rentabilität kann über oder unter ihm stehen .. 
Die Eigenwirtschaftlichkeit und ihren begrifflichen Gegennart umriß ich schon 
1928 in "Binnenschiffahrt und Eis,enbahn" (S. 63) wie folgt: "Eigenwirtschaft,. 
lichkeit liegt vor, wenn eine Unternehmung in der Lage dst, durch die V,erkaufs,. 
preise für ihre Waren bzw. L,eistungen ,ein v'Ülles Entgelt .für ihren Aufwand ein::: 
schließlich Verzinsung und Erneuerung des in dem Unternehmen angelegten 
Kapitals zu ,erzielen. Sie kann als im Gegensatz zu der "v1olkswirtschaftli.chen 
R'entabilität" stehend betrachtet werden. Diese ist gegeben, wenn ein Unter" 
nrelhmen zwar nicht die vorbezeichnete Eigenwirtschaftlichhit zu ,erzielen vermag, 
indess,en durch die von ihm ausgehenden Wirkungen auf die übrige Wirtschaft 
eine Hebung des gesamtwirtschaftlichen Effekts ,ermöglicht, die die mangelnde 
Selbstkostendeckung rechtfertigt". Die gegenüber der "volkswirtschaftlichen Ren,. 
tabilität" zu wahrende Vorsicht ist von mir am angegebenen Orte (S. 73 ff.) des 

. näheren begründet worden. 
Wenn Schneider/petersen noch darauf hinweisen, daß sich Rentabilität und Un" 
rentabilität erst nach der Investition und nach -einer Wirtschaftsperiode zu erweisen 
vermögen, daß dnzelwirtschaftlich lohnende Investmonen wirtschaftspolitisch 
F ehllcitungen darstellen können, daß Kapitalverzinsung auch bei unwirtschaft" 
licher Betriebsführung vorkommt, so stoßen sie damit nur offene 'Türen auf. Ein 
Grundsatz wie der der Eigenwirtschaftlichkeit wird nicht dadurch unbrauchbar, 
daß auß'er ihm ökonomisch und außerökonomisch weitere Maßstäbe bestehen, 
die, wiee von mir selbst oft genug darg;!tan, dne Ergänzung des Urteils bedingen 
können. 
S.chncider/Pctersen woUen des weiteren prüfen, welche wirtschaftspolitischen 
Konzeptionen einer Verzinsungsforderung für das Straßenkapital zugrunde gelegt 
werden können. Nach ihrer Einsicht würden "bezüglich des Straßennetzes und 
der anderen öffentlichen Verkehrswege ökonomisch gesehen nur zwei Stand::: 
punkte gerechtfertigt sein, von denen aus versucht werden könnte, die Verzinsung 
des vom Staat in den Verkehrswegen investierten Kapitals zu fordern. Im einen 
Fall würde der Staat aus der Be11eitstellung des St~aßennetzes in der Weis,e eine 
Einnahmequelle zu machen haben, daß 'er für jegliche Nutzung der Straße ,eine 
Benutzungsabgabeerhebt,um eine angemessene V,erzinsung des durch ,seine 
Initiative in den Verkehrswegen investierten Kapitals zu ,erreichen. Im anderen 
Falle h"iitten alle diejenigen V,erkehrstreibenden eine anteilige V,erzinsung zu er::: 
wirtschaften, für die das Straßennetz ein Produktionsmittel darstellt. Im ersten 
Fall würde versucht, das im Straßennetz insgesamt investierte Kapital zu ver'" 
zinsen, im zweiten Falle Wä11C nur ein Teil dieses Kapitals zu verzinsen" (S.29). 

Die lerste Alternativ,e "Die Straße als Erwcrbsmittd der öffentlichen Hand" wird 
von dcn Verfassern abgelehnt, insofern "dieses erwerbswirtschaftliche ... Motiv 
bei der Bercitstellung des Straßennetz,es für den allgemeinen Verkehr den Grund~ 
sätzen widerspricht, die inder neueren Finanzwirtschaftslehre und Finanzpraxi~ 
für die Bewirtschaftung der für den Gemeingebrauch bestimmten Anlagen gelten" 
(S. 30). Abgesehen davon, daß die Verzinsungsforderung noch nicht ein erwerbs.< 
wirtschaftliches Prinzip involviert, wird man dieser Ansicht S'Ü weit beipflichten 
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können, ,als wirklich ,ein Gemeingebrauch der Straßen besteht, was indessen be" 
züglich des Kraftverkehrs zu bestrciten ist. Wcnn die Verfasser zur Stützung 
ihl'er Ansicht gerade die Subventionierung neuzcitlichcr Krankenhäuser durch 
V,crzieht der ,öffentlichen Hand auf Kapitalverzinsung anführen, so ist darauf 
hinzuwcisen, daß kürzlich NöH von der Nahmer die Frage aufwarf lOb ~s 
w.~rklich ri~htig ist:. wenn ständig behauptet wird, die .. Kran.~en~1ss,e~beitr~;e 
konnten lllcht ,erhoht wcrden und der Steuerzahler musse fur dIe steigenden 
Krankenhauslasten aufkommen". (Kritik unsrer deutschen Finanzpolitik. Mün~ 
ster 1954. S. 13). ..' 

Die zweite Alternative der IFO",Schrift "Die Straße als Pl'oduktionsmittel der 
Wirtschaft" will nur den produktiven, nicht den konsumtiv,en V,erkehr einer 
V,erzinsungsforclerung unterstellen. Die V,crfasser halten dne solche Begrenzung 
der V,erzinsungsfmderung an sich für begründhar, ,erkennen aber, daß es pr;ab 
tisch unmöglich ist, die V,erkehrsgattungen des produktiv,en und konsumtiiven 
V,erk,chrs einwandfrei zu trennen und die unterschiedliche Belastung der ver" 
schiedenen Straßen mit diesen zu 'erfassen. Sie ziehen aus diesen und weiteren 
Erwägungen die Folgerung, daß die rcchnerische Grundlage für die Verzin" 
sungsforderung nach diesem Maßstab nicht ausreichend ist. 

Mit der Ablehnung der v,orerwähnfen beiden Alternativen vermeinen Schneider! • 
Petersen die Verzinsungsforderung ,erledigt zu haben. Zutreffend stellen sie fest 
daß die V'erzinsungsEordentng des Wisscnschaftlichen Beirates sich den nac!; 
ihr,er Ansicht allein möglichen Begründungen d,ner Verzinsung nicht eingliedern 
läßt. Denn diese richtet sich auf ,eine Heranziehung des Kraftv,erk,ehrs - nicht 
mehr und nicht weniger - zur speziellen Straßenkostcndeckung ,einschHeßlich 
der V'erzinsung, also auf wcniger, als die erste, und mehr, alsdic zweHe Alter" 
nativ,e anstrebt. Die IFO"Schrift glaubt es dem Beiratsgutachten als Willkür Vor" 
werfen zu können, daß 'es ,eine V,erzinsung des Straßennetzes nUr vlOn jenen Be" 
nubern verlange, die sich bei der FlOrtbcwcgungeines hestimmten technischen 
Mittels bedienen (S. 39). Man dürfe nicht an technische, sondern müsse an 
äquate >ökonomische Tatbestände anknüpfen. Diese Kritik muß einmal ,erstauncn, 
weil die Verfasser selbst zuvor (S. 29) konzediert haben, daß ,;es zumutbar ist 
den Kraftverkehr - (lOhne Unterscheidung! N. Z.) -, der auf den F'ernstraße~ 
die überwiegende Bedeutung besitzt, zur Aufbringung von Straßenhaumitteln 
besonders heranzuziehen",einandermal, weil doch auf der Hand liegt, daß der 
Kraftv,crkehrnicht bloß eine besonder,e Technik darstellt, sondern dank sdnenl 
L,eistungsverm>Ögen wie seiner stärkeren Straßeninanspruchnahme durch <!inen Teil 
der Straßenbenutzer dne 'eigene ,ökonomische Kategorie, die dne andere Behand" 
lung rechtfertigt wie die anderer Verkehrsarten. In der IFO"Schrift liest man 
Ihingeg,en (S. 35): ,,"y arum dne~, d~r sonntags an Stelle wie bisher mit .:ein~em 
Fahrrad seine Ausfluge nun mltemem Motorrad macht, deswegen J>lotzhch 
dazu beitracren sollte, das Straßennetz zu v'erzinsen, entbehrt jeder ,ökonomischen 
Logik." N:ch der hier vertretenen "Lo~ik" müßte es auch gleichgülti~ sein, wenn 
jemand seinen Ausflug statt zu Fuß mIt dem Kraftwagen macht, weIl das "nur" 
verschiedene T,echnlken dnes konsumtiven Vmganges sind. Nun, ich glaube: 
Diese "Logik" richtet sich ohne weitere Darlegungen selbst. -

Daß die Verfasser eigene Denkmethodenentwickdn, 'crgibt sich auch aus eincr 
KJonfudierung von Ziel und Mittel (S. 40), der gegenüber festgestellt sei: Nicht 
um zusätzliche Mittel für Straßenbauzwecke aufzubringen, fordert das Beirats" 
.'~utachten die Verzinsung; sondern. die durch die ökonomisch gerechtf'ertigte 
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V,erzinsung eingehenden Beträge sollen mangels anderer Kapitalquellen zdtweise 
dem Straßenbau zur Verfügung gestellt werden.' 
Ein wesentliches Anliegen des Beiratsgutachtens scheint mir in der IFO"Schrift 
überhaupt nicht ,erfaßt zu sein: Zwar hat der Beirat festgestellt, daß ,es wirtschaft" 
lieh vertrdbar ist wenn unter dem Druck neuer Konkurrenz ältere Y'crkehrs" 
zweige die vollen Kosten alter W,ege nicht mehr hereinbringen (bei voller Deckung 
der W,egekosten durch den neueren Y,erkehrszweig); aber das ganze Gutachten 
steht unter dem Gedanken, daß Eis'enbahn und Kraftv·erkehr in gleicher Wdse 
der Eigenwirtschaftlichkeits" und damit auch der Yerzinsungsford,erung unter" 
worfen werden sollen. Es wird also eine, wie gesagt, unter Umständen ökonomisch 
vertvetbare GünstigersteIlung der Eisenbahn bezüglich der Y'erzinsungsforde" 
rung "aus dem Ahenrecht" für die Gegenwart nicht als notwendig erachtet und 
nicht vcrlangt. W,enn nun SchneiderfP.eters'cn - in zu bejahender Ueberzeugung 
von der Unentbehrlichkeit der Bahn - hierfür "spezifische, selektiv wirkende 
Maßnahmen" (S. 40/41) verlangen, so liegt dieser Gedanke geradc nicht auf der 
:,Linie dcs Beirates. Sie meinen: "Unter wettbewerbspolitischen Ziclsetzung,en 
wärc ,es überflüssig, den gesamten Kraftverkehr :z;u belasten, da 'er nur teilweise 
in K!onkurrenz zur Bahn tritt, teilweise aber - durch Bedienung von Zu" und 
Ablaufverkehr - sogar mit der Bahn eng zusammen arbeitet". Ich' erwidere: 
W,cnn man den Kraftverkehr, soweit ,er ZU" und Abbringerverkehr Izur Bahn 
darstellt, günstiger bchandeln wollte, um die Bahn zu ,erhalten, so. läge hierin 
eine Bevorzugung des gebrochenen Bahn"Kraftwagenverkehrs gegenüber dem 
dir,ekten Kraftverkehr, die nicht dem grundsätzlichen Gleichstellungsgedanken 
des Beirates ,entspricht. Schafft man gleiche Startbedingungen für Eisenbahn" 
und Kraftverkehr, so bedarf die Bahn keiner besonder'cn Hilfen; sondern sie 
dürfte, wenn anderweitige Ueberspitzungen des W.ettbewerbs vIerrnieden werden, 
ihrerseits ihr gesamtes Anlagekapital zu verzinse~ in der Lage sein. 
Freilich: Auch die Ansichten der IFO"Schrift über die Gleichstellung der Start;. 
bedingungen sind teilweise korrektur bedürftig. Sie meint (S. 42): "Streng ge" 
nommen hätte ,es überhaupt nur dort 'einen Sinn, aus wettbewerbspoliti,s.chen 
Gründen "gleiche Startbedingungen" zu schaffen, wo von verschiedenen Y,er" 
kehrsträgern in befärderungstechnischer Hinsicht qualitativ gleiche Leistungen 
angeboten werden." Es liegt doch wohl aber auf der Hand, daß, die anerkannter" 
maßen sehr 'Yeit gehende Differenzierung der V,e~kehrsmärkte nach Leistung 
und Marktformen die Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen nicht über" 
flüssig macht, weil unterschiedliche Wdtbewerbsbedingungen dn ö~onomisch 
unberechtigtcs "Uebersträmen" von Verkehrsleistungen von einem zum anderen 
Markt hervorrufen. 
Ich vlerzichte hier atif eine Stellungnahme zu den Ausführungen der IFO"Schrift 
üher die Kostenrechnung bei den Y,erkehrswegen, die mit ihren Thesen Die 
K,ostenrechnung muß gen au sein" und ,;Die Kostenrechnung muß umfas'~end 

"sein" Allcrweltsweisheiten verkündet, selbst aber so gut wie keinen zahlcnmäßigen 
Beitrag liefert und mit der Meinung einer vollen Y'erzinsung des im Kraftv,erkehr 
inv,estierten Kapitals, "da ,er nach dem Prinzip der Rentabilität arbeitet" (S.25), 
eine unbewiesene, auf schwachen Füßen stehende Annahme ausspricht; und wende 
mich abschlteßend noch zu der Berechnung, di,e die IFO",Schrift über die Ent" 
wicklung des dem Kraftv·erkehr zu Last zu legenden Yerzinsungshetrags in den 
nächsten Jahren auf Grund von Berechnungsansätzen, die dem Beiratsgutachren 
entsprechen, gibt (S. 26). Hiernach würde die Zinslast v,on 1,26 Milliarden DM 
im 1. Jahr auf 1,86 Milliarden DM im 6. Jahr steigen können. Dte IFO.Schrift 
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führt hierzu aus (S. 27): "Sollte sich im Laufe der Zeit auch noch der Antei1~ 
satz von 70 v. H. erhöhen und sollten evtl. Prcissteigerungen eine w<!itere Kol'~ 
rektur des Wiederbeschaffungswertes erforderlich machen, dann errechnen sich 
Beträge, die wirtschaftspolitisch nur noch als "utopisch" bezeichnet werden kön~ 
nen". Ich halte eine solche wirtschaftspolitische Einstellung für "V ogel Strauß~ 
P,olitik". Erkennt man, daß -ein Verkehrszweig bestimmte Aufwendungen er~ 
fordert, so muß man auch den Mut haben, ihre Deckung durch seine Nutzet zu for~ 
dern. Sollte man dies auf die Dauer nicht wagen, so müßte man zumindest zw,ccks 
Aufrechterhaltung gleicher Startbedingungen den Wettbewerbern eine ihren G::~ 
samt"Y,erkehrspreis um den gleichen Prozentsatz ermäßigende Nichtdeckung ihrer 
K,osten zugestehen. Man bewegt sich dann aber in einer ,,,Verkehrs,,Inflation". -­
Das Gesamturteil über die IFO"Schrift kann nur -eindeutig negativ sein. Ich habe 
selten -eine destruktiv,er wirkende Ausarbeitung gesehen. Sie bringt wohl einige 
eigene, aber unhaltbare Einfälle wie eine neue "Eigenwirtschaftlichkeit" und die 
Zinsleistung ,allein des pl'Oduktiven Straßenverkehrs. Sie kann ,oder will einen 
Teil der verkehrspolitischen Konzeption des Beiratsgutachtens nicht verstehen, 
leistet sich erkleckliche ökonomische Schiefheiten und bringt zur. Lösung der 
gegenwärtigen Verkehrsprobleme nur ein Konglomerat nicht ausgereifter Ge~ 
danken. W,enn das IFO"Institut als ,ernst zu nehmender Gesprächspartner (in 
verkehrspolitischen Debatten teilnehmen will, wird man künftig mehr von ihm 
v,erlangen müssen. 

Ohne spezielle Bezugnahme auf die IFO"Schrift seien noch einige grundsätzlich~ 
Ausführungen zu dem Beiratsgutachten, der an ihm geübten Kritik un~ den 
verkehrspolitischen Notwendigkeiten der Gegenwart gestattet: 

Als der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesverkehrsministerium das W ege~ 
kostengutachten 'erstattete, glaubte er sich in der Motivi.erung seiner verkehrs~ 
ökonomischen und verkehrspolitischen Grundsätze kurz fassen zu können. Das 
Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit und als dessen Teil die Forderung 'einer Y er~ 
zinsung des Y,erkehrswege"Kapitals schi'enen ihm Gemeingut der Verkehrswissen< 
schaft und in Schriften seiner Mitglieder wie in seinem ,auf Grund einer Frage, des 
Haushaltausschusses des Bundestages 1951 'erstatteten Wasserstraßen"Gutachten 
hinreichend begründet. Die v,erkehrspolitische Diskussion der letzten Monate 
scheint ,allerdings zu zeigen, daß diese Grundsätze erst von -einem T,eil der übel' 
ökonomische Einsichten Verfügenden angenommen sind und daß '<insbesondere 
die Kreise, die aus privatwirtschaftlichen Interessen an der Nichtverwirklichung 
der Grundsätz'e interessiert sind, noc11 gewisse Chancen haben, mit effektvoll 
aufgemachten Gegenargumenren, die freilich volkswirtschaftlichen Maßstäben 
nicht standhalten, Eindruck zu erzielen. Es ist hier nicht der Ort, um inextenso 
die ~rin~ipien ~er Eigenwirtschaftlichkeit und der Verzinsung des Y,erkehrswege~ 
KapItals,zu verfechten. Doch halten wir fest: 

~.hn~c d,en Grundsatz der Eigenwirtschaftlichk,eit zwangs~ 
lauh g Yergeudungen in der Yerk,chrswidschaft! 

,ohne Kapitalv,erzinsung keine Eigenwirtschaftlichk.cit, 
mithin Y,erg'cudung! 

° hn 'e Y 'e r z ins u n gau eh des Weg 'e k .1 pi ta I s i m W 'e t t b eWe r b b t~edh.'e n de r Ye r ~:e h r sm i t .te I k einTe G l-ei c'h h e i t der T ä ti g k e it s ~ 
Ingungen fur ArbeIt und Kapital der Yerk,ehrsträger! 
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Die bisherigen Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats lassen indessen des 
weiteren erkennen, einmal daß er aus standorts", produktions" und sozialpoli" 
tischen Gesichtspunkten Einschränkungen gegenüber dem Prinzip der Eigen" 
wirtschaftlichkeit anerkennt, ja befürwortet. Die Oeffentlichk,eit muß sich aber 
klar darüber sein, daß man nicht etwa die '/<erkehrspolitik primär von solchen 
Zielsetzungen her anpacken und dann die Eigenwirtschaftlichkeit als Zusatz" 
kriterium behandeln oder sogar vernachlässigen kann. Man kommt nämlich dann 
zu einer punktuellen, maßstablosen V,erkehrspolitik, bei der letztlich nur die 
Stärke der politischen Ellenbogen entscheidet. 

Einandermal hat der \V'issenschaftliche Beirat di'e Zweckmäßigkeit dner ,etappen" 
weisen Verwirklichung der Eigenwirtschaftlichkdtsforderung <Jnerkannt. Es steht 
also jetzt sowohl der Grundsatz als solcher wie das Maß und das Tempo seiner 
Realisierung zur Entscheidung der politischen Körperschaften. Der Wissen" 
schaf tel' kann nur wünschen, daß es den hierzu berufenen Politikern gelingt, 
de n Weg zur Eigenwirtschaftlichkeit zu erkennen und vorzuschreiben, der das 
Ziel gleicher Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsmittel mit möglichster Ver" 
'meidung von Beschäftigungsausfällen in der Kraftverkehrswirtschaft erreicht. 

Daß die Zeit eine baldige grundsätzliche Entscheidung erfordert, dürfte zutage 
liegen. Denn wursteln die politischen Gremien jetzt ,einfach weiter, indem sie die 
künftige Belastung des Kraftverkehrs mit Abgaben nur das Ergebnis eines Kräfte" 
spiels werden lassen, so dürften sie voraussichtlich bald wieder vor den gleichen 
Fragen stehen und das Spiel "Wem kann ich was aufbrummen?" und "Wie kann 
ich mich um eine neue Belastung herum drück,en?" erneuert sich. Ein ,e v,o n 
dem Grundsatz d,er Eigenwirtschaftlichkeit ausg<e!lende 
V·erkehrspolitik oder eine grundsatz lose Verkehrspolitik 
- für eines von beiden w'erd·en sich Bundestag und Bun" 
cl es r.a t zu e n t s c he i den hab e n. 
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Entstaatlichung der straßen? 
Eine Stellungnahme zu zwei Rechtsgutachten zur Wegekostenfrage 

Vün Professor Dr. Th 'e '0 dü r K i t tel 

~,eue.rdings sind zwei Rechtsgutachten namhafter Verfasser veröffentlicht worden 
die die Wegekostenfrage unter öffentlich"rechtlichen Gesichtspunkten behandeln.: 

1. 

Krüg,er, Prof. Dr. Herbert: "Gegen eine Entstaatlichung der öffentlichen Wege." 
Schriftenl'eihe der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr, Heft 1, 50 Seiten . 
Kirschbaum "Verlag, Bielefeld, 1954. . 

Das Krügersche Gutachten will sich, wie der Verfasser' im Vorwort betont 
auf die heiden Fragen der Abschreibungen auf das Anlagevermögen und de; .! 

V,erzinsung des Eigenkapitals das in den Straßenanlagen steckt, beschränken 
Dabe~ will '~er. Verfasser n~~ht untersl!chen, üb Abschr.eibun~ und Verzinsun~ 
rechtlIch zulasslg (erlaubt) selen ,oder 111cht, sündern üb sie tunhch oder untunlicl\ 
seien 1). Krüger sieht in dem W'egekosten"Gutachten des Wiss,enschaftlichel\ 
Beirats beim Bundesverk,ehrsministerium eine 'einseitig volkswirtschaftliche Dar" 
stellung; er möchte mit seiner Arbeit das juristische Komplement dazu liefern 

Den K'ern seiner Argumente stellt Krüger gleich an die Spitze seines Gutachten~ 
mit der These: Die Vorschläge des Wissenschaftlichen Beirats würden "auf ein~ 
Privatisierung ,eines bedeut,enden Bereichs unserer öffentlichen V'erwaltung und da" 
durch ,auf ,einen neuen Beitrag zur Entstaatlichung uns,eres Gemeinwes,ens hinaus" 
laufen" (S. 11). Er versteht nämlich das W,egekosten"Gutachten S'o, daß der daril\ 
aufgestellte Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrswege und di~ 
F'Orderung, daß die Verkehrsträger auch Abschreibung~n für Abn:utzung der Weg~ 
u:nd V,erzinsung des in den Wegen inv,estierten Kapttal~ aufb~~ngen sollten, zn 
emer "Kommerzialisierung" und damit zu einer "Entstaathchung . der Wege führe. 

Krüger möchte den Nachweis führen, daß die im Wegekosten"Gutachten Vor= 
geschlagene Anhebung der Mineralölsteuer in Verbindung mit A,cnderung det 
Kraftfahrzeugsteuer den Charakter als ,Steuer' beseitige und daraus ein "Entgelt 
für dne Sonderleistung" und damit begrifflich eine ,Gebühr' mache. Dabei unter= 
stellt Krüger (was das W,egekosten"Gutachten nicht besagt), daß der Ertrag deI.' 
Abgaben in ihr,er neuen Höhe 'einem "Sonderfonds" zugeführt werden m ü ß t ~ 
und f,olglich die Abgaben keine Steuer sein könnten (S. 19 ff). 
Eine weitere These Krügers (5. 22) lautet: Wo Gebühren erhoben werden, kann 
kein Gemeingebrauch, s,ondern nur eine sügenapnte "Sondernutzung" vorliegen. 

1) Mit "tu'Illi.dh oder untunlich" moünt Krüger offenbar die Frage: z~~ckmäßig oder nicht? 
Das alXlr ist dann nicllt mdhr ei,ne H Q eh tc~ fraW), &ondcrn ci!]!) s~leho 'p0hhsch<Jn od{)r wirtschafl_ 

,lich<Jn Ermcssens und kann daher insow.eit Il'kJht G<Jgüllsland dnes "JurislJl6cllCll Komplementes" soin. 
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Denn "was der Allgemeinheit ohne weiteres zur Verfügung steht, wird durch 
die Allgemeinheit, also nicht durch den Benützer, s'ondern durch den Bürger 
finanziert" (gemeint ist: durch den Steuerzahler). 

Nachdem Krüger nachgewiesen zu haben glaubt, daß die erhöhten Abgaben nicht 
mehr Steuern sein könnten, sondern "Gebühren", folgert er weiter: die Gebühren" 
pflichtigkeit mache aus den Straßen, die an sich ,öffentliche Sachen sind, eine 
"Anstalt". Und da nach dem Willen des Wegekosten::Gutachtens Verzinsung 
des Eigenkapitals, mithin (!) Gewinnerzielung ,erstrebt werde, würde aus der 
Wegeverwaltungeine "private Anstalt" werden, damit aber würde das bisherige 
\V,egerecht auf den Kopf gestellt und ein wesentliches Stück hoheitlicher Ver" 
waltung 'entstaatlicht werden (S. 28). 

Zur Frage der Zweckbindung der durch Abgaben vom Kraftv,erkd1t herein:: 
kommenden Gelder verweist Krüger auf das Prinzip der sogen'annten Non" 
affectation 2) und lehnt daher die Zweckbindung grundsätzlich ab (S. 40). 

In den letzten Abschnitten seines Gutachtens befaßt Krüger sich in der Haupt" 
sache mit G~dankengängen, die sich gegen die Entstaatlichung der Straßen richten 
lind dere~ ubele Folgen ("Gefährdete Staatlichkeit") aufzeig,en. Da weder das 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats noch sonst jemand heute und für 
absehbare Zeit 'ernstlich an 'eine Entstaatlichung der Straßen, denkt und eine 
solche auch bei Durchführung der V,orschläge des \'Vissenschaftlichen Beirates 
niemals in Frage käme, wird auf diesen Teil der Krügerschen Schrift nicht 
näher eingegangen 3). 

11. 
Hub,er, Prof. Dr. Ernst" Rudolf: W'egekosten und Kraftverkehr. 68 Seiten. 
V,erlag Klein, Gießen, 1954. 

Das, Huhersche Gutachten ist offensichtlich, wenn dies auch nicht ausdrücklich 
betont wird, veranlaßt durch das Krügersche Gutachten. Es will die Frage unter" 
suchen (S. 15), ob es mit unseren allgemeinen Staatsgrundsätzen v,ereinbar sei, 
die Wegekosten dem Kraftv'erkehr durch Sonderbesteuerung anzulast'en. 
Huber bejaht dies. 

Es ist allgemein ane~kannt und auch zwischen den y,erfassern Krüger und Huber 
nicht umstritten, daß die ,öffentlichen Wiege im Gemeingebrauch stehen in dem 
Sinne, daß alle in gleicher Wdse freien Zugang zu ihnen haben sollen. Indessen 
ist nach Meinung Hubers im Gegensatz zur Auffassung Krügers ,freier Zugang' 

, zur W,egebenutzung nicht begriffsnotwendig identisch mit ,abgahefreiem Zugang' 
zum V,erkdlI; insbesmidere sei bereits 1926 die Kraftfahrzeugsteuer als die 
endgültige Abgeltung irgendwelcher sonstiger Wegebenutzungssteuern erklärt 
worden (S. 19). Den gegenwärtigen Zustand der Ueberlastung der Straßen be,: 
zeichnet Huber als ,übermäßigen Gemeingebrauch' durch eine bestimmte Gruppe 
von Y'erkehrsteilnehmern sowohl hinsichtlich der Vier kehrs belastung wie hin~ 
sichtlich der gesteigerten Straßenabnutzung durch schwere Wag,eri(S. 24). 
Die Anlastung der Wegekosten auf den Kraftverkehr beseitige nicht etwa den 

2) Aff~claÜon i50t wohl mil Hindung identisch. Krüger übcrnimmt dio Il~zcichllung "Non­
affeclat,ion" von G. Je2i~. 
3) Das unlic;' II besprochene IIuher'seh~ GUlad{tcll hefaßt sich zwar auch mit. diesen Gedanken 
Krüger's, macht S,j'B sich abc!' nicht zn; eigen. 
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Gemeingebrauch, sondern sie ziele darauf, durch Entlastung des Straßenverkehrs 
den heute gestörten Gemeingebrauch aller wiederherzustellen (S. 34) und die 
"Depossedierung der Allgemeinheit" einzudämmen. . 

Mit dem Aufk'ommen des gewerblichen Kraftverkehrs haben die Straß,en eineo 
Funktionswandel 'crfahren, indem sie nun nicht mehr überwiegend dem Verkehr, 
sondern wesentlich auch der V,erkehrswirtschaft dienen, gleichsam als eio 
,Produktionsmittel' (S. 26). Darin .erblickt Huber die Kommerzialisterung det 
Straßen; er gebraucht diesen Ausdruck im betonten Gegensatz zu Krüger, der ~5 
als Kommerzialisierung bezeichnet, wenn versucht wird, die Straßenkosten durch 
die Kraftverkehrswirtschaft decken zu lassen. 

Die Disharmonie von Wegckapazität und Verkehr ist letzten Endes der Ausgangs,," 
punkt der jetzt diskutierten Verkehrsgesetze. Dieser Disharmonie abzuhelfen 
sollte man, wie Huber meint, das Mittel wählen, das am ehesten markt1«onform 
ist. "Von allen denkbaren Eingriffen zu diesem Zweck ist die Anlastung der 
Wegel<>osten auf die Kraftv.crkehrswirtschaft das Mittel, das sich am ehesten 
organisch in das System der geltenden Wirtschaftsv.erfassung einfügen läßt" 
(S. 30). . 

Zu der v·on Krüger als besonders wichtig bezeichneten Frage: Steuer oder 
Gebühr? meint I-iuber (S. 39): Wenn die Kraftfahrzeugsteuer und die MineralöL 
steuer künftig in eine bessere Relation zum Ausmaß der Wegebenutzung ge" 
bracht werden, wie das W·egekostengutachten vorschlägt, so würde damit nUr 
dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit Genüge getan, dagegen nicht der Cha" 
rakter einer Steuer preisgegeben. Denn das Ziel der im W,egekostengutachten 
niedergelegten Grundsätze ist nicht, die Wesensart jener beiden Steuern zu 
ändern, sondern sie nach vernünftigen und gerechten Maßstäben umzugestalten. 
Deshalb bleiben sie doch Steuern im Rechtssinn (S. 40). 

Im Gegensatz zu Krüger hält Huber die Zweckbindung der Steuererträge für 
den vorliegenden Sonderfall für zulässig; ,er weist darauf hin, daß in der modernen 
Steuergesetzgebung auch sonst schon ähnliche Ausnahmefälle vorgekommen. 
seien: der Wehrbeitrag, der Lastenausgleich, das Notopfer Berlin (S. 41). 

Huber widerspricht sehr bestimmt der Krügerschen Meinung, daß bei Einführung 
der vlom Wissenschaftlichen Beirat vorgeschlagen stärkeren Belastung des Kraft" 
verkehrs mit Straßenkosten die öHentlichen Straßen zu einer ,Anstalt' und sogar 
zu dner privaten Anstalt würden. Der Begriff "Anstalt" setzt eine besondere 
Organisations form voraus, nicht dagegen werde das W·es·en ·einer Anstalt durch 
die F.orm ihrer Finanzierung bestimmt (S. 59 f.). "Es sind keine privatwirtschaft" 
lichen oder gar privatrechtlichen Vorstellungen sondern spezifisch staatsfinanz" 
wirtschaftliche Erwägungen, aus denen der ViÜl'~chlag eines neuen Finanzierungs" 
systems für dIe Straßen hervorgeht" (S. 60). 

Der These schließlich, in der das Krügersche Gutachten gipfelt, die W·egekosten" 
Anlastung führe zu dner "Entstaatlichung" der Straßen, tritt Huber entschieden 
entgegen: 'es sei dn legitimer Zweck, diejenigen Gruppen, die eine Vorherrschaft 
auf den Straßen ausüben, mit einem kostengerechten Anteil ,am W,egeaufwand 
zu belasten. Indem der Staat nach geeigneten Mitteln zu diesem legitimen Zweck 
suche; begebe ,er sich nicht auf den W,eg der Entstaatlichung, vielmehr bemühe 
er sich damit gerade um die Wahrung der staatspolitischen Funktion der Straßen 
und um ihre Staatlichkeit (S. 66). 
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In den vorhergehenden Abschnitten wurde der Kern der Ausführungen beider 
Gutachten zunächst ,ohne Kritik wiederg,egeben, dabei das weniger \Vichtige über" 
gangen. In dem Für und Wider der Auffassungen und Grürde, die die beiden 
Verfasser geistvoll darlegen, wird dem: Leser der Stoff leben'tlig. Zu den wich" 
tigen Problemen, die die Gutachten behandeln, ist noch das Folgende zu bemerken: 

1. Zweckbindung. 

Dic Frage, ,ob man die Zweckbindung der Abgaben des Kraftverkel)rs für Zwecke 
des Straßenbaues dnführen sollte, ist weniger eine Frage des Rechts als eine solche 
finanzpolitischer Zweckmäßigkeit. Die Zweckbindung, die der Wissenschaft" 
liehe Beirat vorgeschlagen hat, braucht keineswegs, wie Krüger annimmt, in der 
Form eines besonderen Fonds sichergestellt zu werden. Vielmehr kommt es dar" 
auf an, daß Regierung und Parlament sich bei der kufstellung und Verab:, 
schiedung des Haushaltsplanes gebunden fühlen die den Einnahmen entsprc" 
chendCn Beträge als Ausgaben 'für den Straßenb~u vmzusehen. Weder müssen 
die Steuerbeträge immer spitz bis auf jede Million DM dem Straßenbau zugeführt 
werden, noch wird es immer möglich sein, sämtliche Bedürfnisse des Straßen" 
baus, soweit sie anteilig den Kraftv,erkehr treffen, ohne Hinzunahme allgemeiner 
Haushaltsmittel zu erfüllen. Das Wesentliche ist, daß in jedem Jahr soviel, wie 
schätzungsweise die Abgaben des Kraftv,erkehrs einbringen, auch wirklich als 
anteilige Ausgabe für den Straßenbau vorgesehen wird,'1) W,enn heute Befür:, 
worter der Interessen des Kraftverkehrs sich gegen die Zweckbindung der Ab" 
gaben aussprechen, vergessen sie, daß gerade v,om Kraftverkehr noch unlängst 
kritisiert wurde, die bisherigen Steuererträge kämen nur teilweise dem Straßenhau 
zugute, das heißt eben: sie würden nicht zweckgebunden verwendet. 

2. Eigenwirtschaftlichkeit, Kostendeckung oder Gewinnerzielung? 

Auch in dieser Frage widersprechen sich die beiden Gutachten Krügers und 
Hubers. Der Gegensatz ist aber nur scheinbar ein solcher von Wissenschaft und 
Lehre; in Wirklichkeit ist Cl' bedingt durch die Verschiedenheit der Ausgangs:, 
punkte bei dem, was aus dem Wegekostengutachten herausgelesen wird. Das 
W,egel<Jostengutachten fordert anteilige Deckung der vollen volkswirtschaftlichen 
Kosten der Straßen durch den Kraftv,erkehr und bezeichnet dies als "Eigen" 
wirtschaftlichkeit". Es ist ein offenbares M~ßverständnis, - zu dem indessen das 
\Vegekostengutachten keinen Anhalt bietet, - wenn Krüger daraus die Absicht 
herausliest, die Straßen sollten ,mit Gewinn' bewirtschaftet werden. Es darf nicht 
übersehen werden, daß der Begriff der Kostendeckung dwas ganz anderes he:, 
deutet als der der Gewinucrzielung. Die Straßen erwerbswirtschaftlich zu be~ 
trachten, dazu besteht keinerlei Anlaß. Auch das W·egekostengutachten sieht 
die ,Eigenwirtschaftlichkeit' nur im Rahmen der gesamten Volkswirtschaft und 
speziell im Hinblick auf die Staatsfinanzen (keine Subventionen 1). So gesehen; 
ist Eigenwirtschaftlichkeit der Zustand,' bei dem der Finanzminister einerseits 
nicht Straßenkosten, die anteilig auf den Kraftv·erkehr entfallen, aus Steuermitteln 
deckt, andererseits aber Erträge aus Abgaben des Kraftv·erkchrs auch nicht teil" 
weise für andere als Straßenzwecke verwendet. 

1) Dazu muß dann ·imlller noch der w{)ikro Teil VOll Ausgahen für dcn Straßcnb:m kOIllm<:n, 
der (h'1I1 Amlllar:, des nicht. ahg'll>epflielltigen Verkdlrs entspricht. 
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3. Str.aßenbauv.erw.aItung als ,Anst.alt' und kommerzielles Unternehmen. 

Ein noch ,ernsteres Mißverständnis beruht darauf, daß Krüger dav'Ün ausgeht, tl~l;; 
WIegekostengutachten setze sich für die Entwicklung dcr Straßenbauverwaltul1~ I 

zu einer ,Anstalt'ein. Eben weil Krüger irrtümlich annimmt, daß die Verzinsul1~ 
des in den Straßen investierten Kapitals, die dcr Wissenschaftliche Beirat vor", 
schlägt, über die Deckung der Verwaltungsunk'Üsten hinausgehen5) und desh<l.llJ 
einen ,Gewinn' darstellen würde, kommt ·er zu dem weiteren Schluß, daß Clp\t 
Gewinnerzielung aus der Straß.enverwaltung dne private Anstalt mache, und si~h't 
darin "die Entstaatlichung der öffentlichen Wiege", die nach der Ueberschl.'ift 
seines Gutachtens dr'Ühen soll. 

Das kann nicht unwiderspl'lOchen bleiben: Selbst wcnn ineincm Jahr die Ab", 
gaben aus dem Kraftverkehr höher wären als die anteiligen "Verwa1tUl1~5" 
unkosten", von denen Krüger spricht, würde damit überhaupt nichts an der 0):", 
ganisation der Straß.enverwaltung als unmittelbarer Staatsverwaltung geändert, si~ 
würde weder eine Anstalt neben der Hoheitsverwaltung noch gar würde sie ein~ 
privatrechtliche Institution ("kommerzielles Unternehmen") werden. Die V tJr", 
aussetzung zu alledem wären entscheidende organisatorische Aenderungen im. 
Bereich des Staats, an die niemand denkt.6) 

4. "Entstaatlichung" der Sfr.aßen. 
Schließlich geht Krüger davon aus, daß die von ihm geschilderte Entstaatlichung 
"dem Vmschlag des Wissenschaftlichen Beirats innewohnt" (S. 27). Das ist ein 
Irrtum. Das WIegekostengutachten ·enthält an keiner Stelle auch nur eine An: 
deutung, die zu diesem Schluß führen könnte. Vielmehr läßt es .auch das W'ege: 
kostengutachten geradezu selbstverständlich bei der bisherigen bewährten Orga= 
nisationsform der unmittelbaren Hohcitsverwaltung durch Bund, Länder ul1d 
Gemeinden. I 

5) Auf d.io Frage, warum und in welchem Ausmaß zu den WcgckostclI !\l~eh die Zinsen tles 
investierten Kapitals gehören, kann im HalmH'11 diJCs'es Aufsal;;l!Cs nicht nähor emg:cgangcn \Verden. 
Es se,i aher darauf hingcwiles'Crl, daß .lUch im BUlHldhau>,>halt di,e Ausgaben LÜ,r Neubau und 
Erw€ücrung der Bundl'6.slraßen nicht ~rn ordentl:i~hen, sondern im aul~cl'or<\.enthchen IIaushll,lt 
Ilachgewiewn ,w~rden. Die Ans.gaben (ks. außarol1llantlidllen Ibushalts werden im Priu7!ip ,juS 
Frcmdmitteln (AnJ.ci1wn) gcr1ockt. El9 ist also durcbaus normal, daß boim ~eubau oder hd 
En,,€.iterulng von Straßen ofIekLiY{~ Zimüll entstehen, deren Charakter als Kosten memand lJ(?strcitN! 
wil'd', "V;ynn nun abweichend von der Norm der Sta.at, weil er keino FremdgelJcr zur Verfügung hat:, 
dafür mit SteUiergddern dlh~pr~nO"l und dhes'Ü, so ihl'er eigentlichen Vc.rwcndullg entzieht, soll (hs 
dann üin" Ersparnis von ,Kos'Lcn P lYedeutol1 und sollen di,l} Benutzer der Straßen, davon zu Lasll)n 
der Steulerzalhl€r den VorLc!il haben? Das Entscheidende is.t so oder so, daf~ mIt der Invcstitiull 

. dureh Kapitalaufwand immo·r auch volks.wi·rtsldhaftlliche Z·i.nsen ents.tehcn: 
NiUlJercs dazu boi A, Scbmitt, Straßenkosten und Vcrkcßlrsorrlllung, lieft 7 rler SchrifLclll,,'ill<' ries 
nundc~millii.ster9 für V€rkchr (IGrschhaum Verlag, Hidefeld 1955). 

, ' 
6) Angeslidtls .der Geuanlcengänge im Krügers'ehen Hedhts~Gutacht()n, möchte m~n fragen: Hült der 
Vcrfa.sser für l'echtlllich "nidht zulläs·sig", diJo MüncroNils'Leucr weson.t!tc!t zu e.r!to!lcn oder auch di'ß 
Kra!tfahrz<-'ugs.teuer etwa lim Sinn oiner di.e StraßenabnUitzun<Y besser bcrücks~cllllgo11dcn AbstufuflO' 
zu vorändorni' Ist dßr Verfasser wirklich der Meinung, daß~ wenn solches ge,sdhUhe,. (He Slraßcn~' 
verwaltung cl a dur.cll zu €liner ,Anstalt' werden 0001' sogar den Charakter em?r prIvaten Anstalt 
anmhmen würde? Es ist nicht vors.tdlbar, wie aus e,iner unmitlclbaren HohC'ltsverwaltung ohne 
Aonderung d·er Organi.~tion, also Oh11O Eingl'ciifen des Staatc.s, Clino Anstalt, entsLehen sollLc.; 
und es :ist ebensoweni.g einzusehen, welcho He eh t s gründe den Staat zu cmer solchen Ulll­
organisation nötig<ln könnten. Vielmc1lr bleibt !1üe Organli~laobion der Verwaltung, au~h die der 
Straßenverwaltung, immer eine Fra"'o der Zweckmäßigkeit und des Ermessens der RegIerung und 
allenfalls des Parlamen~e5, . b 
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Damit ·entfällt schließlich auch zwangsläufig jeder Gedanke an eine "Entstaat" 
Hchung der Straßen" im Zusammenhang mit dem W'egekostengutachten.7) 

Auch literarische Kritik unterliegt ungeschriebenen Gesetzen. Dazu gehört es, 
aus ,einer kritisierten Schrift nicht leichthin Schlüsse auf die Einstellung oder 
das WQUen des V.erfassers .zu ziehen die weitab VQn dem liegen, was die Schrift 
besagt, - zumal wenn diese Schlüss~ nicht bloß unbegrü~det sind, sondern auch 
geeignet, die Oeffentlichkeit zu alarmieren. Das nämlich ist bei dem Titel des 
Krüger'schen Gutachtens und bei dem V,orwurf, man b':!treibe die Entstaat" 
Hehung unserer Straßen, in hohem Maße der Fall. 

7) Da eine "Entst.a.atlichung" der SLraßi)n überhaupt nicht in Fragi) kommt, kann hier davon 
abO'Nchen Wi)l'dcn, auf die Gcdankcngiingß in di)n. heiden Gutachten einzugehcn, die sich mit den 
(ygn Krüger geschilderten) Folgen eincr Enlstaathc1:ung befassen, insbesollder~ "gefährdeli) Staat­
lichki)it", "Pluralismus" der Staatsgewalt, "Denatul'l'crung" der StaatssuLsLanz (Krügc~ S. 45 ff). 



14 IIorsL Pückolt 
----------------------------.------------------------------------~ 

Grundsätze über die Ermittlung von Wegekosten 
Von Wirtschaftsprüfer Dr. H 0 r s t P 'e c k 0 1 t 

Die PJ:1oblematik der Berechnung der Kosten der V,erkehrswege ist in d~r 
jüngsten Vergangenheit Gegenstand zahlreicher V,eröffentlichungen geweselt. 
Die Diskussionen hierüber kamen 'durch das vom Wissenschaftlichen Beirat beim 
Bundesverkehrsministerium erstattete Gutachten über die "Gnmdsätze für dte 
Aufbringung der K,Qsten der Verkehrswege" in Gang. Die sich daran an~ 
schließenden Erörterungen in der Fach" und Tagespresse haben bislang gezeigt 
daß die vmgetragenen Meinungen: weit auseinanderliegen. Es scheint dahe; 
zweckmäßig, zur Klärung des Tatbestandes 'einmal die Grundsätze heraus" 
zuarbeiten, nach denen die Wegekosten ,ermittelt werden können, wobei es de}: 
V,erfasser bewußt vermieden hat, eine eigene Stellungnahme abzugeben, um die 
Behandlung der grundsätzlichen Probleme nicht mit persönlichen Ansichten tu 
vermischen. 
Vor Aufstellung ,einer Wege kostenrechnung ist zunächst die Frage nach det 
Aufgabenstellllng der ,einzelnen Verkehrswege (Schiene -- Str.,ße - Wasser) 
zu beantworten. Haben die Verkehrswege eine gemein wirtschaftliche odereirte 
erwerbswirtschaftliche Aufgabe? 
Es ~nterliegt keinem Zweifel, daß in der Vergangenheit der Bau von Verkehrs" 
w,eg,eneine Aufgabe der öffentlichen Hand war, wenn auch -- hierauf sei aUi; 

Gründen der historischen Wahrheit ausdrücklich hingewiesen -- in der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts etwa 50 ChausseebawAktiengesellschaften in Preuße11 
~onzessioniert waren, die Straß.en gebaut haben und diese gegen -eine von dct 
Regierung festgelegte Benutzungsgebühr dem 'öffentlichen V'erkehr zur V'cr" 
fügung stellten. Im' Zuge der w,citeren EntwicIdung blieb ,es allerdings der öffent= 
lichen Hand aus allgemeinpolitischen, wirtschaftspolitischen, strategischen, kult~b 
reUen oder sonstigen Gründen vorbehalten, Verk'ehrswege zu bauen und zu unter: 
halten, die hinsichtlich Art, Umfang und Zustand den gestellten Anf.orderungen, 
zu ,entsprechen hatten. Es wird die Ansicht vertreten, daß auch in der Gegenwart 
diese hoheitliche (d. h. gemeinwirtschaftliehe) Aufgabe unverändert besteht. 

Andererseits wird die Meinung geäußert, daß -- ausgelöst durch die Motori: 
sierung des Straßenverkehrs, die 'etwa vor 30 Jahren in I).cnnenswertem Umfang 
einsetzte -- diese gemeinwirtschaftliche Aufgabe des Staates nicht mehr in volbn 
Umfang gegeben ist. Naturgemäß bleibt unbestritten, daß auch 110ch in der 
jüngsten Vergangenheit bzw. in der Gegenwart Verkehrsweg,e aus allgemein 

. volkswirtschaftlichen Erwägungen neu gebaut lind ausgebaut werden. Wenn 
aber die Beförderung von Personen und Gütern zum Gegenstand erwerbswirt" 
schaftlicher Aufgaben wird, so müßten die Verkehrswege als Prodllktionsbasis, 
und zwar für V,erkehrsleistungen, angesehen werden. Es sei nämlich unmöglich, 
daß Leistungen der ,öffentlichen Hand, soweit sie auS Steuermitteln 'erbracht 
werden, nicht der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen, sondern privaten 
Unternehmen die Durchführung vonerwerbswirtschaftlichen Aufgabenel'mög" 
lichen. Zu der gemeinwirtschaftlichen Aufgabe der Verkehrswege sei damit 
eine zweite, dieerwerbswirtschaftliche Aufgabe, getreten. 
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Wenn man in dieser \'{Teise argumentiert, so besteht diese doppelte Aufgaben::: 
stellung nicht nur bei den Landstraßen, s'Ondern bei allen Verkehrs zweigen. Der 
Schienenverkehr lentwickelt sich grundsätzlich nach ler",werbswirtschaftlichen 
Prinzipien, seine gemeinwirtschaftliche Aufgabe kommt ih der Betriebs" und 
Beförderungspflicht der Eisenbahnen zum Ausdruck. Bei den natürlichen und 
künstlichen Wasserstraßen ergibt sich insüfern ,eine Besonderheit, als die Cl'::: 

werbswirtschaftliche Seite nach mehreren Richtungen differenziert ist. Die Wasser::: 
straßen werden nicht nur zum Zwecke des Verkehrs, sondern auch für andere 
Zwecke, wie z. B. für Elektrizitätserzeugung, Wasserentnahme, Abwässerauf::: 
nahme u. dgl., industriell genützt. , 
Für 'eine Kostenrechnung der Verkehrswege werden gegenwärtig das: gemein::: 
und das ,erwerbswirtschaftliche Prinzip in der OeHentlichkeit vertreten, 'Ohne 
daß dies mit genügender Klarheit zum Ausdruck kommt. Beide Gesichtspunkte 
sind aber so v,erschieden, daß sie bei einer Kostenrechnung nicht in Einklang 
gebracht werden können. Es 'erscheint sogar gefährlich, diese beiden Stand" 
punkte miteinander zu koordinieren da unter Annahme des gemeinwirtschaft" 

, lichen Prinzips andere Grundsätze b~i der Kostenrechnung anzuwend'en sind, als 
bei Unterstellung des lerwerbswirtschaftlichen Prinzips. 

Die öffentliche Hand verzichtet für die Durchführung von gemeinwirtschaft" 
lichen Aufgaben entweder völlig auf die Erhebung von Gebühr'en, odel- sie 
fordert Abgaben, olme den Gesichtspunkt der Kostendeckung in den Vorder::: 
grund zu stellen. Werden aber Gebühren verlangt, so müssen Ber'echmmgen 
darüber angestellt werden, ob diese Abgaben 'nicht höher sind, als die der öffent::: 
lichen Hand entstehenden Ausgaben für die Durchführung von gemcinwirt::: 
schaftlichen Aufgaben. Volle Ausgabendeckung dürfte als absolute Obergrenze 
für die Erhebung von Gebühren, Abgaben u. dgl. anzusehen sein. Im Falle der 
Kosten der Verkehrswege wird diese übergrenze bestimmt durch die Höhe <-kr 
effektiven Ausgaben für die Verkehrswege; imeinzdnen: Die Ausgaben für 
Erneuerung, Unterhaltung, Sicherung und Verwaltung sowie für die Verzinsung 
und Tilgung von Fremdkapital, das die öHentliche Hand zum Zwecke des Neu::: 
baues und Ausbaues v,on Verkehrswegen aufgenommen hat. Eine derartige 
Kostenrechnung ist abgeleitet aus der öffentlichen Ausgabenwirtschaft. Sie läßt 
unberücksichtigt, 'Ob die Ausgaben für Unterhaltung tmd.Erneuerung so bemessen 
sind, daß sie das Verkehrswegenetz in dnem den Anforderungen nach aus::: 
reichenden und betriebssicheren Zustand erhalten. Bezüglich der Aüsgaben für 
Verzinsung und Tilgung des Fremdkaritals muß bei dieser Rechnung die 
Nutzungsdaller der mit dem Fremdkapitaerstellten Anlagen außer acht bleibel1 
obwohl die Nutz'ungsdauer der Verkehrswege mit der Tilgungsdauer des zu~ 
Zwecke des Baues von VIerkehrswegen aufgenommenen Fremdkapitals in der 
Regel nicht übereinstimmen wird. 
Eine Küstenrechnung unter Annahme des erwerbswirtschaftlichen Prinzips muß 
dageglen nach Grundsätien aufgebaut werden, wie sie seit langem bei Kosten::: 
rechnungen von Erwerbsunternehmen, insbesondere bei privatwirtschaftlichen 
Kostenvergleichsrechnungen, üblich sind. Sie muß die Ausgabenseite verlassen 
und_ ausgerichtet werden auf cineexakte Aufwandsrechnung im Sinne betriebs", 
wirtschaftlicher Methodik, wobei die Problematik der Bewertung von Sach::: 
anlagen in v,ollem Umfang zu beachten ist. Außer dieser Schwierigkeit ist aber 
zu herücksichtigen, daß selbst bei Unterstellung von ,erwerbswirtschaftlichen 
Aufgaben der Verkehrswege der Anteil zu berechnen ist, der den gemeinwirt::: 
schaftlichen Aufgaben der Verkehrswege zuzurechnen ist. IJ 



l 
, 1 

16 Horst PccJwll I 
---------'----------"...---.1 
Für die Berechnung dieses Anteils liegen im gegenwärtigen Zeitpunkt für d! li 

Landstraßen noch keine genauen Unterlagen vor. Der Wiss·enschaftliche Beir': ' 
ist in seinem ,oben ·erwähnten Gutachven von dnem 70prozentigen Anteil .nu~ i 
gegangen, der von den Gesamtstraßenkosten dem Stl;aßenkraftverkeh:r anzl1 'I: 

lasten ist. Bei Durchführung richtiger Bercchnungcn kann naturgemäß ein ein 
heitlicher Prozentsatz nich~ zugrundegelegt werden, sondern muß für die ein I 
zeInen Straßenarten gesonäert berechnet werden. Dieser Anteil kann für di 
Bundesautobalmen mit fast 100 % angenommen werden, lediglich der Besatzungs I 
v,erkehr muß unberücksichtigt bleiben. Für die Bundesfernstraßen liegt diese i 
Anteil etwas unter diesem Satz, für die Landstraßen erster und zweiter Ordnun : 
ermäßigt ·er sich weiter und ist bei den Gemcindestraßen v,on allen Straßenarte; ! 
am niedrigsten. Sofern sich der StraßenvIerkehr in der bisherigen Weise weiter 11 

entwicl~elt, wird sich der dem Kraftverkehr anlastbare Wegek,ostenanteil in de] : 
kommenden Jahren laufend ,erhöhen. Ob und inwieweit durch diese Einzel I 
rechnung, abgestellt auf die 'einz·elnen Straßenarten, das Gesamtbild, das zunächs i 
der Wissenschaftliche Beirat mit 70 % angenommen hat, bestätigt oder veränder I 
wird, läßt sich im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht übersehen. Die Ergebnissl j 
aus den verschiedenen Verkehrszählungen in der Vergangenheit, insbesonderl I 
aus den Jahren 1952/53, werden hierfür gewisse Hinweis,e geben. Darüber hinau: 
besteht aber auch die bereits in der Literatur diskutierte Möglichkeit, von den 
W,er't der Landstraßen im Jahre 1925 auszugeben :\.md diesem W,ert den gegen, i 
wärtigen W,ert des Straßennetzes gegenüberzustellen, wobei die Differ:em I' 

zwischen dem Gegenwartswert der Landstraßen und dem W,ert aus dem ] ah1"( 1 

1925 als der Anteil angesehen wird, der dem Straßenverkehr' als Zus,atz" 
investitionen bzw. als zusätzlicher Ausbau zum Zwecke <eines leistungsfähigetl j 
Kr,aftverkehrs auf der Landstraße anzur·cchncn ist. Einc derartige Rechnung wärf 
an sich noch zu verfeinern, da ab 1925 das Straßennetz nicht ausschließlich zum'" 
Zweckc 'cines lerwerbswirtschaftlichen Kraftverk,ehrs ausgebaut wurde. Diesel j 
Gesichtspunkt dürfte in erster Linie für dic Gemeindestraßen zuh'effen. Beidt:! 
Methoden zur Berechnung des dem Kraftverkehr anlastbar'en Anteils müßten I 
an sich durchgeführt werden. Das Endergebnis wird zeigen,' ob und inwieweit 1 

die 'errechneten W'erte auseinanderliegen. 'I 
Für die natürlichen und künstlichen Wasserstraßen ist außer dem gemeinwirtf 
schaftlichen Anteil der Anteil an den Erstausbau" .und Unterhaltungskosten zul 

,berechnen, der anderen, d. h. nicht verkehrlichen, erwerbswirtschaftlichen Auf~:l 
g.aben zuzu1"echnen ist, so daß im Endergebnis nur der Kostenanteil.übr~g bleiben 
darf, der bei der Binnenschiffahrt zu verrechnen ist. Dieser Antetl WIrd wahr~ 1 

schein lieh bei den künstlichen Wasserstraßen verhältnismäßig niedrig sein, da] 
der Ausbau der deutschen Flüss,e und der Neubau von künstlichen Wasser"'ll 
straßen nicht ausschließlich zum Zwecke der Binnenschiffahrt, sondern vielfach 
für andere Zwecke lerfolgte. Es 'erscheint zumindest theoDetisch zw.eifelhaft, 1 
ob bei dieser an sich. notwendigen Diff,er'enz~erung der Wasserstraßenkosten,,! 
l1echnung die Erstausbauk,osten für die kanalisierten Flüsse und Kanäle in der' 
K'Üstenrechnung genau so wie dic Unterhaltungskosten behandelt werden können.' 

, Da hämlich die Binnenschiffahrt ihre Erwerbstätigkeit zwangsläufig auch attT 
die neu" und .ausgebauten \Vasserstraßcn ausgedehnt hat, ohne daß diese für die 
Zwecke der Binnenschiffallrt geschaffen wurden, so müßte der der Binnenschiff~ 
fahrt anlastbare Anteil an Unterhaltungskostcn der künstlichen Wasserstraßcn 
sicherlich höhcr sein als der Anteil an den ErstausbaulQostcn. 
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Die nachstehend beschriebene Kostenrechnung darf, wenn sie methodisch richtig 
aufgebaut werden soll, sich nur auf die Kosten beziehen, die dem Verkehrswesen 
zur Erfüllung seiner ·erwerbswirtschaftlichen Aufgaben zuzurechnen sind. Der 
gemeinwirtschaftliehe Anteil und der nicht dem Verkehr anlastbare erwerbs" 
wirtschaftliche Anteil muß nach den ,oben beschriebenen Grundsätzen vorweg 
eliminiert werden. 

Die bei dieser Kostenrechnung zu berücksichtigenden Posten umfassen folgende 
Kostenarten : 

Aufwand für Unterhaltung 
Erneuerung 
Sicherung 
Verzinsung 
Y'erwaltung einschließlich Planung. 

Die Unterhaltungs" ut).d Erneuerungskosten können bei dieser Kostenrechnung 
nicht in Höhe ihres 'effektiven Anfalls verrechnet werden, vielmehr mtissen in 
f,orm >einer jährlichen Instandhaltungs" und Erneuerungsrate die Kostensummen 
ermittelt werden, die zur Instandhaltung und Erneuerung der Y'erkehrswege er" 
forderlich sind, ,ohne Rücksicht darauf, ob diese Beträge auch verausgabt wurden. 
Außerdem muß der rechnerische Unterschied zwischen den jährlichen Soll" und 
Isttaten, d. s. die unterlassenen Instandhaltungen und Erneuerungen, v,on Jahr 
zu Jahr fortgeschrieben und jährlich 'entsprechend den Preisschwankungen nach 
üben und unten . korrigiert werden. Diese Korrekturbeträge sind in die jährliche 
Aufwandsrechnung - zu Gunsten ,oder zu Lasten - >einzustellen. In der betriebs" 
wirtschaftlichen Literatur und Praxis ist es nahezu unbestritten, daß die jährliche 
Instandhaltungs" und Erneuerungsrate vom jeweiligen Gegenwartswert der Yer" 
kehrswege zu berechnen ist. Unbestritten ist außerdem, daß in einer industriellen 
Yüllkostenrechnung das betriebsnotwendig investierte Kapital zu verzinsen ist. 
Ueher die Höhe des Zinssatz'es besteht allerdings in der kaufmännischen Praxis 
keine >einheitliche Handhabung. Man wählt zwischen dem landesüblichen Zins" 
satz, branchenüblicher Rendite ,oder ,einem Sonderzinssatz, der unter Berück" 
sichtigung aller betrieblich ,oder volkswirtschaftlich gegebenen Besonderheiten 
zutrdfend ,erscheint. Als Grundlage für die Verzinsung wird im allgemeinen 
der Gegenwartswert des investierten Kapitals angenommen. Bei einer unter der 
obig,en Yüraussdzung aufgemachten W,egekostenrechnung besteht keine Ver" 
anlassung, v,on diesem Grundsattz abzuweichen. Wie jeder Betrieb den Gegen" 
warts'w.ert seines investierten Kapitals zu verzinsen hat, so müßten dann auch die 
Unternehmen des Y'erkehrswesens das von ihnen genutzte Kapital der ,Verkehrs.. 
wege einschließlich dem Grund und Boden in dem gleichen 'Maße v,erzinsen, 
wie es für das eigene Betriebs"Kapital notwendig ist. Man kann allerdings 
den Standpünkt vertreten, daß der Zins 'ein Entgelt für die Nutzung der Geld" 
beträge ist, die ein Unternehmen dem Kapitalfonds der Gesamtwirtschaftent" 
nimmt.· Unter dieser Ann~hme. ~äre nicht der Gegenwartsw:~rt der Y'erkehrswege 
zu v,erzinsen, sondern der Jewelltge Anschaffungswert, v'ermmdert um den seit der 
Anschaffung eingetretenen technischen Verschleiß der Anlagen. Da aber die Y Cl''' 

kchrsunternehmen nicht Geldbeträge nutzen, sondern den in Anlagewerten über" 
führten Geldbetrag, sollte der Zins als ein Entgelt für die Nutzung von Sachgütern 
und nicht von Gcldbeträgen angesehen werden. Die Kosten der Sicherung der 
Verkehrswege können nur in Höhe ihres effektiv·en Anfalls verrechnet werden. 
Das gleiche gilt für die Kosten der Y'erwaltung einschließlich Planung, mit der 
,Einschränkung, daß diese Kosten aber nur verrechnet werden können, soweit 
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sie sich auf die laufende Verwaltung der Yerkehrswege sowie die Planung für cl i e 
laufende Instandh'altungen und Erneuerungcn beziehen. 
Außer acht müssen bei dieser Kostenrechnung dic Ausgaben für den Ausbau ur~d 
Neubau der Verkehrswege (einschließlich Bauplanung und "führung) ,einschließ"" 
lieh der Beseitigung von Kriegsschäden bleiben. Letztere sind in jedem Fall V'on 
der 'öffentlichen Hand zu tragen. Im übrigen schlägt sich jeder Wertzuwachs 
in den Y'erkehrswegen kostenmäßig in einer 'erhöhten Inst.andhaltungs.~ un.cl 
Erneuerungsratc sowie in einem erhöhten Gcgenwartswert mcder, d~r fur elie 
Zinskosten v.on Bedeutung ist. 
In di,e Diskussionen über die Verkehiswegekosten ist auch geLegentlich der Begri.,ff 
der Abschreibungen hineingebracht wlorden. Im Rahmen einer industrielLen. 
Kostenrechnung führen die jährlich als Aufwand verrechneten Abschl'eibungen.~ 
die im Erlös hereinkommen, zu dem Ergebni'i, daß nach Auslauf der Abschr ei= 
bungsdauer der ,entsprechende Geldbetrag wieder zur Y,erfügung steht, um die 
zwischenzdtlich unbrauchbar gewordene Anlage zu ,erneuern. Für die Koste n= 
vechnung der Verkehrswege ist aber die Verrechnung v.on Abschreibungen u'n= 
glücklich. Die Verkehrswege haben faktisch eine unbegrenzte Lebensdauer, w.e~ Q 

sie laufend instandgehalten und erneuert werden. Die Y1errechnung vlon Absch~i= 
bung,en im Sinne der industriellen Kostenrechnung erscheint daher bei den Vel.-= 
kehrswcgen wenig sinnv'ol1. 
Die .oben dargestellten beiden Kostenrechnungen, abgeleitet aus der haushaLts= 
rechtlichen Ausgabenseite deröffentli~hen Hand einerseits und den Grundsätz~~ 
einer industriellen K,ostenrechnung andererseits, sind bezüglich ihrer Method i 1.::. 
gjrundv1erschieden.. Es sollte auch vermieden werden, sie hezüglich der Ein:z~ 1= 
heiten - wie es in der jünglsten V,ergangenheit mehrfach geschehen ist __ 
miteinander zu vermischen. Die Kostensummen dner gcmeinwirtschaftlich,~:t'":t. 
lCiostenrechnung werden unter Zugrundelegung der gegenwärtigen Yerhältniss~ 
im Endergebnis sicherlich unter dem Ergebnis der ,crwerbswirtschaftlichen K'ost~l:'),= 
rechnung liegen. Wenn allerdings die öffentliche Hand in starke~ Maße da::;: 4 
übergehen sollte, die Aus" und Neubauten der Y'erkehrswege über Anleihen l'Q..i 1: 
einer 10" bis 20 jährigen Laufzeit zu finanzieren, so können sich die gegenwärt-i ~ 
vorliegenden Ergebnisunterschicde ausgleichen oder ins Gegenteil umschlagen~ = 
Es ,erscheint darüber hinaus auch nicht tunlieh, der üffentlichen Hand eine Unt~l.-= 
nehmerfunktion bezüglich der Verkehrswege zuzusprechen. W,enn die üHentlic 1')., 
Hand gemeinwirtschaftliehe Aufgaben übernimmt, S'O hat dioes nichts mit ein e~ 
Unternehmerfunktion zu tun. Auch unk;: der Annahme dner 'erwerbswil::"t:-_ 
scha~tliche~ Aufgabe der yerkehrswelSe spielt eine etwaige Unternehmerfunkth::~~ 
der offenthchen Hand keme Rolle. Eme sich hierauf beziehende K.ost'enr1echnu1.'). ~ 
wird aufgemacht unter der Tatsache, daß erwerbswirtschaftliche Unternehm~~ 
Anla~en der ,öf~entlichen H~nd für ihreerwerbswirtschaftliche Aufgaben nutzeot-;"': 
Es ware themehsch ohne weIteres denkbar daß sich dl'e öffentliche Hand von d.-..... 
Y 1 ' "'l..~ . le:w.a tung und dem Bau von Verkehrswegen löst und diese Aufgabe cin~ _ 
JUr1shsc~en. Person des privaten oder öffentlichen Rechts überträgt. Damit käm~ 1.1: 
zwangslauflg K,ostenrechnungsgrundsätze zur Anwendung wie sie allgemein f~l "l. 
Erwerbsunternehmen Gültigkeit haben. ' l:-

._------~ ---"-
.. -. --------~~----------.- ----
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Zur Probleluatik 
der AIIgellleinen Geschäftsbedingungen 

des Speditionsverkehrs (ADSp.) 
Vün Dr. Dr. Wilhelm B ö t f ge r 

1. 

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Speditiünsv'erkehrs, die sich auf dne 
V,ereinbarung des Ver'Cins Deutscher Spediteure mit den V,ertretungen der rndu::: 
strie und des Handels stützen, haben bei ihrer Anwendung Zweifel ausgelöst, 
die vlOrnehmlich nach 1945 in der Literatur und in der Rechtssprechung ü1ten 
Niederschlag gefunden haben. Das Bedürfnis zur Aufstellung Allgemeiner Ge::: 
schäftsbedingungen des Speditionsverkehrs ,ergibt sich aus dem Mangel des 
Handelsgesetzbuches, daß auch die Belange der Spediteure, ,ins,onderheit auch 
die Speditions:::, Fracht", Lager:::, Kümmissions::: und sünstigen Geschäfte nicht 
ausrelchend genug berücksichtigt. Nach einer Erklärung des Bundesministers 
für Verkehr hat der Spediteur Anforderungen zu genügen, die weit über das Maß 
dess,en hinausgehen, was man von einem DUl'chschnittskaufniann des Einzel::: 
oder Grüßhandels zu verlangen pflegt. 1) 
Die Vielseitigkeit des modernen Speditiünsbetriebes ,erfürdert deshalb auch klar,e 
Rechtsgrundsätze, die auf die Vielheit seiner Rechtsgeschäfte 'Ohne Einschränkung 
anwendbar, sind. Bei der herrschenden Rechtsunsicherheit in der Anwendung der 
ADSp. hat die Bundesregierung sogar die Herausgabe eines Gesetzes über das 
Speditionsgewerbe in Erwägung gezogen. Mit Rücksicht auf die wirtschaftliche 
Bedeutung des Spediüonsgewerbes und die angefochtene Rechtsgültigkeit ,der 
ADSp. sollen die Rechtsgl'undlagen im Nachfolgenden überprüft werden. 
Gesetzliche Bestimmungen über das Speditionsrecht ,enthalten die §§ 407 bis 415 
HGB. Während aber für den eigentlichen Eisenbahntransport in der Eisenbahn::: 
verkehrsordnung dne in allen Einzelheiten geordnete Regelung der Beförderungs::: 
rechte von der AnnaJlme bis zur Abli,eferllng ,erfolgt ist, berücksichtigen die im 
HGBenthaltenen Rechte und Pflichten des Spediteurs keineswegs die vielge::: 
staltigen Eigenheiten des Speditionsbetriebes, sondern 'lassen hier ,weitgehend 
die RechtsvoQl'schriften des Kommissionsgeschäftes (§ 407 HGB) Anwendung 
finden, insbesondere die nach Auffassung der Spediteure gebotene Haftungs". 
beschränkung, die das Massenhafte des Speditionsgütergeschäftes nicht berüch 
sichtigt und die die aus dem römischen Recht übernommene Auffassung von der 
Individualleistllng gelten lassen will. Der Anstoß zur Selbsthilfe in Gestalt der 
Geschäftsbedingungen wurde bereits zu Anfang dieses Jahrhunderts gegeben. 
Die für 'einzelne Handelsplätze :oder für Teilbel1ciche des Handels jeweils gc::: 
sondert herausgegebenen Bedingungen wurden schließlich am 1. Januar 1924 vom 
V,erein Deutscher Spediteuree. V. als "Allgemeine Geschäftsbedingungen" be::: 
kannt g.emacht. Vorausgegangen war nicht nur dn umfassendes Gutachten der 
Handelskammer Berlin über die Handels::: und Verkehrsgebräuche im Verkehr 

1) Deutsche V()rkc-hrszeiLung vom 11. August 1954. 
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mit den Spediteuren, sondern sie benthten .auch auf Handels,: und V,erkehrsge. i 

bräuchen, die die Handelskammer Berlin schon im Jahre 1921 festgestellt hatte. 
Da aber diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen von verschiedenen Gericht~n 
bemängelt wurden und ein Mißbrauch des Monopols angenommen wurde, hut 
schHeßlich der Verein Deutscher Spediteure im Jahre 1926 mit den Spitzenv.or_ 
bänden der Wirtschaft gemeinsame neue Geschäftsbedingungen ausgearbcit~t • 
die d~nn auch am 26: April 1927 bekan~tgege~en ",:,.ur(~en~) Dieser Vorgal"\~ i 
hatte 1m deutschen W1rtschaftsleben nur em Vorb1ld, namlich 1n den Allgemein~n ' 
Deutschen Seeversichentngsbedingungen: 3) 'Gegenüber dem Rechtszustand v,om 
1. Januar 1924 wurde nunmehr die Haftungsgrenze in Y,erbindung mit der l1e'll~ 
geschaffenen Speditionsversicherung ,erweitert. Dem Auftraggeber ist jetzt Ge_ 
legenheit gegeben, sich durch Entrichtung einer geringen Prämie 'eine wdtgehcnc.i.e 
Deckung von Schäden zu sichern, für die der Spediteur nach dem Gesetz zu haft~n 
hat. Diese Speditionsversichenmg ist mit den Allgemeinen Deutschen Spediteur_ 
bedingungen unlöslich verbunden. 

Die Allgemeinen Spediteurbedingungen wurden von den Gerichten als "Hande1s~ 
brauch" in zahlreichen Urteilen anerkannt, wobei sich die R'echtsprechung <l1.1f 

das Gutachten der zuständigen Handelskammer zu stützen pflegte. Das Reichs_ 
gericht hatte ,ebenfalls die Rechtsgültigkeit der ADSp. anerkannt und fUhrt 
hierzu in den Gründen folgendes aus: I) . 

,;Dabei ist zu beachten, daß - anders als bei den in der früher,en Rechts~ 
sprechung des Reichsgerichts wiederholt behandelten allgemeinen Beförd~~ 
rungsbedingungen des Vereins Deutscher Spediteure - die hier in Fra&e 
kümmenden Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen auf Grund g~~ 

,meinsamer Verhandlungen und Yereinbantngen des Vereins Deutsch~r 
Spediteure, Reichsverband des Deutschen SpedWonsgewerb.es, dnersdts 'und 
der maßgeblichen deutschen Auftraggeber,:Yerbände anderseits zustanclege; 
kümmen sind und Geltung erlangt ~aben." , 

Durch Erlaß v,om 29. Dezember 1939 5) hat der Reichsv1er.kehrsminister die Ver,,' 
bindlichkeit der Allgemeinen Spediteurbedingungenanerkannt. Kr ie n G) bc~ 
merkt hierzu, daß der R,eichsverkehrsminister vorher in monatelangen Beratungen 
mit den Vertretern der vlerIadenden Wirtschaft und des Speditionsgewerbes den 
Inhalt der ADSp geprüft und gebilligt hat und schließlich auch das Reichsjustiz" 
ministerium dem Erlaß des RVM. vom 29. Dezember 1949 zugestimmt hat. Es sei 
sügar geplant gewesen, die ADSp.einschließlich der Speditionsversicherung, weil 
sie sich als Handelsbrauch seit 1927 bewährt hatten, in das HGB einzubauen. Die 
Durchführung dieses gesetzgeberischen Plans wurde nur durch den Krieg un" 
möglich gemacht. 
Da der Erlaß des früheren RYM bisher noch nicht aufgehoben worden ist, sind 
in der Oeffentlichkeit seit 1945 immer wieder Bedenken vorgebracht worden, ob 
überhaupt gegenwärtig eine Verbindlichkeit der ADSp. 'anzunehmen sd. Es 
liegt zwar ,eine Gemeinschaftserklärung 7) von Wirtschaft und Spedition, die i.tn 
Jahr.e 1948 veröffentlicht wurde, vm, die folgendes besagt: . 

2) Voröffentlicht im Heichsanzeiger YOr'r1 30. Juli l(J27. 
3) I ~ a a (): Das Hecht des Spediteurs, ller1i'll, 1928, Seite G2. 
1) HGZ, BaJlIU 135, S. 174. 
5) Deutscher Heichsw!ll)C'~gcr 19"10, Nr. '1, Seite 2. 
6) Die allgcmein;:n Gcs.ehäIbh"ttingungcll des Speuitionsverkehrs, \ViesLaucll 1948, Seite 30. 
7) Deu.t'sehe Vorkdll'Swilung 1U"18, NI'. 1. 
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"Unabhängig vün der Verbindlichkeitserklärung im Jahre 1939 sehen wir die 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp,) nach wie vor als 
Handelsbrauch an." . 

Tvotz dieser Erklärung wird .in einem Urteil des Landgerichts Berlin vom 26. 
Nov,ember 1948 (26 S 859/48) ,,) dargelegt, daß die ADSp. keine Anwendung mehr 
finden können, und zwar mit der Begründung, daß die Anordnung des damaligen 
Reichsverkehrsministers vom 29. Dezember 1939 über die allglemeine Verbind" 
lichk,eit der ADSp. aus den Erfordernissen der Kriegszeiterfolgt und daher für 
die Zeit nacli Kriegsende ihre Geltungsdauer abgelaufen sei. 
Im Ausland hat sich -ebenfalls ein eigenes Spediteurrecht herausgebildet. Von der 
Förderation von Spediteurverbänden in Dänemark, Norwegen, Finnland und 
Schweden sind die Allgemeinen Bedingungen, festgestellt von N 10 rd dis k t 
S pe d i t 10 r fö r b und, herausgebracht worden. Diese Bedingungen gelten für 
alle V,errichtungen des Spediteurs, gleichgültig, <Ob sie Speditions", Fracht", 
Lager", V,ersicherungs", Kommissi'Üns" oder sonstige mit dem Speditionsgewerbe 
zusammenhängende Geschäfte betreffen. Die B u n de s kam m 'e r der ge" 
w ,e rb 1 i c he n Wir t s c h a f tin Wie n hat durch V'erlautbarung vom 30. 
Juli 1947 die ADSp. nebst einer Speditionsversicherung zum Handelsbrauch 
erklärt mit der Maßgabe, daß ihre Anwendung durch die Schiedsgerichte der 
zuständigen Landeskammern verbürgt und Verstöße dagegen mit Ordnungs,: 
strafen geahndet werden. 

H. 

Tatsächlich enthält die am 29. Dezember 1939 ,ergangene Verbindlichkeitser.: 
klärung des RVM folgende Begründung: _ 

"Die Kriegsverhältnisse und die Ausdehnung des deiltsch~n Wirtschafts" 
raumes erfordern einheitliche Geschäftsbedingungen für das Speditionsge" 
werbe als den Mittler zwischen Verkehr und Verlader." 

Diese Bcgrünqung ist seit 1945 hinfällig. I-Iieraus könnte gefolgert werden, daß 
durch den W,egfall der Voraussetzung zur Verbindlichkeitserklärung der ADSp. 
dcr ministcrielle Erlaß und auch die ADSp. untergegangen seien. Dazu ist 
Folgcndes auszuführen: 
Der Erlaß des RVM beinhaltet dne öffentlich"rcchtliche V,erwaltungsmaßnahmc, 
die auf -einen Zustand hinwirken sollte, dcr die Anwcndung der Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbcdingungen in allen Fällen sichcrstellte. Diese ,Vcrwal" 
tungsmaßnahme des RVM, die allerdings auS der damaligen Lage heratts einige 
Aendenmgen und Zusätze zu den Allgemeinen Deutschen Spediteurhedingungen 
auslöste, konnte die zum "Handelsbrauch" gewohnheitsmäßig entwickelte Rechts" 
ordnung nicht bceinflussen. Auch Kr i enD) führt hier~u aus, daß man unter" 
'scheiden müßte zwischen deröffentlich"rechtlichen Verpflichtung des ,Spedi" 
kurs zur Anwendung der Allgemcinen Deutschen Spediteurbedingungcn wie dcr 
Erlaß des RVM v-om 29. Dezcmber 1939 ausdrückt, dnerseits und zwischen der 
Anwendbarkeit der Allgen:;einen Deutschen Speditcurbedingungen als Handels" 
brauch andererseits. Mit dcm Erlaß des RVM ist nicht dne selbständige Rechts,: 
satzung geschaffen worden, sondcrn es wurde hier ,nur auf die Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingungcn, die schon vorher als Handelsbrauch Geltung 
hatten, hingewicsen. Es wurden also nicht die bisher vereinbarten Allgemeinen 

8) Juri.~lischc Hundschau 19·1(J, Seile 53. 
0) VCl's'icll(!rungsfCcht, 4. Jw.hrgang, NI'. 11, Socile 414. 
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Deutschen Spediteurbedingungen eingeführt und ihre Anwendung durchgeset.:t 
sondern ~~ so!lte nur verwaltungsmäßig gewährleistet sein, daß auch nicht aJ,1~~ 
nah~swelse em Spediteur mit seinem Auftraggeber etwasander,es ver,einbatt~ 
al~ dIe Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen bestimmt,en. W,enn ab~' 
seIt 1945 vm~ vielen Gerichten der unteren und mittleren Instanz die Gü1tigket~ 
~er Allgememen Deutschen Speditcurbedingungen unter Hinweis auf die VC\,,, 
a~gerten Verhältnisse in Staat und Wirtschaft abgelehnt worden ist, so gehen 
dles.c Entscheidungen an dem Charakter der Allgemeinen Deutschen Speditcv\,j 
be~ll1gungen als zum Handelsbrauch gewordene Norm vorbei. \ Der Bunde~j 
gerIChtshof hat sich in den Entscheidungen vom 19. Januar 1951 I ZR 53/50 ]0) und 
Vom 3. Februar 1953 I ZR 61/53 11) mit der Anwendbarkeit der Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingungen seit 1945 befaßt. In der Entscheidung d~s 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen, I. Ziyilsenat. Urt. vom 19. Januar 1951 i.~. 
A. E. (Bekl.) v. W. \V. (kl.) I ZR 53/50 wird die Frage behandelt, ,ob der Ln dem 
~esetz über den Güterfernverkehr aufgestellte GÜterfernv·erk,ehrstarif und die in 
l?m ,enthaltene Kraftverkehrsordnung die Bedeutung einer allgemeinen nOl.1:n'\j 
hven Vertragsordnung haben. In den Gründen wird hierzu folgendes ausgeführt: 

pp. "Einen Teil dieses Tarifes bildet die Kraftverkehrsordnung (KOV). Es 111<10' 
dahingestellt bleiben, ob diesen allgemein verbindliche Geltung zukommt. 
Denn auch, wenn diese Frage verneint werden müßte, ha t de r Ta r i f in 
jed'em Falle seit seiner Veröffentlichung durch dcn 
R ,e'i eh s v ,e r k ehr s mi n ist erd e n eh .1 r akt er ein er a 11 gerne i h 
g,e1r,eg'elten Vertragsordung erhalten, deren Einfluß auf alle 
in seinem Rahmen fallenden Rechtsgeschäfte auch nach der Auflösung d~s 
RKB geprüft werden muß, ehe auf die allgemeinen Vorschriften des Handel~" 
gesetzbuches über das Frachtgeschäft zurückgegriffen werden \ darf. Oie 
Rechtssprecnung zur Geltung allgemeiner typischer Vertragsbestimmungeh 
geht zurück auf dne Entscheidung des R'Clchsgerichts (RGZ 81, 117), die zum 
lersten Mal die Revisibilität solcher normativ,er Vertragsbedlngungen sesi:", 
stellte, die als allgemeine Norm .eine Vielheit anderer bereits best,ehender wie 
auch künftig abzuschließender Vertragsverhältnisse beherrschen sollen. Nach 
anfänglichem Schwariken (z. B. RGZ 103, 85 und RGZ 109, 305; RG JW 193~ 
1958) wurde dieser Gedanke weiterentwick:eIt, und es kam schließlich in de; 
grundlegenden Entscheidung des VII. Zivilsenats vom 31. Januar 1941 (D~ , 
1941, 1211) zum klaren Ausdruck, daß sich der Abschluß von Verträgen, die 
unter Bezugnahme auf oft sehr umfangreiche Geschäftsbedingungen ge", 
schlossen werden, kaum noch als eine echte vertragliche V,ereinbarung ;:lll 
({j.eser dem Vertragsinhalt bildenden Regelungen darstellt. Sie bedeute ___ 
so heißt ,es in der Entscheidung - videher die Unterwerfung unter dne ferHt; 
bereitliegende Rechtsordnung, und es komme wenig darauf an, was dem it\ 
diese Rechtsordnung Eintretenden im Einzelnen von ihrem Inhalt bekannt 
sei. Diesen Grundsätzen, die weitgehende Zustimmung gefunden hahel1 
(vgl. Herschel DR 1941, 55, 1726; DR 1942, 753; Bernhard DR 1942 1171; 
K,ersting DR 10.41, 1211; Hamann MDR 1949, 209 RGZ 171, 46; OHG N]\'V 
1949,905; KG MDR 1950,286) schließt der erkennende Senat sich ~n. 

pp. Für die All g e m ci ne n De 1.1 t sehe n S pe cl i te 1.1 r b ,e d in gun g 'e n, 
auf deren Geltung der Beklagte sich außerdem beruft, w ü r de hin s ich t '" 

10) Enlsdlü'i.dung Uc& DGIIZ, Da,nu 13, SOLLo 200, 
11) Enl1schC'LUullg des DGIIZ, Dan<! 9, 1953, S",iLe 1. 
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lieh ihr'er normativen Geltung an sich ähnliches gelten 
wi'e für di,e KOV." 

Auch in dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 3. F,ebruar 1953, Akt. Z ZR 
61/62, wird nicht bestritten, daß ,es sich bei den Allgemeinen Spediteurhe" 
dingungen um Rechtsnormen handelt. 

Hiernach werden auch in der neueren Rechtssprechung des Bundesgerichtes die 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen als eine' fertig ber,eitliegende 
Rechtsordnung charakterisiert und damit auch die Rechtsgültigkeit dieser Be" 
dingungen seit 1945 außer Frage gestellt. Auf die praktische Anwendung der 
ADSp. muß jedoch noch näher eingegangen werden. 

II!. 

Wenn der Bundesgerichtshof über die R'echtsgültigkeit der Allgemeinen Deut" 
schen Spediteurbedingungen dne abschließende Entscheidung in dem Urteil vom 
3. F,ebruar 1953 gdl10ffen hat, S'Ü ist damit noch nicht die Norm festgelegt worden, 
unter welchen V'Ül'aussetzungeneine Unterwe~fung unter die fertig bereitliegende 
Rechtsordnung erfolgen muß: 

Der Bundesgerichtshof hat in seine~ bisherigen Entscheidungen diese für die 
Praxis bedeutsame Frage nicht gelöst. Er will d,ls "Kennen müssen" im Sinne der 
Rcchtssprechung über normatives R'ccht auf den Einz·elfall und den Bildungsgrad 
des Vertragsgegncrs des Spediteurs abstellen. Die 'Üben angezogene Entscheidung 
vom 3. Fcbruar 1953 12) über die Anwendbarkeit der Allgemeinen Deutschen 
Spcditeurbedingungen besagt folgendes: 

"Im Betragsverfahrcn wird zu prüfen bleiben, 'Üb eine stillschweigende Unter" 
werfung des Klägers unter die Allgemeinen Deutschen Spediteurbcdingungen 
angenommen werden kann. I-lierbei kommt es nicht auf einen Unterwerfungs" 
willen des Klägers an, sondern darauf über wußte 'Üder wissen mußte, daß 
d~~ B~klagte ihren Speditionsgeschäfte~ die ADSp. zugrunde zu Iegen pflegt. 
Fur diese Frage ist v'Ün Bedeutung, w'e 1 c he A n f 00 r d ,e r'U n g ,e n an d i 'e 
L:~ben.s" u.nd Geschäftserfahrung d'es,Kläglers 'Unter Be" 
l'llckslchhgung s,ein'es Berufskrcislcs g'est,cllt werden 
k,ö n ne n." 

Auch in der Entscheidung I. Zivilsenat vom 5. Okvober 1951 i. S. Fa. C (BekL), 
W. M. (Kl.) I. ZR 92/50 13

) stellt der Bundesgerichtshof in bezug auf vorstehende 
Frage folgenden Rechtsgrundsatz auf (es handelt sich hier um die Anwendbarkeit 
der Allgemeinen Lagerbedingungen des Deutschen Möbeltransports, die in ihrer 
Rechtsstruktur mit den Allgemehlen Deutschen Spediteurbedingungen identisch 
sind): . 

"Die Allgemeinen Lagerhedingungendes Deutschen Möbeltransports stelLen 
zwar eine normative Rechtsordnung dar, die an die Stelle dispositiver Vor" 
schriften des HGB treten kann. Ihre Geltung im konkr efen Fall 
setzt aber eine ausdrückliche od,el' stillschweigend,e 
U n te r we r fun g der Pa r te i ,e n t\ n t 'e I' die s e Re c h t S'Ü I' d n t\ n g 
v,oratIS, di,e b,ei einem Kaufmann, d,er lücht r'eg,elmäßig 

12) ßGIIZ, ßa.llli 9, 1953, SllitO G. 
13) ßGIIZ, ßand 3, 1951, Se'~Le 200. 
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Lag,erv,erträge abschließt, nicht ohn,e weiteres ange" 
no m me n w ,e r d ,e n k a n n." 

Nach den beigezogenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofes hängt die An" 
wendung der AlIg,emeinen Deutschen Spediteurbedingungen gegenüber Auf" 
traggebern des Spediteurs nicht von der Feststellung einer entsprechenden Ver" 
einbarungab, wohl aber wird gefordert, daß der Auftraggeber sich den AIl" 
gemeinen Deutschen Spediteurbedingungen wenigstens ausdrücklich oder still" 
schweigend unterworfen hat. Hier muß besonders herausgestellt werden, daß es 
nach den Gedankengängen des Bundesgerichtshofes bei der Interpretation dCt . 
stillschweigenden Unterwerfung unter eine fertigbereitliegende Rechtsordnun~ 
-- zu der auch hinsichtlich ihrer normativen Geltung dLe Allgemeinen Deutschcl) 
Spediteurbedingungen zu zählen sind -, auch auf den Bildungsgrad des Ver" 
tragsgegners des Spediteurs ankommen soll. Inwieweit soll aber hier die nor" 
maUve Kraft der AlIgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen in ihrer Wirkun~ 
gegenüber den Kaufleu~en und gebildeten Menschen abgegrenzt werden, zumal 
in den abgezogenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofes keineswegs di~ 
Merkmale und Erfordernisse des Bildungsgrades klar umrissen worden sind";l 
Die Entscheidung der Tatfrage, üb ider Vertragsgegner des Spediteurs sich dCl) 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen unterworfen hat, wird. nunmehl.' 
in den meisten Fällen vün der persönlichen Graduierung de,:; Kennenmüssen1> 
der bestehenden R;cchtsordnung beeinflußt, so daß hier der W,eg unweigerlicll. '. 
zur, Rechtsunsicherheit führen muß 14). Das praktische Beispiel ist auch durcl'l. 
zwei Entscheidungen des Landgerichts München I vom 27. April 1952 2 HK.<:) 
151/52 und des Oberlandgerichts München vom 12. Juni '1953 -- 6W 1040/53 15) 

statuiert worden. Diese Entscheidungen, die sich auf der Ebene der angczogencl.) 
Entscheidung,en des Bundesgerichtshofes bewegen, wiederholen, "daß angesicht::; . 
des L'eugnensdes Auftraggebers, die Allgemeinen Deutschen Spediteurbeclinglln", 
gen zu kennen, es Sache des Spediteurs sd, das Gegenteil zu beweisen, als V'or" 
aussetzung der Unterwerfung unter die Allgemeinen Deutschen 'Spediteurbedin" 
gungen". Beide Gerichte überlassen die Entscheidungen der Tatfr..1ge, ob ciCt 
Auftraggeber sich den Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen unter" 
worfen habe, dem guten Willen des Auftraggebers und hestätigen also die Auf" 
lassung, daß die Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes ger,adezu ,dazu ver", 
leitet, durch Leugnen der Unterwerfung unter die Allgemeinen Deutschel'l 
Spediteurbedingungen zu versuchen, eine günstigere Rechtslage zu erstreiten, 
als nach den Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen begründet (ist. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden: 
Der Bunde~gerichtshof setzt im konkreten Fall einmal voraus, daß eine ,allS" 

drückliche ,oder stillschweigende Unterwerfung der' Parteien unter die Rechts", 
ordnung der Allgemeinen Deutschen I Spediteurbedingungen bei dnem Kauf= 
mann, der nicht regelmäßig Lagerverträge abschließt, nicht ohne weiteres "'0= 
genommen werden kann. Ferner unterstellt der Bundesgerichtshof dem Unter" 
werfungswillen der Partei die Voraussetzung, 'Üb sie wußte 'Oder wissen mußte, 
daß die SpediHonsfirma ihrem Spediti'Ünsgeschäft die Allgemeinen Deutschen 

\ 

H) Anwendullgsmäßig soll unterschieden werden, oh es sich hei l!ern Verlragsparlncr. des 
Spedliteurs um einen Kaufmann, Großull!ltlrnchmer, gcschiiftskundigcll Nichlkaufmallll oder eltlCl1 

geschäftsunkull!<1igcn Nicl;'lkaufmallll hzw. eintl Privatperson handelt. Siehe VV (} I gag, t: not' 
. lletrLebsw{)roor, 1954, Seite 675. 

15) Dmvlsche Verkehrszdtung vorn 17. Oktohcr 1953, Nr. 122. 
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Spediteurbedingungen zugrunde zu legen pflegt und kommt hier zu der Schluß" 
folgerung, daß für diese Frage von Bedeutung ist, welche Anforderungen an die 
L'ebens" und Geschäftsführung. des Einzelnen unter Berücksichtigung seines 
Berufskreises gestellt werden können. Hier wird die Anwendung der Allgemeinen 
Deutschen Speditembedingungen zu einer Auslegungsfrage und damit jeweils 
v'On der Vorbildung und der gesellschaftlichen Stellung des Einzelnen abhängig 
gemacht. Diese Auffassung, die nicht nUr Rechtsunsicherheit geschaffen hat, 
v'erstößt auch gegen die Grundsätz·e des Grundgesetzes über die Gleichheit j,edes 
Staatsbürgers vor dem Gesetz. 

Nach S c h mi d t" L '0 ß be r g 16) wird der Spediteur daher gut daran tun, bei 
Aufträgen aUS V,erladerkrcisen die Allgemeinen Deutschen Speditcurbedingungen 
durch Hinweise auf Abnahmebescheinigungen und Auftragsbestätigungen zu 
vereinbaren. Auch Kr ie n 17) weist darauf hin, daß immerhin den Spediteuren 
zu ,empfehlen sei, "daß sie einem Kunden den Wortlaut der Allgemeinen Deub 
schen Spediteurbedingungen zugänglich machen und hierbei den PrivatklInden 
besonders bevorzugen, indem sie ihn ein Exemplar der Allgemeinen Deutschen 
Spediteurbedingungen unterzeichnen lassen. Auch Anschläge im Geschäftsraum 
über die Geltung der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen sowie Brief" 
bogenvermerk des Inhalts: "Wir arbeiten nach den Allgemeinen Deutschen 
Spediteurbedingungen in ihrer jeweils gültigen Fassung" sind ratsam. Ein Ver" 
merk auf der Rechnung ist nicht ausreichend, es sei denn, daß der Spediteur 
wiederholt mit demselben Auftraggeber Geschäfte abschließt". 

Iv' , 
, 

Die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp.) sehen eine Haftungs" 
beschränkung gegenüber dem Verlader vor. Um hier dem Verlader dnen Ver" . 
sicherungsschutz zu schaffen, ist der Spedittonsversicherungsschein (SVS) in. 
die Allgemeinen Spediteurbedingungeneingebaut worden. Er gewährleistet dem 
deutschen Spediteur Deckung für seine Haftpflicht und dem Verlader als Gegen" 
leistung für die von ihm übernommene Versicherungsprämie dne Ausgleichs" 
ver~icherung im Hinblick auf die Haftungsbeschränkungen in den Spediteur" 
bedmgungen. In gleicher Weise hat Oesterreich den SVSeingcführt. In der 
Nachkriegszeit folgten die skandinavischen Staaten auf diesem Gebiete. Aller" 
dings weicht diese Speditionsversicherung . sowohl grundsätzlich als auch in den 
einzelnen Bestimmungen von dem deutsch"österreichischen System ab. Man be" 
schränkte sich hier darauf, eine reine Spediteur", Haftpflichtversicherung ,zu 
schaffen. In Deutschland und Oesterreich 'ist der Verlader versichert, in Skandi" • 
navien nur der Spediteur. Im Gegensatz zum SVS ist die Höchstgrenze, d. h. die. 
Ersatzpflicht im Schaden fall, in Skandinavien sehr niedrig und geht nirgends 
über DM 40000,- hinaus. In Belgien, Frankreich und der Schweiz befaßte man 
sich gegenwärtig mit der Einfühnmg der Speditkmsversichenmg. Es sind Be" 
st))ebungen im Gange, über die 'Fcderation InternaHonal des Associations de 
Tr,ansporreurs cf Assimileseine internationale Lösung zu finden 18). Allerdings' 

16) Anmerkungen in MOB, 1953, Seite 35·1. 
17) Kr LC n': Die AllgcmeirHJIl Geschiiflsbo(J;ingungcn des Spedi~iollsycl'kehrs (AOSp.), Seite 29, 

Absatz 3. 
IB) Direktor Wo beI': Zurück: In der Son(J.crausgalJe der DVZ zum FIATA.l(ongrcß 1953,' 

SdLc 55. 
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besteht ,auf dem Gebiet der Haftung des Spediteurs R'echtsunsicherheit 'insf 

bes'Ündere über die Frage, 'Üb der Spediteur, der die SpeditionsvIersicherung hei' 
einem anderen nicht im § 39 der ADSp. bezeichneten,Versicherungsunterneh'met1 
gcdeckt hat, sich auf die ADSp. berufen kann. Die hier in Betracht kommendeJ'l 
Bestimmungen der ADSp. lauten: 

§ 39 

a) Der Speditcur ist, wenn der Auftraggeber es nicht amdrücklich schriftlich 
untersagt, verpflichtet, die Schäden, die dem A:uftraggeber durch den Spedire.ur 
bei der Ausführung des Auftrages 'erwachsen können, gemäß dem hier beif 
gefügten "Spediti'Ünsversichcrungsschcin" (SVS) ,auf K'Üsten des Auftragf 
gebers zu versichern. Die Versicherung soll bei denjenigen V,erskher.ern 
gedeckt werden, die v'Ün den Spitzenverbänden der Wirtschaft, die diese 
ADSp. festgestellt haben, beauftragt sind. 

b) Nach Maßgabe des SVS werden ,auch Schäden versichert, die dcnjenigen 
P,ersonenerwachsen könncn, denen das versicherte' Interesse zur Zeit des 
den Schaden verursachenden Er'eignisses zugestanden hat. 

c) Es wird nachdrückliehst darauf hing,ewiesen, daß lt. § 5 Ziff. 1 SVS aUe 
ISchäden, die durch Transport" oder Lagerversicherung gedeckt sind oder 
üblicherweise gedeckt werden, von der Speditionsversicherung ausgeschlossen 
sind. Dagegen wird 'der Auftraggeber gegen die sogen. Rollfuhrschäd~n 
gemäß dem beigefügten Rollfuhrv1ersicherungsschein (RVS) versichert, slQfern 
'er diese Zusatzversicherung nicht ausdrücklich schriftlich untersagt hat." 

Hat der Spediteur cntgegen dem § 39.1 die Spedit10nsversicherung \nicht 
gemäß den Bedingungen des beigefügten SVS oder nicht bei den im § 39 a 
bezeichneten V,ersicherern gedeckt, so darf ,er sich dem Auftraggebcr gegen" 
über auf di,e ADSp. nicht berufen. I 

d) Die Absätze .1) bis c) gelten entsprechend für die durch den RVS gedeckte 
V,ersichcrtlng. " 

Vorab soll aber zu der Frage Stellung genommcn werden, inwieweit die ADSp. 
gegen die Alliierten Dekartellierungsbestimmungen 10) verstoßen. In dcr Literatur 
und in der Rechtssprechung ist diese Frage zu Gunsten der ADSp. und des SVS 
in bezug auf diesc Bcstimmungen im allgemeinen und ,als Ganzes gcklärt, jedoch 
wird die Abgrenzung des Kreises der Versicherer in Satz 2 des § 39.1) der ADSp. 
als ein Verstoß gegen dic angezogene V,erordnung Nr. 78 angesehen, insbesondere 

• wird darauf hingewiesen, daß ·eine Monopolstellung darin zu 'erblicken sei, daß 
die Bestimmungen dcr §§ 39.1) und 41 c) dcn Abschluß der Speditionsversiche~ 
rung nach den Bedingungen des SVS nur bei ganz bestimmten Vcrsicher:ungs~ 
unternehmen und nur durch Beteiligung eines Versicherungsmaklers zulass·en 20). 
Hiergegcn wird folgender Einwand zu crheben sein, der auch von Kr i en 21) 
geteilt wird 'und der auch in den zur Zeit vorliegenden Entwürfen des Kartell" 
gesdzes seine Grundlage finden kann, und z:war daß 

• 1. bei Abfassung der §§ 39 und 41 ADSp. nicht beabsichtigt wOJ)den ist, den 
Kreis der Speditionsvcrsicher'er zu schließen, vielmehr dic vorgesehenc Ver" 
dnbarung zwischen den Verbänden dcr Wirtschaft lediglich zur Festsetzung 

10) Verorllnung NI'. 78, Arlikel I; dcr brilischen Militiirrogi,erung. 
20) nu w e: Vcr"ichertlngs'l'ccht, 1953, Seile H2 H.; 195"1, Seite ,1 ff. 
21) Vcn;'icherl1ng~'rcchl, '1. Jahrgang, NI'. 11. 
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der Deckungspflicht bzw. Risikoquote, also als Sicherheitsfaktor ,eingeschaltet 
wurde, 

2. die Bildung 'Ciner Arbeitsversicherungsgemcinschaft -erst dLe billige Prämie. 
des SVS bzw. RVS und die Uebernahme der Verpflichtung zur -Bewilligung 
des SVS / RVS an jeden Spediteur ,ermöglichte, 

3. die Zusammenfassung aller Speditions" und Rollfuhrv-ersicherungen in einer 
Hand durch das Erfordernis der gleichmäßigen Handhabung der Verkehrs". 
aufträge und der Abwicklung der Versicherungsfälle geboten erscheint. 

Es handelt sich hier nicht um die Bildung einer Wirtschaftsrnacht zur Be" 
herrschung des Marktes, s'Ündern um Maßnahmen zur Erstellung eines beson". 
dercn Versicherungsschutzcs. Auch Sc h m i d t " L '0 ß b 'e r g 22) führt hierzu aus, 
daß der Gültigkeit der ADSp.nicht die Dekartellierungsvorschriften der Alliierten 
entgegenstehen. 

Zur Rechtsgrundlage bezüglich der Frage, falls der Spediteur die Speditions;: 
versicherung bei Versichemngsunternehmen attßerhalb des § 39a der ADSp. 
untergebracht hat, wurde von der Handelskammer Hamburg in ,einem Gut" 
achte'n 23) Stellung genommen und hierzu folgendes zum Ausdruck gebracht: 

" .. , . Im Rahmen diesel' ADSp. kann sich ein Spediteur seinem Auftraggeber 
gegenüber nur dann auf diese Bedingungen berufen, wenn 'er die in ihnen 
vorgesehene Versichemng (SVS) nach den Richtlinien' v'Ürnimmt, welche 
im § 41 c) in Verbindnttg mit § 39 a) der ADSp. v'Ürgeschrieben sind." 

Das Oberlandesgericht Düsscldorferkannte diesen Grundsatz in seinem Urteil 
vom 20. Mai 1952 21) mit dem Hinweis an, daß der Spediteur, der seiner in den 
ADSp. übernommenen Verpflichtung, die Verkehrsaufträge auf Grund des 
SVS/RVS zu versichern, nicht genügt, damit bestraft wird, daß 'er sich dem 
Auftraggeber gegenüber nicht auf die ADSp. berufen dürfe. Auch der 3. Zivil" 
senat des Oberlandesgerichts Nürnberg hat diese Auffassung in seinem Urteil 
v 00 m 6. Fe b ru a r 1953,- Aktenzeichen 3 U 171/49 - 25) bestätigt. Der be" 
klagte Spediteur hatte nicht die Speditionsversicherung nach den Bedingungen 
des .Speditions" und Rollfuhrversicherungsscheins und nicht bei den Speditions" 
verSIcherern genommen. Dazu bemerkt das OLG Nürnberg: 

"Auf das zwischen den Parteien durch den Abschluß des Speditionsvertrages 
begründete Verhältnis finden die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedin" 
gungen (A~Sp.) kein~ Anwendung. Selbst wenn man annimmt, daß die 
ADSp. zummdest ZWIschen Kaufleuten auch .ohne ausdrückliche Verein" 
barung als Bestandteil eines Speditionsvertrages anzusehen sind, S'Ü kann sich 
doch die Beklagte im vorliegenden Falle nicht auf die ADSp. berufen, denn 
wie sich aus, § 41 c) der ADSp, ergibt, kann sich der Spediteur dem Auftrag" 
geber gegenüber nicht auf, die ADSp. berufen. wenn er entgegen § 39 der 
ADSp. die Speditionsversicherung nicht gemäß den Bedingungen des Spedi" 
tionsversicherungsscheins (SVS) oder nicht bei den in § 39 der ADSp, be" 
zeichneten V ersichererIJ. gedeckt hat." , 

2~) Z,yilsehrift für Vel'sic.herullg~w'~,'oll, lIarnhurg' I, 1.IJ'>2, lIeH 8. 

23) l\Jilgdf'ilt in cler Deulschen Vcrkehrszt:i'lung vom 20, Fdll'U'll' 1IJ1f), NI'. 5. 
2!) HJW, .11/58, S.:ile 1518, 

25) Z.:ilschrift "Der Spedileur", .Jahrgang 1, lIeft G, ulI(1 Neue Jurislische Wochenschrift, 
19:H, S",ile GOB. 
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Es wird allerdings hierzu in dem angez.ogenen Urteil noch weiter ausgefühl't~ 
"Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß zwischen dem Spediteur un4 
seinem Auftraggeber eine von § 39 ADSp. und dem SVS abweichende Ar~ 
der Versicherung vereinbart wird, denn die Bestimmungen der ADSp. sin4 
nachgiebiges Recht und können demzufolge zwischen den Beteiligten vertrag" 
lieh geändert werden." 

Diese Rechtsausführungen lassen d~n Schluß zu, daß auch bei einer anderweitigen, 
Speditionsversicherung die Berufung auf die ADSp. gegeben ist, wenn der Spedi" 
teur eine entsprechende Ver ein ba ru n g - .ob ausdrücklich od'el:' 
nach d,er beigezügen,en Entschddung des OLG Nürnberg. 
stillschweigend - mit sein'em Auftragg,eber getroffen haPG). 
zumal 'eine derartige Vereinbarung außerhalb der Frage steht, ob die ADSp. kraft 
Handelsbrauch oder kraft Unterwerfu"ng gelten. Daß eine solche Vereinbarung 
zwischen Spediteur und Auftraggeber nicht kraft Handelsbrauch und auch nach 
der Rechtssprechung des Bundesgerichtshüfesauch nicht kraft Unterwerfun~ 
gilt, beruht nicht auf §§ 41 c) und d) der ADSp., sündern darauf, daß solche 
Vereinbarung nüch nicht zum normativen Recht gewürden sein kann. wie die 
ADSp.es geworden sind. 

/ 

26) vVo I gas t: Vcrkchrs'rundscha.u, 1954, Seilo 573, und nu IV e: Versicherungsrecht, 1953, 
Nr. 11, und 1951, Nr. 1. 
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Die WettbewerbsverhäItnisse 
auf dem Verkehrsmarkt in Schweden 

und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen 
Von Arn,e Sj ö berg 

(O~konornietErcklor tier Schwedischen Slaatsbahnen) 
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In der Erörterung über Wettbewerbsbegrenzl1ng, die in Schweden in den letzten 
Jahren geführt wurde, ist wiederholt betont worden, daß ein 'Wettbewerb des 
Typs, wie ,er von den klassischen Nationalökonomen vorausgesetzt wurde, in 
unserem modernen Staat mit seinen institutionellen Voraussetzungen nicht statt" 
finden kann. Es wäre um den amerikanischen Nationalökonomen J. M. Clark 
zu zitieren, eine selbstverständliche Behauptung zu sagen, daß die wirksamste 
Form des Wettbewerbs, die wir haben oder bekommen können, verschiedene 
Formen des unvollständigen Wettbewerbs darstellt, da es einen ganz frei~eri Wdt" 
bewerb nicht gibt. Das Wettbewerbsproblem besteht daher darin, in verschie::: 
denen konkreten Fällen zu 'einer solchen Gestaltung dieses unvollständigen Wdt::: 
bewerbs zu kommen, daß 'er solche Wirkungen ,erfährt und in solcher Weis,e 
arbeitet, die wir selbst als wünschenswert ,erachten. Der Wdtbewerb muß nach 
dem Ergebnis beurteilt werden, das ,er in verschiedener Hinsicht ,erzielt. Man 
muß :entscheiden, inwieweit ,er wirtschaftlich:::politisch innerhalb des Gebietes 
funktionsfähig ist, wo ,er zur Anwendung kommen soll, und zwar unter den dort 
vorhandenen institutionellen Voraussetzungen. 
Die Kriterien dnes solchen wünschenswerten funktionsfähigen Wettbewerbs 
können in folgender Weise zusammeng'efaßt ~erden: Es ist wichtig, daß die 
Pl'IOduktivität bei den Unternehmungen dauernd gesteigert wird, daß die Produkte 
v:erbessert werden, daß die V'erbraucher an der Produktivitätsverbesserung durch 
niedrigere Preise und bessere Qualität der Produkte teilnehrnen, daß :die Arbeits::: 
kraft. angen:essene Ar?eitsbedingungen und genügende Sicherh~.it ,erhält usw. 
In elJ:er Wirtschaft wie der unsrigen hat dn solcher "gesunder \'Vettbew,erb, 
der nicht zu vom allgemeinen Gesichtspunkt aus schädlichen Wirkungen führt, 
eine wichtige Mission zu erfüllen. 
Das V,erkehrswesen ist seit altersher Gegenstand staatlicher Kontrolle und Rege,:: 
lung in v,erschiedener Hinsicht gewesen. So war es der Fall während des libera::: 
listischen 19. Jahrhunderts, und in der klassischen Naüonalölmnomiie wurde das 
als natürlich betrachtet. So ,erklärt z. B. Adam Smith, daß die dritte und letzte 
Aufgabe des Staates ist, die Verkehrsadern zu errichten und zu unterhalten, die 
für den allgemeinen Handel im Lande erforderlich' sind. Er betont weiter, daß 
die Mehrzahl solch~r :Öffentlicher Unternehmungen ihre Kosten selbst decken 
muß und kann, so daß sie nicht die Steuerzahler des, Landes belasten. Er 'empfiehlt 
auch Gebühren für die Benutzung der Dienste dieser Unternehmungen nach 
dem Grundsatz "what the commerce can afford to pay", wodurch "the indolence 

- and vanity of the rich is made to contribute in a veryeasy mann er to the relief 
'Of the poor, by rendering cheaper the transportation 'Of heavy goods to all , the 
different partsof the country". 
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Eine staatliche "Neuetablierungskontrolle" ist somit seit altersher in fast allen 
Ländern hinsichtlich der Anlegung von Verkehrsadern und ihres Betriebes vor~ 
gekommen, so z. B. die alten Zollbaumwege und Kanäle in England und Franb 
reich und di,e Kanäle in Schweden. Als man anfing, die Eisenbahnen von den 
30er Jahren des vmigen Jahrhunderts an zu bauen, bediente man sich auch des 
Konzessionsverfahrens. Mit Rücksicht auf die kapitalerfordernde Natur dieser i 

Arbeiten trat der Staat in der Mduzahl der Länder in Europa als Bauherr 'oder 
Darlehnsgeber auf und danach in mehreren Fällen auch als Verwaher der ferticr. 
gebauten Eisenbahnen. . . . , " 

Die einheimische Schiffahrt ist dagegen in der Melu"zahl der Länder g,anz frei vom 
KlQnz'essilQnszwang gewesen, während Konz'essi'Ünsr'egelung für den gewerbs. 
mäßigen Landstraßenverkehr und den Flugverkehr eingeführt wurden. 
Die Gründe für diese staatliche N euetablierungskontr-olle waren anfangs vor 
allem allgemein wirtschaftspolitische, militärpolitische und soziale. Das gilt in 
erster Linie für die Eisenbahnen. Da die Etablierungsgenehmigungen indessen 
dem betreffenden Unternehmen -eine mehr 'Oder minder monopolistische Stellung 
innerhalb seines Verkehrsgebietes gaben, behielt sich der Staat das Recht zu ge~ 
wisser Aufsicht und Kontrolle der Preissetzung des Unternehmens und des 
Dienstes vor, um dadurch die Verkehrsk'Ünsument,en zu schützen. 
Das Gesetz zur Bekämpfung, der Konkurrenzbegrenzung in gewissen Fällen im 
Wirtschaftsleben, das auf Vorschlag der N euetablierungssachverständigen zu~ ; 
standegekommen (Statens offentliga utredningar 1951 Nr. 27) und vom Frühjahrs. 
Reichstag des Jahres 1953 angenommen ist, hat zum Ziele, solche Wettbewerbs. 
begrenzungen zu v,ermeiden, die von einem oder mehrer,en Unternehmern VOl". 

genommen werden und zu vom allgemeinen Gesichtspunkt schädlichen Wir. 
kungen führen. Als Unternehmer werden hierbei auch staatliche und kommunale 
Untern'ehmungen ger,echnet. Die Gesetzgebung richtet sich dagegen nicht gegen 
die v-On ,öffentlichen Organen durchgeführten Regelungen im Wirtschaftsleben, 
die z. B. aUs wirtschaftlichen, sozialen, politischen .oder sanitären Gründen zu. 
standegekommen sind. In solchen -öffentlichen Regelungen ist die freie Kon. 
kurr,enz mitunter bewußt begrenzt. In ander,en Fällen kann eine solche Wett. 
bewerbsbegrenzung als -eine Nebenwirkung einer Regelung aufkommen. Die ' 
Neuetablierungssachverständigen betonen somit in ihrer Denkschrift, . "daß eine 
solche W,ettbewerbsbegrenzung, die das unmittelbare und beabsichtigte Ergebnis 
öffentlicher Regelungen ist, .oder die eine unvermeidliche und bei der Durch. 
führung der Regelung beachtete F,olge dieser ist, nicht als schädlich im Sinne 
des Gesetzes betrachtet werden kann. Dagegen sollen solche Wettbewerbs. 
begrenzungen, die den Charakter einer mittelbar'en und nicht beabsichtigten und 
in jedem Falle nicht unvermeidlichen Folge einer öffentlichen Regelung tragen, 
im Wirtschaftsfr'eiheitsausschuß (näringsfrihetsnämnd) zur Behandlung auf. 
genommen werden. Dies gilt z. B. von <einer W,ettheWierbsbegrenzung, die ur. 
sprünglich auf gewissen staatlichen Schutzvorrichtungen beruht, dileaber weiter 
betri1eben wird, als es für den fraglichen Zweck beabsichtigt war underforder~ 
lieh ist, -oder wenn sie in unzweckmäßiger Weise ausgenutzt wird". . 
In diesem Zusammenhange muß 'erwähnt werden, daß ein Mitglied der Neu. 
etabHerungssachverständigen in 'einer besonderen Stellungnahme zur Denkschrift 
betont hat, daß verschiedene Anwendungsschwierigkeiten die Folge einer solchen 
Gr,enzzi-ehung werden müssen. Er hat auch hingewiesen auf "die sehr eigen. 
tiimliche Situation, die daraus folgt, daß der Staat auf bestimmten Gebieten selbst 
zum Aufkommen der Wettbewerbsbegr,cnzung mitwirkt, während für andere 
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<?ebie~e Gesetz,esbestimmungen mit Verhoten geg~n an und für sich viel weniger 
elllgreifende Wettbewerbsbegrenzungen angewendet werden sollen. Eine s.olche 
unterschiedliche Behandlung dürfte auf die Dauer katun haltbhr sein. Die Folge 
muß sein, daß 'entweder eine solche Wettbewerbsbegrenzung, die mit Zustimmung 
der' Staatsrnacht durchgeführt ist, wesentlich aufgelockert wird, um nicht mit 
den Erfordernissen in Widerspruch zu stehen, die die Staatsrnacht im übrigen 
aufstellt, '0 d ,e r auch daß diese Forderungen so angepaßt werden, daß der Unter" 
schied zwischen dem, was der Staat selbst tut und was 'er von anderen Iy,erlangt, 
nicht allzu aufsehenerregend wird". 
Das schwedische K,ommerzkoHegium hat unter Berufung auf die eben angeführte 
A'eußerung in seiner Stellungnahme zu dem Gutachten der NeuetabHerungs" 
s.achv,erständigen betont, daß ähnliche Gesichtspunkte ebenfalls für die öffent" 
hche Regelung des gewerbsmäßigen Kraftwagenverkehrs geltend gemacht werden 
können. Dieser Wirtschaftszweig wird durch due in staatlicher Regie durch" 
geführte und mit Hilfe der Macht des Staatsanwalts aufrechterhaltene Neu" 
,etablierungskontrolle ger,egelt, die in mehrfacher Hinsicht wirksamer sein dürfte 
~ls die private Neuetablierungskont1'Olle. Hierzu kommt, daß die Unternehmer 
III .dieser Branche sich in kartellartigen Organisationen mit der Aufgabe ZU" 

sammengeschlossen haben, in gewissen Fällen den Wettbewerb weiter zu be" 
grenz,en. 

Der berichterstattende Chef des Ministeriums hat bei der Vmlage des Entwurfs 
ZUl~ neuen Gesetz (Kungl. Maj : ts proposition Nr. 103/1953) in di:es,er Frage aus" 
gefuhrt, daß die staatlichen Regelungen, die aus verschiedenen Gründen für not" 
w,endig befunden werden, in solcher Weise gestaltet ,werden müssen, daß der 
Wdtbewerb nicht in größerem Maße gehemmt wird, als dies notw,endig ,erscheint. 
In diesem Zusammenhange scheint die Feststellung v-on Interesse zu sein, daß 
es auf dem V ,e r ke h r s ge b i 'e t vorkommt, daß der Staat dort wesentlich 
mehr Von dem staatlichen Verkehrsunternehmen (Schwedische Staatsbahnen) 
f.ordert, als 'er von den privaten Verkehrsunternehmungen verlangt. Diese 
V,e~sehiedenheiten in der 'öffentlichen Regelung der Wettbewerbsbedingungen 
ZWIschen den Schwedischen Staatsbahnen und den privaten Verkehrsunter" 
nefmungen haben wie weiter unten beleuchtet werden wird, tiefe Rückwirkungen ,tl d~n Wettbew~rb und di,e Verkehrsverteilung auf dem Verkehrsmarkte sowie 
(; le Flllanzwirtsehaft der Staatsbahnen gehabt. 

pie Wirtschaftlichen Folgen dieser Verschiedenheiten in der ·öffentlichen Rege" 
ung des Verkehrsmarktes scheinen bisher nicht genügende Beachtung gefunden 
z~ haben. V,or einem Jahr hat die Staatsbahnlcitung diese Fragen ausführlich in 
emem Schreiben an die R'egierung behandelt. Dieses Schreiben war eine an" 
~eforderte beschleunigte Stellungnahme zu den Ausführungen. des Staatsa~~" 
schusses des Frühjahrs"Reichstags 1953 über die Aufstellung emes Planes fur 
. den Umbau der schmalspurigen Eisenbahnlinien auf Normalspur. o,er Staats" 
ausschuß vertrat nämlich bei der Behandlung des Kapitalhaushaltes des Staats" 
haushaltsplanes 1953 die Ansicht daß ein fester Plan für die Weiterfühnmg 
'~er Umbauarbeiten auf Normals~ur aufgestellt werden sollte, damit die staat" 
heh.en Stell.eneinc sichere Unterlage für die Beurteilung des finanziellen Rahmens 
erhlelten, mnerhalb dessen die Umbau arbeit auf Normalspur lOhne Vernach" 
lässigung der von anderen Gesichtspunkten aus notwendigen Investitionsbedürf" 
nisse innerhalb des Tätigkeitsbereiches der Staatsbahnen betrieben werden könnte. 
Das setzte seinerseits eine endgültige Prüfung der Frage voraus, welche schmal" 
spurigen Eisenbahnlinien überhaupt auf Normalspur umgebaut, welche Eisen" 
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bahnlini,en auch in Zukunft schmalspurig beibehalten und welche aus allgemein 
verkehrspolitischen oder verkehrswirtschaftlichen Gründen ,eventuell durch andere 
Verl<Jehrsmittelersetzt werden sollten. 
In der Stellungnahme der Eisenbahnverwaltung zu dieser Frage vom 30. Mai 1953, 
die im folgenden ausführlicher behandelt wird, wurde nach einer eingehenden 
Untersuchung der jetzigen Lage der Staatsbahnen und der wirtschaftlichen und 
verkehrspolitischen VDraussetzungen, unter denen der Eisenbahnbetrieb arbeitet, 
festgestellt, daß die Staatsbahnen nicht 'Ohne Vernachlässigung der bisherig,en 
Zielsetzung für die Politik des Unternehmens hinsichtlich der KDstendeckung 
und Verzinsung des Kapitals und auch nicht 'Olme Nichtberücksichtigung anderer 
angdegener Investitionen im Augenblick die Durchführungder fraglichen Eisen~ 
bahnprojekte übernehmen können. Es wurde auch hervorgehoben, daß die Frage, 
inwkweit in der Zukunft erhöhte Voraussetzungen hierfür zu erwarten sind, 
in hohem Grade von der Gestaltung der künftigen V,erkehrspolitik abhängig sei. 
Mit Rücksicht hierauf erachtete die Eisenbahnleitung es nicht für möglich, jetzt 
den v'Üm Reichstag verlangten Plan für den Umbau des Schmalspurnetzes auf" 
zustellen, sondern bat um Aufschub, bis die verkehrspolitischen Richtlinien für 
die künftige Tätigkeit der Staatsbahnen klargelegt worden seien. 

Die wirtschaftliche Zielsetzung 
Die wirtschaftliche Zielsetzung für die Tätigkeit der Staatsbahnen ist seit langem 
gewesen, daß voUe Kostendeckung einschließlich Verzinsung des in den Staats" 
bahnen gebundenen Staatskapitals wenigstens auf längere Sicht erreicht werden' 
soll. Während der Betriebsüberschuß somit nicht in jedem Jahr einen. Betrag 
ausmachen muß, der der "Verzinsungsforderung" rentspricht, hat man stets die 
Ansicht vertreten, daß volle Deckung der Ausgaben für Betrieb und Unterhaltung 
einschließlich Erneuerung nicht wertbeständiger Anlagen in jedem Jahr verlangt 
werden muß. I 

D~s aufgestellte Ziel ist dne lange Reihe von Jahren hindurch ,erreicht worden. 
~hckt man auf das Ergebnis der Tätigkeit der Staatsbahnen während der Kon" 
Junkturperiode 1930-1939 -ein neuer Tarif wurde v6n 1930 an eingeführt -, 
so findet man, daß ,es den Staatsbahnen während dieser Periode nicht nur geglückt 
war, ihre KJosten ,einschließlich der Verzinsung des Staatskapitals zu decken, 
sondern darüber hinaus einen Gewinn an die Staatskasse von zusammen nahezu 
50 MilHonen Kronen abzuführen. Für die P,eriode 1940-1951, die von dem 
Spitz,enverkehr der Kriegsjahre und der ersten Nachkriegsjahre beherrscht 
'Wurde, wurde ebenfalls außer voller Kostendeckung einschHeßlich V'erzinsung 
des .Staatskapitals auch 'ein buchmäßiger Gewinn erzielt, in diesem Falle nicht 
~emger als rund 475 Millionen Kronen. Außerdem führten die Staatsbahnen 
m dieser Periode 234 Millionen Kronen an die Staatskasse an V,erkehrssteuern 
ab. V'on den jetzt angegebenen Gewinnmittel~ in Höhe von 475 Millionen 
Kronen kann man indessen realwirtschaftlich betrachtet dnen wesentlichen Teil 
Cetwa 20? Million~n Kronen) als Abschreibungen ansehe~, da die bewerkstelligten 
A?schr,eIbungen m der Zeit vom 1. Juli 1945 bis 30. Juni 1951 nicht ,lls aus" 
reIchend mit Rücksicht darauf angesehen werden können daß sie aüf die An" 
schaffungspreise der Anlagen vorgenommen sind.' , 

Obwohl der Verkehrsumfang bei den Schwedischen Staatsbahnen immer noch er" 
he~lich i~t, is~ es bei del: augenblicklichen Lage nicht möglich, volle Verzinsung 
de~ S,~aatskaP.Itals zu .erZIelen. Die Erklärung für das fehlende Gleichgewicht in 
der Fmanzwlttschaft der Staatshahnen ist in der wirtschaftlichen Entwicklung 
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der letzten Jahre und dem immer stärker werdenden W·ettbewerb des Kraftwagen" 
vIerkehrs zu ,erblicken. Durch ihre Beförderungs" 'ltnd,Tarifpflicht sind die Staats" 
bahnen v·erhindert gewesen, diesen Wettbewerb unter gleichen Bedingungen auf" 
zunehmen, was für die Zukunft in höherem Grade als bisher eine allmähliche 
Verschlechterung der Staatsbahnfinanzen zur F.olge haben kann. 

Spezielle Verpflichtungen der Staatsbahnen .als allgemeines Unternehmen 

Die Stellung der Staatsbahnen im schwedischen Wirt~chaftsleben ist seit dem 
Bestehen des Unternehmens durch einen gewissen Dualismus dadurch geprägt, 
daß das Unternehmen auf der einen Seite ein staatliches Betriebsunternehmen und 
auf der anderen Seite lein staatliches .allgemeinnütziges Unternehmen (Allgemein" 
unternehmen) ist. Im Staatsratsprot0~oll über die Finanzangelegenheiten vom 30. 
Juni 1953 wird von dem Staatsunternehmen als ,,'einem gemeinsamen Unternehme!1 
der Allgemeinheit" und über "das für .die staatliche wirtschaftliche Tätigkeit 
beherrschende Ziel, den Bedürfnissen der Allgemeinheit zu dienen" gesprochen. 
Den Staatsbahnen sind als Allgemeinunternehmen wesentlich weitergehende Ver" 
pflichtungen S0zialer und wirtschaftspolitischer Natur auferlegt worden als dem 
mit den Staatsbahnen konkurl;ierenden Landstraßenverkehr. Als Beispiel könu.::n 
die Beförderungspflicht, Tarifpflicht, Veröffentlichungspflicht sowie das Erfor" , 
dernis der gleichmäßigen Behandlung der V-erkehrsteilnehmer angeführt werden. 

/\'Vie oben erwähnt, bedeutet diese Ungleichheit in den allg'emeinen V,erpflich" 
tungen für Eisenbahn und Kraftwagen, daß der Wdtbewerb zwischen den beiden 
V.erkehrsmitteln nicht unter gLeichartigen Voraussetzungen -erfolgen kann, was 
tiefgehende Rückwirkungen auf die Finanzen der Staatsbahnen gehabt und zu 
einer vom allgemeinwirtschaftIichen Standpunkt in vieler Hinsicht unwirtschaft" 
lichen V,erkehrsteilung zwischen Eisenbahn und Kraftwagen geführt hat. 

Die Beförderungspflicht 

Die Befördenmgspflicht bedeutet für die Staatsbahnen 'die Verpflichtung, auf 
einem tImfassenden und reich v1erzweigten Netz im allgemeinen jeglichen Vier kehr 
zu übernehmen, der zur Eisenbahn will. Diese Beförderungspflicht bedeutet 
nicht nur die V,erpflichtung, den Betrieb auf verkehrssd1wachen Bahnstrecken 
aufrechtzuerhalten, sondern den Staatsbahnen ist aud1 die Auflage gemadü, den 
Spitzenv,erkehr zu den Festen und anderen Sais,onspitzcn, unter v,orübergehenden 
Hochkonjunktul'en und aud1 sonst unter außergewöhnlichen Verhältnissen, z. B . 

. Schnee" und Eisblockade sowie Handelsabsperrung, zu bewältigen. Außerdem 
haben die Staatsbahnen Rücksicht auf die allgemeinen Versorgungs" und Verlei" 
digungsber.eitschaftsgesichtspunkte bei der Planung der Anlagen und Gestaltung 
des Betriebes zu nehmen. Man kann daher sagen, daß die Staatsbahnen als eine 
g 'e me ins a m e Reservekapazität für sämtliche Verkehrsmittel dienen. 
Durch d;s Vorhandensdn dieser Beförderungspflicht müssen den Anlagen der 
Staatsbahnen und der festen Organisation wie auch dem Fahrplans~'mdard hin" 
sichtlich der Zugz.ahl '1.1. ä. ,oft größere Dimensionen gegeben werden, als dies sonst 
V10m nUr wirtschaftlid1.en Standpunkt des Unternehmens aus begründet wäre. Die 
Beförderungspflicht v,erursacht außerdem gesteigerte laufende Kosten im Betrieb;' 

Die Tarifpflicht 

Die Tarifpflicht bedeutet für die Staatsbahnen die Verpflichtung, ,e in h -e i t" 
1 i eh e Eisenbahntarife für sämtliche Bahnstrecken anzuwenden, unabhängig von 
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vorhandenen bedeutenden Verschiedenheiten in den Kosten und Wlettbewerbs~ , 
vIerhältnissen, auf den verschiedenen Bahnstrecken, zu den verschiedenen Jahres~ i 

zeiten und bei verschiedenen Konjunkturlagen. Diese einheitlichen Tarif~; 
gründen sich auf Durchschnittsverhältnisse im Eisenbahnbetrieb über das ganz~ • 
Str,eckennetz hin und liegen daher vom Kostenstandpunkt zu hoch für die ver~ : 
kehrsstärkeren Linien und zu niedrig für die v'erkehrsschwächeren. : 
Die in der Praxis angewandten Tarifsätze der Staatsbahnen, nach dem allgemeineIt 
Tarif, und di,e vlOrkommenden speziellen Herabsetzungen in den Tarifen sinq 
ferner, im Gegensatz zu denen der Wettbewerber, 'ö f fe n t 1 ich. Den V'erkehrs,. 
trdbenden bei den Staatsbahnen ist außerdem 'hinsichtlich der Sonderherab~ 
sdzungen (Rabatte) gl e ich f ö r mi ge 'B ,e h a n d 1 u n g in tariflicher Hinsicht 
unter gleichartigen Voraussetzungen zugesichert. 
Diese speziellen V1erpflichtungen für die Staatsbalmen als Allgemeinunternehmc1\ 
sind historisch aus sozialen und wirtschaftspolitischen Gründen mit dem Zid~ 
zustandegekommen, einen Ausgleich in der Verkehrsbedienung und den Ver", 
kehrskosten zwischen den V'erkehrsnutzern in den v,erschiedenen Td!,en de% 
Landes zu ,erzielen. Die Gründe für die Werttarifierung, die mit der Entfernun~ 
stark sinkenden Tarifsätz·e und die für sämtliche Bahnstrecken im Eisenbahnnet~ 
dnheitlichen auf Entfernung beruhenden Tarifsätze, sind somit hauptsächlic4 
nicht wirtschaftlich v,om Standpunkt des Unternehmens. 
Es wird v!Üm wirtschaftspolitischen Gesichtspunkt aus ,erstrebt, durch die Wed", 
tarifierung billige Transporte für verschiedene Rohstoffe und Halberzeugniss~ 
zu ,ermöglichen und durch die fallenden Tarife Transporte auf weite Entfernung<:!! 
zu begünstigen -eine Frage von besonders großer Bedeutung in dem lang~ 
gestreckten Schweden. Die einheitlichen auf Entfernung beruhenden Tarifsätz<:; , 
haben zum Ziele, vom sozialen Gesichtspunkt die Reisekosten im Personcnver~ I 

kehr zwischen den verschiedenen Landesteilen auszugleichen sowie vom wirt" ' 
schaftspolitischen Gesichtspunkt möglichst gleichartige Sfandortvoraussetzunge!\ 
für das Wirtschaftsleben in den verschiedenen Teilen des Landes zu schaffen, 
Früher, vlor dem Einbruch des Kraftwagenverkehrs in den Verkehrsmarkt, 
konnten auch betriebswirtschaftliche Günde für den Werttarif und die fallenden. 
Tarifsätze angeführt werden,' nämlich als Mittel, um eine befriedigende Aus- ' 
nutzung der Kapazität der großen festen Anlagen der Eisenbahnen zuerzidcn. 
MUeiner gewissen V,erallgemeinerung kann man sagen, daß dieser Ausgleich de~ 
V,erkehrsdienstes und der Transportkosten dadurch 'erreicht ist, daß man versucht 
hat, die ,einheitlichen Tarife in solcher \Veise anzupassen, daß man auf den, 
wirtschaftlich gesehen, stärkeren Teilen des Betriebes 'einen so großen U eberschuß 
erzielt, daß 'er zur Deckung der Zuschüsse auf den schwächeren ausreicht.. Dieser 
allgemeine Ausgleich in der Bedienung und in den Tarifen gilt nicht nur zwischen 
den Verkehrstreibenden in verschiedenen Tdlen des Landes, sondern in gewissem 
Umfange auch zwischen den v,erschiedenen Verkehrs arten. 
DIeses reichsumfassende Ausg1eichssystem ist ebenso alt wie die Eisenbahnen 
und ist üblich bei 'einem "natürlichen Monopol", wie 'es die Staatsbahnen vor dem 
Durchbruch des Automobilismus gehabt haben. Diese MonopolsteIlung war 
eine notwendige Yoraussetzung dafür, daß der fragliche Ausgleich durch~ : 
geführt werden l<Jonnte. Der Ausgleich der K'osten und {{er Bedienung zwischen 
den verschiedenen Landesteilen und Tätigkeitszweigen hat bisher -ein grund~ , 
legendes Element für die Ausgestaltung und das Betreiben der ganzen Tätigkeit 
gebildet. Ohne diesen Ausgleich wäre es nicht möglich gewesen, die dünn be~ 
v,öl!<Jerlen ,oder entlegneren Teile Schwedens mit Eisenbahnverbindungel1: auszu~ 
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staHen. Die Bevölkerung in diesen Gegcnden wär,c dann unvergleichlich schlechter 
als sie ,es zur Zeit ist, hinsichtlich der Transportkosten und der Transportbe; 
dienung gestellt gewesen. Für den Aufbau der Industrie und die weitere Ent", 
wicklung ist besonders die Werttarifierung mit ihl'en niedrigcn Frachtsätzen für 
Massengüter wie der Entfernungs",Tarif mit den fallenden Sätzen von besonders 
gl'Oßer Bedeutung gewesen. 
Dadurch daß die frühere relative Monopolstellung nunmehr praktisch aufgehört 
hat, haben sich die Voraussetzungen für eine Beibehaltung dieser speziellen all", 
gemeinen Y,erpflichtungen für die Staatsbahnen wesentlich verändert. Die Bcför", 
derungs", und die Tarifpflicht 'haben einen W.ettbewerb unter gleichen Be,,: 
dingungen mit dem Kraftwagen unmöglich gemacht. Diese Bindungen hinsichtlich 
des Handlungs" und Anpassungsvermögens der Staatsbahnen haben besonders 
in den letzteren Jahren ,eine immer größere Belastung für die Eisenbahnfinanz" 
wirtschaft bedeutet. 
Daß dioes der Fall ist, beruht zum wesentlichen darauf, daß die allgemeine Ver" 
staatlichung der Eisenbahnen den regionalen Ausgleich hinsichtlich der Verkehrs", 
bedienung und der Yerk,ehrstarife von dem früheren alten und gegenüber dem 
Kraftwagen wettbewerbsfähigeren Netz zu einem, praktisch genommen, alle Eisen" 
bahnen umfassenden Netz erweitert hat. Der regionale Ausgleich ist durch die 
Eis,enbahnv,erstaatlichung auch hinsichtlich der Löhne, Dienstverhältniss,e und 
s~zialen Vergünstigungen für das P,ersonal bei den Eisenbahnen 'erweitert worden. 

Die v'erkehrsschwächeren Bahnstl'ecken, die nunmehr durch die Eisenbahnver" 
staatlichung dnen verhältnismäßig größeren Anteil des Staatsbahnnetzes als in 
den 30,er Jahren ausmachen, sind sümit eine erhebliche wirtschaftliche Belastung 
vom Unternehmerstandpunkt aus für die Staatsbahnen gewmden. Früher als 
Privatbetriebe mit abgestufter Tarif" und Lohnsdzung je nach der wirtschaft", 
lichen Tragkraft der Bahnen, konnten die Privatbahnen in mehreren Fällen die 
Wirtschaftlichkeit ihres Betriebes erreichen. In der Y,erwaltung der Staatsbahnen 
ist dies unmöglich, da die während der Privatbahnzeit vmkommende Abstufung 
in den Tarifen und Löhnen nicht beibehalten wer'den kann, s,ondern automatisch 
durch den teils für das ganze Staatsbahnnetzeinheitlichen, gewöhnlich viel' nie", 
ddgeren Tarif, teils durch das dnheitliche Ldmsystem der Staatsbahnen und die 
wesentlich günstigeren Dienst", und Arbeitsbedingungen für das Personal ersetzt 
wird. Dav,on, was ein solcher Uebeq.~angzum Staatsbahn tarif und zu Staatsbahn" 
löhnen für dne frühere Privatbahn bedeuten kann, legt folgendes Beispiel ein 
Zeugnis ab. Dem verhältnismäßig verkehrsstarken Unternehmen Svockholm­
Roslagens Eisenbahnen mit 'einer Streckenlänge von 326 km glückte es in der 
Privatbahnzeit in den letzten Jahren im großen gesehen, eine Kostendeckung 
zu lerzielen. Aber im Jahre 1952 in der Y'erwaltung der Staatsbahnen ,e,rtordel'te 
dieses Unternehmen einen Zuschuß von 3,5 Millionen Kronen. 

Unwirtschaftliche Verkehrsteilung zwischen Eisenbahn und Kraftwagen 

Die Y,erschiedenheiten in deh Wettbewerbsvoraussetzungen, die zwischen Eisen", 
bahn und Kraftwagen bestehen, können in folgender Weise zusammengefaßt 
werden. 
Im Ggensatz zu den Eisenbahnen hat der gewerbsmäßige Güterkraftwagenverkehr 
keinen Y,eröffentlichungszwang für die praktisch zur Anwendung kommenden 
Tarife und auch nicht die Verpflichtung, alle V,erkehrstreibenden in tariflicher 
Hinsicht unter gleichartigen v.oraussetzungen gleich zu behandeln. Der Kraft", 



I: .. 

36 Arn() SJ'öh(~r'b' 
------------------------------~--~----------------------------

wagen ist auch nicht an die einheitlichen Tarife der Eisenbahnen zu allen Jahresf 
zdten ("Konstanz in der Zeit") und für alle Bahnstrecken des Eis.enbahnnetz,es 
("Konstanz im Raume") gebunden, sondern kann individuelle Tarife für jeden 
besonderen Transport gewähren. Er kennt auch keine W,ertstäffel. 

Durch das ßehlen dieser Bindungen in der Pl'eissetzung kann der Kraftwagen! 
verkehr innerhalb des Rahmens für den festgestellten hohen Höchsttarif - dessen ' 
Nivleau so gestaltet ist, daß die Kosten unter außergewöhnlich ungünstige11 

v,erkehrstechnischen V>oraussetzunJ:~en gedeckt werden - seine Transportpreise 
innerhalb viel weiter,er Grenzen abstufen, wenn dies vom Wdtbewerbsstandpunkt 
aus ,erforderlich sein sollte. Die Möglichkeit für den Kraftwagenverkehr, einen 
auszuwählenden Wettbewerb im V,erhältnis zu den Eisenbahnen zu betrdben, 
ist hierdurch besonders gl1Oß. . 
Die V,erschiedenheiten zwischen Eisenbahn und Kraftwagen hinsichtlich der Be! 
förderungs,: und Tarifpflicht wirken zum Nachteil für das Eisenbahnunternehmen . 
und als dn \Vetthewerbsschutz für den Kraftwag,enverkehr. Diese VeTschieden~ 
heiten machen les für die Eis,enbahn unmöglich, unter gleichen Bedingungenrnit 
dem Kraftwagenverkehr den Wettbewerb aufzunehmen. Hierdurch wird dnc 
v,om allgemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkt aus ratIonelle V'erkehrstci1:ung 
zwischen Eisenbahn und Kraftwagen verhindert. Es wird verhindert, daß die 

. Transporte von dem VerkehrsmiHel oder der Kombination von Verkehrsmitteln 
ausgdührt werden, die in den einzelnen Fällen die möglichst geringen Gesamtf 
,opfer der Produktivkräfte für die Gesamtheit erfordern. 

In den V,erkehrsgebieten mit weiten Entfernungen sowie mit starkem und rege1f 
mäßigem V,erkehr, wo die Staatsbahnen in der Regel die Transporte auf den elekf 
trifizierten Linien zu geringe~en Kosten, sowohl vom betri,ebswirtschaftlichen. 
wie v,om allgemeinwirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, als der Kaftwagenf 

verkChrausführen können, faUen die Transporte in vielen Fällen trotzdem nicht 
den Staatsbalmen zu, da der :einheitliche Eisenbahntarif ,oft nicht wettbcwerbs f 

fähig ist und Sonderermäßigungen nicht möglich sind, mit Rücksicht auf die 
Vlerpflichtung der Staatsbahnen zu gIeichförmiger Behandlung der Verkehrsf 

nutz er. I-lierzu tritt die Schwierigkeit für die Staatsbahnen, 'den Wiettbewerb 
wirksam aufzunehmen, weil die Staatsbahnen den Veröffentlichungszwang für 

_ ihre zur Anwendung kommenden Tarife haben, während der Lastkraftwagen dieS 
- nicht kennt. . 

In verkehrsschwachen -- Gegenden dagegen hat der -einheitliche Eisenbahntarif, 
, die Beförderungspflicht u. ä. ,zur. Folge, daß mitunter von der Eisenbahn Transf 

porte ausgeführt werden, die sowohl vom betriebswirtschaftlichen wie volll 
allgemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkt vlOl'teilhaftererweise mit dem Kraftwaget1 
durchgdührt werden könnten. 
D1e in den letzten Jahren nach und nach gesteigerte ,wirtschaftliche Belastung 
der Staatsbahnen durch s,olche v.edustbringendell Tätigkeitszweige hat auch ,eine 
~evision des früher-en Werttarifierungssystems erforderlich gemacht, wodurch die 
Frachtsätz'e für die ~ohstoffe der Industrie und die übrigen Massengüter vefJ 

hältnismäßig stärker 'erhöht worden sind als für die übrigen Güter, für die der 
Kraftw.agenwettbewerb größer ist. 
Die sehr ungleiche Verteilung auf den das Eisenbahnnetz bildenden Bahnstrecken 
ist ·ein Faktor von besonders großer wirtschaftlicher Bedeutung für die F~nan:z:" 
wirtschaft der Staatsbahnen. Da die Kosten für den Eisenbahnbetrieb zum großel1 

. T:cil mit wachsendem Verkehr nicht pl'oporti:onal steigen, stellen sich die Kosret1 
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für die V, . k ., ." - . • u! sol h " eks,~nh«t "h,bh,h hoh" auf B.hnst",ken m,t gering"'" y,crk,h, 
Verteil: 'n, d" ,m,n s""k,n y,,,keh, aulweisen . Wie ungünstig di, y,crkeh= 
daß 75"~g .u! d,m Staatsb.hnn'" tats"hli,h ist, g,ht aus d" Tats"h, h',,"o, 
Bahnne; deshYe,hh" auf den St",tsbahnen im Jahre 1951 auf einem Yi"tel Je; 
E' zesewalhgt wurden. . 

tne 'end "1 . . v"keh" gn "ge wirtschaltli,he G"n" vom Untem,hm",tandpunkt zwiseh,n 
W.erden starken. und verkehrsschwachen Bahnstrecken kann nicht gezogen 
b

zw
. " .di, man nieht Glokhheitszekh,n zwisehen v"kem"ta<k und lohnend 

sttukt wlscen. v,erkehrsschwach und nicht lohnend setz,en kann. Die Verkehrs" 
kcln" ~~ rnn m viel,n Fällen so liegen, daß ,ine Bahns""kc mit gedngcr" Yel, 
Bahn s t" k gedng'" Kost,n od" höhere Einnalunenaufwe!.sen kann als eine 
Dnte S r,ec e mit stärkerer Verkehrsdichte. Die Staatsbahnverwaltung 'hat eine 
"hi'dsuchung eingeleit", um die ve,hälin~mäßjg, Wirtsehaltlichkeit d" ",­
'vo'; b~n~~ Bahns""k~n zu "mitteln und zU crlo"ch

en
, weleh, Ycrb',:,,,nnge~ 

Inaßnah"leb,'W!:,ts'hafth,h,n Ges"htspunkt d""h ve"ch"d',"e Ratwn.]'sic",ng" 
Au! d m'n !m d" v"kemssehwachen Bahnstre,ken erre"ht 'werden können. 
in> Jah'::, Tagung, die d" Internati~naleEisenbahnkongr'ß (Ale) in Sto,khohn 
aul v. 1,1952 obh .. lt, w",de u. a.dle F,age d" ShllegUng des Etsenbahnb'''icbos 
durch '.I "h""hwa,hen Bahnstre,ken und "in völlig" öd" tcilwei.scr E"at, 
b.hnb'? Kraftwagen behandelt. Hinsichtli,h d" G"nzziehung zwis<hcn EiseTh> 
""n e~"b und K"ftw,genbe"icb aul ""leh,n Bahnstre,kenberonte d« 

gl'e in seinen zusammenfassenden Empfehlungen folgendes: 

hDnt bahn"'u'hung,n und E,öde",ngen, die auf diesem Gebiet von g,w!ss<n Eisen' 
d"" verwaltungen vo,g,nomm,n sind, haben g"eigt, ooß es tu den Fällen, in 
tine: :" V"kehr weniger als 250000 y"kehrselnheiten im Joh" und auf 
gelt'nde e":,bskUom,tc, ausmacht, wtrtsch,ftlid,., ist, untcr Bcibehalmng d" 
v"", . n E"cubahntacile den y"kehr aul ,d" L,ndstraß, anstatt au! der Schiene 

unehmen" . . ' 
Die' . "'erd angegebene No,,", muß natüdich als besondm sehematis,h Iiczci,hnet 
son..':i:: Ein, laufende RechnungslegUng d" Anzahl Y~rkehrseinheitcn (Pe", 
k<nnn,,'l:'""t" + Gütedonne?kilo""tcr) auf den ""rseh«den,n Bah~st",cleen 
Stau fk" d,n Staatsbahn,n nteht "<", ab" auf Gnmdlag' ande", ,ug.nghd", ,,,,.ob' en kmn man ,ich ein ungefähre< Bild d"üb" machen, welche B,hn, 
Jahr:::: unt" d" ,ngeg,b~ncn Grenze ~on 250000. Y"kem.seinhei!cn für das 
cl", oll d d,n B,"iebskilomc!" li'g,n. E,ne solche uberschlagh,hc Be,."hnnng, 
'!te,k, erdmgs . unv,olls"ndig ist, da gewis<' kürze"',. v"k"hrsschwaci«: Bahn, 
k

onlU
,," stahshsch gemeinsam mit ande,.,n "Mt ,,:~den, "g,bt, ooß d" m Frage 

Was ,nden Bahns"eeken ein' gesamte B,,,,,bslang' von 6 440 km ummsen, 
eine n"h. wenig" als 42 6 "I" des g,samten Staatsbahnnet'es entspd,ht. Für 
'ich~ ""oß,n Teil dieser Strecken würd' vom rein be"iebswirtschaftllchen Ge> 
\\'H:';h:nk' aus ein, ganze oder tcUweisq SUIl,gung des schi,nengebundencn 
b
e
",," d' und Ersatz durch L,ndstraßenbetneb, sol",n Wege "",handen ,ind 

BaI,un et"weise in F"ge .omOlen können. Di< Y,,,kel,,sarbeit au! die""; s",,~itc'ken, gemessen inB",troronnenkilom,ter, macht nur 5,6 "10 des Ge, 
.schat erkehrs der St"tsbahnen (auss,hließli,h des Erzverkeks) aus, kann aber 
anspzunhgsWeise 'etwa 20 % der t.ota1eti Betriebskosten der Staatsbahnen he;::' 

ntc 'en . ~: ~uPt;cil der fragli,hen Bahnstrecken. oder last 70
0

1" der B'h.
nlänge 

,ind 
atsbalmen erst seit dem Jahre 1939 etnverle1bt worden. DIe ubng~n 30 0/0 
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bestehen hauptsächlich aus Bahnstrecken in Nordschweden, die aus anderen als 
rein betriebswirtschaftlichen Gründen zustandegel<Jommen sind. 

Da eine vollständige Einnahmc" und "K'Üstenrechnungslegung für die v,ev 
schiedenen Bahnstrecken in den letzten Jahren bei den Staatshahnen nicht at,lf" 
gestellt worden ist, ist es nicht möglich, mit einem größeren Sicherheitsgrad die 
~esamte Größe der Betriebsüberschiisse auf den verkehrsstärk'er,en l'Ühnendcn 
Bahnstvecl<Jen, die zum Ausgleich der Zuschüsse auf den verkehrsschwächeren 
Teilen des Eisenbahnnctzes verwandt werden, anzugeben. Um wenigstens bis 
zu .einem gewissen Grade die Größe des Kostenausgleiches zu beLeuchten, \-uu 
die ,es sich hier handelt, ist dne schätzungsweise Berechnung des Betriebsübel'f 
schusses auf den verkehrsstärksten Bahnstrecken auf der Grundlage der V,er? 
hältnisse des Jahres 1951 vorgenommen worden. Nach dieser überschläglichen 
Berechnung kommt auf diesen Bahnstreck'en, die zusammen kaum 10 % des Eisel}? 
bahnnetzes umfassen, aber ein Drittel des gesamten Verkehrs der Staatshahnen 
bewältigen, gemessen in Bruttotonnenkilometer, ein Betriebsüberschuß in der 
Größenordnung v<On 200 Millionen Kronen .auf, der dazu v,erwandt wird, Ver" 
luste auf v,erkehrsschwächeren Bahnstrecken auszugleichen. 

Möglichkeiten für den Wettbewerb Eisenbahn":"'Kraftwagen 
unter 'gleichen Bedingungen 

Die aktuelle finanzielle Lage der schwedischen Eisenbahnen ist besonders labil. 
Viele Einnahmeposten sind stark konjunkturbedingt, und ein Wegfall dieser 

, Einnahmen und ein verhältnismäßig mäßiger Konjunkturrückgang würde für die 
Staatsbahnen dnen Einnahmeausfall in der Größenordnung von 100 Millioncl1 
KJ.1onen im Jahre zur Folge haben, der nur teilweise und allmählich durch K'Üstenf 
ersparnisse ausgeglichen werden kann. 

. , 
Mit dem Ziele,eine gesteigerte Effektivität und verbesserte Wirtschaftslage zu 
'erziden, ist innerhalbider Staatsbahnen dnc allgemeine Ueberprüfung der v·erf 
schiedenen Faktoren in der wirtschaftlichen Struktur des Unternehmens in die 
Wiege geleitet worden, d,er Produktionsmethoden im Betrieb, der Preisbildung 
im ßers,onen" und Güterverkehr, der V,erkaufsmeth'Üden, der Organisati'Ün usw. 
Bei dieser K'Üsten" ünd Einnahmeanpassung ,erscheint es nicht möglich, durch 
allgemeine Tariferhöhungenerhöhte Einnahmen für das Unternehmen zu erf 
zielen, auch wenn durch verstärkte V,erkehrswerbung gewisse V,erbesserungeIl 
erzielt werden können. Die Anpassung muß daher im wesentlichen durch MaßI 
nahmen auf der Ausgabenseite vorgenommen werden. tUer muß hesonders 
die allgemeine Untersuchung ,erwähnt werden, die hinsichtlich der verkehrs? 
schwächeren Stationen und Bahnstrecken mit dem Ziele in die W.ege geleitet ist, 
klarzulegen, welche Ersparnisse durch völlige ,oder teilweise Stillegung des Eis·en~ 
bahnbetriebes und Umlegungdes V'erkehrs in den betreffenden Gegenden auf 
Landstraßenautobusse und Lastkraftwagen erzielt werden können. 

Die V,erbesserung in der Finanzwirtschaft der Staatsbahnen, die durch die it1 
Gang befindliche Rationalisierungsarbeit ,erreicht werden kann, scheint indesseIl 
auf länger~ Sicht nicht ausreichend zu sein, um v,ol1e r·ealwirtschaftliche KostelV 
deCkung und V,erzinsung des Staatskapitals zu sichern. Eine dauernde Verl 
bess,erung und befriedigende Bilanz in der Finanzwirtschaft der StaatsbahneIl . 
scheint nur dadurch ,erzielt werden zu können, daß die Staatsbahnen davon befreit 
w,erden, die wirtschaftlichen Verluste zu tragen, die durch die allgemeinen Auf" 
lagen über die Bdördenmgspflicht usw. aufkommen .. 
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\X1ie oben betont, ist es infolge des Kraftwagenwettbewerbs nicht länger möglich, 
in den wirtschaftlich stärkeren Betriebszweigen einen Ueberschuß zu erzielen, 
derausr,eicht, um die nunmehr wesentlich höheren Verluste aus den schwächer,en 
Betriebszweigen auszugleichen. 
Der sozial und wirtschaftspolitisch begründete Ausgleich Ider Verkehrsbedienung 
und der Transportkosten ist daher nach 'dem bisher angewandten System nicht 
länger möglich, sondern 'es ist mit Rücksicht auf den Kraftwagenwettbewerb 
notwendig, daß die Staatsbahnen ihre Tarife und ihren V,erkehrsdienst auf den 
wirtschaftlichen Betriebszweigen allein mit Rücksicht auf die betriebswirtschaft", 
lichen Verhältnisse innerhalb dieser bestimmen. Dies erscheint auch vom al1~ 
gemeinen Verkehrshaushaltungsgesichtspunkt begründet. Das Ziel muß sein, 
eine solche Verkehrsteilung zwischen Eisenbahn und Kraftwagen zustandezu~ 
bringen, daß die Transporte dem Verkehrsmittel oder der Kombination von 
Verkehrsmitteln zufallen, di'e dre geringst~möglichen wirtschaftlichen Kosten für 
die Allgemeinheit ,erJlordern. 
In dem Maße, in dem es aus wirtschaftspolitischen, s'Ozialen 'Oder verteidigungs~ 
politischen' Gtünden wünschenswert ,erscheint, für die schwächeren Betriebs:,­
zweige der Staatsbahnen niedrigere Tarife anzuwenden, ',oder einen besseren 
Verkehrsdienst zu gewähren, als vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt des 
Unternehmens aus begründet ist, 'Oder überhaupt diejenigen v'On diesen Betriebs~ 
zweigen beizubehalten, dLe verlustbringend sind, scheinen hierdurch auf~ 
kommende Verluste für das Staatsbahnunternehmen durch besondere Bewillk 
gun gen auf dem "allgemeinen" Staatshaushalt ge~eckt _werden zu müssen. 
Sofern elLe jetzt angegebene Lösung, durch Zuwendungen aus dem Staats~ 
haushalt den bisherigen r,egionalen Ausgleich der Tarife und des Verk:ehrs~ 
dienstes zwischen den verschiedenen Bahnteilen innerhalb der Staatsbahnen 
aufrechtzuerhalten, nicht gewählt werden soll, scheint nur irgendeine Form der 
Anpassung des gesamten Verkehrsapp,arates mit Rücksicht auf das Verkehrs", 
bedürfnis und eine wirtschaftliche V,erteilung der Verkehrsarbeit zwischen Eisen~ 
bahn und Kraftwagen dne ganze oder teilweise Beibehaltung des Ausgleichs 
möglich machen zu können. 
Eine dauernde V,erbesserung und befriedigende Bilanz in den Staatsbahnfinanz'en 
könnte, außer in der oben angegebenen Woeise durch besondere Mittelzuweisung 
im Staatshaushalt für nicht betriebswirtschaftlich begründete Verkehrsaufgaben 
oder durch irgendeine F'Orm wirtschaftlicher V,erkehrsteilung zwischen Eisenbahn 
und Kraftwagen, dadurch ,erreicht werden, daß der jetzige Dualismus in der Ziel~ 
setzung für die Tätigkeit der Staatsbahnen abgeschafft würde und die Staats~ 
bahncn statt dessen darauf eingestellt würden, ,als ein reines kaufmännisches 
U ntcrnehmen zu fungieren. Das würde bedeuten,' daß die Staatsbahnen von 
ihren V,erpflichtungen als Allgemcinuntcrnehmen befrdt würden und danach 
als ein reines kaufmännisches Unternehmen u n tel' gl eie h -c n Be d in gun '" 
gen mit anderen Unternehmern auf dem Verkehrsmarkte konkurrier-en könntcn. 
Die letztgenannte Lösung, ,Wettbewerb unter gleichen Bedingungen zwischen 
Eisenbahn und Kraftwagen und damit dne V,crbesserung der Eisenbahnfinanzen 
zu erreichen, die auf der Vmaussetzung'aufbauen, daß die Staatsbahnen v,on illIen 
gegenwärtigen Verpflichtungen als Allgemeinuntemehmen befreit werden, dürfte 
indessen nur theoretisches Interesse haben. Aus sozialen, wirtschaftspolitischen 
und allgcmcinen Versorgungs~ und Verteidigungsbereitschaftsgesichtspunkten 
erscheint es nämlich nur in verhältnismäßig begrenztem Umfang möglich zu 
sein, die Staatsbahnen von ihren V-erpflichtungen als Allgemeinunternehmen 
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zu hef))eien. Das verkehrspolitischeAbwägungspDoblem für das einheimische 
VIerkehrswesen, das das PDoblem der allgemeinen V,erpflichtungen des Staats~ 
bahnunternehmens als einen integrierenden und sehr wichtigen Tdl umschließt, 
dürfte daher nicht durch solche rein theoretische Lösungen, wie oben ,erörtert, 
gelöst werden können, sondern in der Praxis sind wohl die Lösungen in einer 
Krombination von v,erschiedcnartigen Maßnahmen auf v,erschiedenen Gebieten 
des V.erkehrswesens zu suchen. 
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}:lralrtisc,be Erfabrungenaus der Neuordnung 
der Seehafen tarife . 
Von G. B·eier, Bremen 

,r. 
l:llluitte d' 
lll1bcllle

n k es. Ringens um <eine Neuordnung des deutschen Verkehrs g~ht fast 
kUssi'On r

d 
t ,eInes der am heftigsten umstrittenen Kapitel aus der V,erkehrsdis" 

.8undesb ;;r ~achkriegszeit zu Ende: Die Neuordnung der Seehafentarife der 
l'vtit " a n 1st SD gut wie abgeschIossen. 

eIner ". kbl' V'erf'OIgt rue lckenden Darstellung und BetracHtung soll nicht der Zweck 
letzten Jah,erd~p, .die Diskussion um die Seehafentarifp'Olitik, die während der 
aber III ß re llauflg leidenschaftliche Formen annahm, erneut zu 'entfachen. Wühl 
NeUge ~ 1 es als wertvoll .anges,ehen werden, die in fünf jähriger Arbeit an der 
\Värtig s a tung der SeehafentarHe gesammelten Erfahrungen sich zu v,ergegen" 
I1lQglichn ~nd ~l[szuwerten. Dazu besteht <ein akuter Anlaß, denn es wird nicht 
1'1aßn hseIn,~,he Seehafentarifpolitik gegen die Wirkungen der zurzeit ,erörterten 
Straßea ~en zur Neuordnung der Wettbewertsverhä1tnisse zwischen Schiene und 
SChirlll Un gegen die in diesem Zusammenhang geplanten Tarifmaßnahmen abzu" 
El:fahi-en. Auf die Berücksichtigung der in den letzten Jahren gesammelten 
Gesch ~nge~ Wird man dabei nicht verzichten können. Zum anderen aber ist das 
\V{~guneen 1U den Seehäfen durch seine Abhängigkeit von den vielfältigen Be" 
des V,gen der Weltwirtschaft so lebendig und fließend, daß sich Aenderungcn 
erfQrd:~~ehrsbi1des täglich einstellen und neue seehafen politische Maßnahmen 
1111 Z Ich machen können. , 
gelöstuge der Neuordnung der Sedlafentarife hat eine Fülle praktischer Fragen 
keJu..s ~erden müssen. Dabei standen jedoch immer wieder grundsätzlichev,er" 
i~ di:tJSchaftliche und ",politische Zusa~menhänge im Y;ord~rgrund und waren 
tlschen eberlegungen einzubeziehen. Bel, der folgenden Erorteru~!5 der prab 
l1liissr Erfahrungen werden, daher manche Grundsatzfragen beruhl't werden 
Wirken. Das ist notwendig weil sich' die Umformung der Seehafentarife in ihrer 
d~r <l~~g nic1lt auf di'e Verkehrswirtschaft .beschränkte, sondern .~eil. die Belat;lge 
hq[en 1 nhandelsorientierten Wirtschaft, dIe Interessen und BedurfnlSs'e der See" 
'V«ettb: s Verkehrsanstalten und Hande1s~lätze f?en~uso berührt wur~~n wie die' 
l:nQ werbsbeziehungcn zwischen den bmnenlandlschen V,erkehrstragern. 
keh Cl' folgenden Untersuchung wird versucht, aus der Sicht der Ver" 
lahr rsträg·er insbesondere der BinnenschiHahrt die in den letzten 
\V'ert:~ allfgetret~nen Probleme und ihre praktische Lösung darzustellen und zu . ,. 

b' LI. 
~e~ie~~twendigkeif zur Neuordnung der Seehafentar~fe d~~ Bahn, ja .i~ mancher 
In ih ng Zu reiner Neuorientierung der Seehafentarupohtlk 'ergab sleh aus der 

ten Grundlagen stark veränderten Situation der deutschen Seehäfen untnit" 
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telbar nach Abschluß der Kriegshandlungen und im Zuge des langsamen Wieder" 
auflehens des deutschen Außenhandels. Auf eine erschöpfende Darstellung der 
Ausgangsposition der kontinentalen, insbesondere der deutschen Seehäfen, muß 
hier verzichtet werden. Es sei auf die Arbeit von Hellmuth St. Seidenfuß unter 
dem Titel: "Die kontinentalen Nordseehäfen" 1) verwiesen. 

Hier muß die Feststellung genügen, daß tiefgreifende Strukturwandlungen des 
Seehafenverkehrs, der \'Vettbewertsverhältnisse zwischen den Seehafengruppen 
-. 'der deutschen und der an der Rheinmündung -, des binnenländischen und 
seewärtigen Verkehrs mit AußenhandcIsgütern, der Handelsflotten des Hinter" 
landes der Seehäfen, kurz a11 der Faktoren, die für die Fühnmg einer nationalen 
oder ,europäischen Seehafenpolitik von Bedeutung sind, zu einer Ueberprüfung 
und Neuordnunge i n e s der seehafenpolitischen Mittel, nämlich der Ta r i f" 
gestaltung im Verkehr zwischen S·e'ehäf'en unäHinterland, 
berechtigten Anlaß gaben. 

II!. 
Der Bundesminister für Verkehr gab nach ,eingehenden Beratungen mi.t seinem 
wissenschaftlichen Beirat in seinen Richtlinien v,om 16. 5. 1951 die Grundlage 
für die Neuordnung der Seehafentarife. 

Drei wesentliche Grundsätze heben sich aus diesen Richtlinien heraus und gaben 
der Seehafentarifpolitik währ,end der letzten Jahre ihr Gepräge: 

1. Die Seehafentarife sind dn volkswirtschaftlich wichtiges und notwendiges 
Mittel, um den d 'e u t sehe n Se ,e h ä fe n (Sperrungen vom Verfasser) die 
ihnen gebührende Stellung im Wdthandel und im Ueberseev,erkehr zu sichern. 

2. Bei der Bildung von Seehafen tarifen der Bahn soll ein deutscher Hafen .als 
sogenannter tarifbildender Hafen die im V,erkehr mit den Rheinmündungs" 
häfen ,erreichbaren Frachtsätz·en auch d'es g'ebrochen,en Bahn/Wasser" 
w'eg,eserhalten, wenn dieser Weg "insgesamt wirtschaftlich Wühl" 
fdl,er'e Frachtsätze" bietet als der unmittelbare Bahnweg. Dabei sollen 
die berechtigtdn Belange der Binnenschiffahrt'gewahrt werden. . 

I 

3, Die sich aus der geographischen Lage der deutschen Häfen zum westdeutschen 
Hinterland ,ergebenden Frachtvor" bzw. machteile der ,einzelnen Seehäfen im 
Eisenhahnverkehr sollen, je nach der Bedeutung der ,einzelnen Hafenplätz.e 
im Umschlag bestimmter Güter, pl'lozentual gekürzt werden. 

Der ,erste Programmpunkt muß als eine authentische Interpretation der Zielsetzung 
der Seehafentarifpolitik angesehen werden. Die Sicherung dner :,gebührenden 
Stellung im Welthandel ist eine wirtschaftsPQlitische und als solche eine außen" 
handelspolitische Aufgabe der Seehafentarifrolitik und bezieht sich zweifellos 
auf die deu tsche n S e'ehäf'e n als A u ß e n h a n d.cl s m ä r k tc. Die Festigung 
der Position der Häfen im Ueberseeverkehr ist vorwiegend dne verkehrspolitis~he 
~u~gabenstellung. Diese Bemerkungen gewinnen i11t,e Bedeutung, wenn man sich 
1111. Zusammenhang mit den weiteren Programm punkten vergegenwärtigt, daß bei 
der U ebertragung der Richtlinien in die Praxis auch andere Gesichtspunkte auf die 
~~ldung der Seehafen tarife Einfluß gewannen und zu praktischen Erschwernissen 
fuhrten. Manche Auseinandersetzungen im Zuge der Neuordnung der Seehafcn~ 

Tl) ~cc!mi'scho uml VOU(~Wil'lscllla.rll-icho Be.ridüe des "V.rlschafls- unu Vcrkehrsmil1isl.erilums 
Nordl'hem-"VC's'lfa1on., Nr. 27. 
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tarife hätten vermieden oder gemildert werden können, wenn diese Tarife nicht 
zugleich noch anderen Zwecken hätten dienstbar gemacht Iwerden saUen. 
Darüber wird noch zu sprechen sein. 

Der zweite Programmpunkt proklamiert den Grundsatz der Frachtparität. 
Durch die Bildung von Seehafentarifen soll die Parität der Eisenbahnfrachten 
in der V>erkehrsbedienung der deutschen Seehäfen mit den Frachten ini Verkehr 
zwischen den ausländischen Seehäfen und dem deutschen Wirtschaftsgebiet 
hergestellt werden. Waren in der Vergangenheit überwiegend die Eisenbahn~ 
fra c h t sät ze im Verkehr zwischen Deutschland und den Häfen an der Rhein~ 
mündung Maßgröße für die Bildung von Seehafentarifen, so findet in den Richt~ 
linien die überragende Bedeutung des Rheins als Verkehrsweg zwischen den Häfen 
an seiner Mündung und dem deutschen Wirtschaftsgebiet darin ihren Ausdruck, 
daß ein deutscher Seehafen die im Verkehr mit den Rheinmündllngshäfenerreich~ 
baren Frachtsätze auch des gebroch·en>cn Bahn/\Vasserweg'es in Gestalt 
entsprechender Eisenbahnfrachten .erhalten soll. 
Erst wenn der Rheinweg "insgesamt wirtschaftlich wohlfeilere Frachtsätze" 
(gegenüber dem Eisenbahnverkehr zwischen Westdeutschland mit den Benelux~ 
häfen) bietet, nicht schon bei billig,er'en Frachten, sollen die Seehaf.en~ 
tarife diese Sätze übernehmen. Nicht >die ab s'o 1 u t,e Höhe der Frachten soll also 
Vergleichsmaßstab sein, s'Ündern das wirtschaftlich>e Gesamtergebnis 
der Beförderungsleistungen süll miteinander verglichen werden. • 
Der Praxis blieb es überlassen, sich mit der vielschichtigen verkehrsp'olitischen 
Problematik, die in den wenigen Zeilen der,Richtlinien übt!r die Bewertung und 
Bildung der Frachtsätze liegt, auseinanderzusetzen. Was heißt: "insgesamt wirtr­
schaftlich wohlfeilere Frachtsätze" im Sinne dieser Richtlinien? Wie sollen die 
berechtigten Belange der Binnenschiffahrt gewahrt werden? Welches sind über~ 
haupt die berechtigten Belange der Binnenschiffahrt, der deutschen .oder der des 
ges~mten Rheins? Diese Fragen galt es zunächst zu klären, und die dabei 
gesammelten Erfahrungen sind fraglos vün beträchtlichem Wert für die verkehrs­
politische Diskussion auch außerhalb des Rahmens der Seehafentarifpolitik. 
Der dritte Pl)Qgrammpunkt befaßt sich mit dem Verhältnis der deutschen Seehäf.en 
zueinander hinsichtlich der sich aus der geographischen Lage zu ihrem Hinterland 
lergebenden Frachtunterschiede im Eisenbahnv,erkehr. Zwischen der ,extremen 
Forderung Hamburgs nach der Frachtgleichstellung aller deutschen See~ 
häfen (P>ort Equalization) als Ausgleich für den Verlust seines östlichen Hinter" 
landes einerseIts u'nd dem F'esthalten Bremens an der sogenannten Null" 
regulierung, d.h. an der geographisch bedingten, .durch die Entfernungs" 
staffel und durch Frachtermäßigungen allerdings schon zusammengedrängten 
Frachtunterschiede andererseits, ist die nach Gütern differ·enzierte prozentuale 
Kürzung dieser Frachtunterschiede -ein Kompromiß. 
Sowohl die angestrebte Parität der Frachten im Verkehr heider Seehafengruppen 
mit ihrem gemeinsamen Hinterland als auch die künstliche Aenderung der Fracht­

. spannungsverhältnisse zwischen den deutschen Seehäfen lassen eine do gma" 
ti s c he G run da u f fa s s u n g von der Wirkung der Beförderungsprcisc im Ver" 
kehr zwischen Seehäf>en und Hinterland erkennen. 

Die Richtlinien weisen aber auch 'empfindliche Lücken auf. Insbesondere be­
schränken sie sich auf die Tarifbildung im Eisenbahnverkehr, erfassen damit 
Z\var - heute noch - zugleich den Kraftwagenverkehr, übersehen aber den 
Verkehr über Binnenwasserstraßen mit den deutschen Seehäfen, ,der bei den 
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einzelnen Häfen einen unterschiedlichen; im ganzen aber beträchtlichen Umfang 
hat. Dieser Mangel ist S'O bemerkenswert, weil die Verkehrsbedienung moderner 
Seehäfen als eine Einheit angesehen werden muß. Aus technischen und öküno~ 
mischen Gründen ist ein harmünisches Zusammenwirken aller Verkehrsträger, 
das Ineinandergreifen der spezifischen Funktiünen jedes Einzelnen eine wesent~ 
liehe Vmaussetzung für~inen flüssigen V,erkehrszu~ und ;<ablauf in den Häfen 
und damit auch für die \Vdtbewerbsfähigkeit eines Hafens im Verkehr mit den 
durch die verschiedenen Verkehrswegeerschlüssenen Gebieten. Eine tarif~ 
politische Konzeption für nure in Verkehrsmittel ist daher ein Tü r s o. 
Die Richtlinien des Bundesministers für Verkeh~ bestimmen als'O, daß die Eisen~ 
bahn tarife im Verkehr zwischen den deutschen Seehäfen und ihrem Hinterland 
als W,ettbewerbstarife gegen die Verl~ehrswege zwischen den ausländischen Sec~ 
häfen und dem deutschen Wirtschaftsgebiet zu bilden sind und daß grundsätzlich 
die politisch bedingte Randlage Hamburgs zum westdeutschen Wirtschaftsgebiet 
durch Verringerung dereisenbahntarifarisch bedingten Standürtuntersch1ede 
Hamburgs gegenüber anderen deutschen Se·ehäfen eine Erleichterung 'erfahren Süll. 
Sie streifen in einer Generalklausel und nur sehr 'Oberflächlich die sich daraus 
ergebenden Wirkungen auf das Wettbewerbsv,erhältnis der verschiedenen. V er~ 
kehrsmittel, d. h. auf das Verhältnis zwischen Bahn. und Binnenschiffahrt. 
Sie lassen ,'Offen, wie das von den Seehafentarifen der Bahn in hohem Maße 
beeinflußbare Zusammenwirken der Verkehrsträger in der Bedienung Jer 
deutschen Seehäfen zu gestalten ist. Im ganzen sind sie in 'erster Linie ein 
v,erkdlrsp'ülitisches Programm. . 

Bei der praktischen Lösung der du'rch die Richtlinien gestellten Tarifaufgabe 
zeigte sich jedoch sehr bald, daß auch andel'e als die üben skizzierten verkehrs~ 
pülitischen Ziele sich im Rahmen der Seehafentarifpolitik Geltung zu schaffen 
suchten. Die VerEülgung wir t s c h a f t s P ''0 1 i t i s c h 'e I' Z i ,e l'e mit Hilfe der 
Seehafen tarife, insbesondere die Stärkung der Exportfähigkeit bestimmter 
Industrien, stand' dabei im Vordergrund und führte zwangsläufig zu einer 
Trübung der theoretisch klaren ver k ,e h r s pol i ti s eh 'e n KonzepHon. 
Ma'n v,erg,egenwärtige sich, daß ein Seehafentarif, in dem die Frachtsätze des 
gebr·ochenen Bahn/Wasserweg,es nach Rotterdam z. B. auf Bremen übertragen 
werden, standortpolitisch'völIig neutral ist. Der Standort eines Werkes zum See;< 
hafen ändert sich nicht, wenn es in di:e Lage yersetzt wird, seine Ware über ieinen 
anderen Weg zu den gleichen Frachtkosfen zu einem zweiten Seehafen zu liefern. 
Sü hat ,ein streng nach den Richtlinien gebildeter Seehafen tarif keinerlei Wirkung 
oder Einfluß auf die Raumordnung. 
Süll aber z. B. die verhältnismäßig ungünstige Standortlage (zum Seehafen) eines 
vün der Wasserstraße und dem günstigen Verkehrsweg nach den Beneluxhäfen 
abgelegenen "trockenen" Werkes zur Verbesserung seiner Exportchanoen Sü ver;< 
ändert werden, daß 'es annähernd in di,e gleiche Lage versetzt wird wie ein 
"nasses" Werk unmittelbar an der Wasserstraße, sü kann diese Wirkung in einem 
Seehafentarif nur durch ein deutliches Abweichen v,'On den .in den Richtlinien 
n~edergelegten Tarifbildungsgrundsätz,en' 'erreicht werden. Maßstab für die 
BIldung der Frachtsätz.e für das trockene Werk sind dann nicht di:e Frachten 
des gebrochenen Weges im V,erkehr mit den Beneluxhäfen, die dieses Werk auf 
Grund seiner Lage zur Wasserstraße zutragen hat, sündern die Frachten der in 
unmitte1bar,er Nähe der Wasserstraß,en gelegenen PrlOduktiünsstätten. Folgendes 
Beispiel aus dem Ausnahmetarif 8 SI (Eisen und Stahl usw.) mag das Vorher~ 
gesagte verdeutlichen: 
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Die Bundesbahn ,ermittelte dne Fracht für Eisen und Stahl der Klasse D von 
Hagen~Haspe im gebmchenen V,erkeht nach Rotterdam im August 1952 in Höhe 
von 171 DpfjlOO kg. Dieser Betrag hätte nach den Richtlinien als Eisenbahn~ 
frachtsatz nach Hamburg, als dem tarifbildenden Hafen, in den AT 8 S 1 über~ 
nommen werden müssen. Tatsächlich !beträgt der Eisenbahnfrachtsatz von I-lagen" 
Haspe nach Hamburg bis heute 134 Dpfj100 kg. 'Dieser Satz 'ergab sich aus einer 
Ermäßigung des Frachtsatz,es der Regelklasse D um 64,8 0/0, die für die nassen 
Werke am Rhein~Herne~Kanal und am Rhein ihre ,Berechtigung im Sinne der 
Richtlinien hatten, für das trockene, von der Wasserstraß.e abgelegene Werk 
Hagen~Haspe jedoch zu einer 'eklatanten Abweichung von dem Prinzip der 
Frachtparität führte; denn die Frachten im gebrochenen Verkehr über den Rhein 
werden durch den Eisenbahnfrachtsatz nach Hamburg in diesem Falle um 
37 Dpfj100 kg unterboten. " 
Der Grund für diese Tarifbildung liegt allein darin, daß mit dem AT 8 SI nicht 
nur seehafenpolitische Ziele im Sinne der Richtlinien verfolgt werden, sondern 
zugleich aus wirtschaftspolitischen Motiven die Wettbewerbs~ und Exportfähigkeit 
derW,erke mit ungünstiger Standortlage zu den Seehäfen gestärkt werden soll. 
Die Folge davon ist, wie das vorstehende Beispiel zeigt, die Ausschaltung des 
gebrochenen \Veges lind damit der Binnenschiffahrt. ' 

Hinzu kam nun noch ein beträchtlicheseigenwirtschaftliches Interesse der'Bundes" 
bahn, das es bei der Tarifbildung zu berücksichtigen galt, und dessen Ber,echtigung 
schwerlich bestritten werden kann, wenn man bedenkt, welche Tarifermäßigung,en 
vor allem für den Verkehr mit den Gebieten nahe des Rheins und seiner Neben" 
wasserstraß.en zur Herstellung der Frachtparität zum Tdl erforderlich waren und 
sind. Die seit Jahren zunehmende finanziellen Schwierigkeiten der Bundesbahn 
ließen sie darauf achten, ihre Tarife so zucrsteIlen, daß trotz niedriger Frachten 
der Seehafenverkehr im ganzen nicht zu dnem dauernden Verlustgeschäft zu 
werden drohte. Sie mußte infolgedessen bestrebt sein, für die relativ geringen 
Einnahmen, aus dem ,einzelnen Transportvorgang durch dne Steigerung der 
V,erkehrsmengen dncn Ausgleich zu finden. 
Dem gegenüber verlangt eine übjektive Beurteilung anzuerkennen, daß mit der 
Künkurrenzierung des wichtigsten Vcrkehrsweges der Beneluxhäfen in erster 
Linie der Binnenschiffahrt spürbare Opfer zugemutet wurden, ,wenn die Akü" 
vierung und Neuordnung der Seehafentarifpolitik das gesteckte Ziel, nämlich die 
Ausweitung des Einzugsbereiches der deutschen Seehäfen, ,erreichen sollte. 
Infqlgedessen kam ,es zu heftigen Intercsscnkonfliktcn zwischen der Bahn und 
der Binnenschiffahrt, weil zwischen den vcrständlichen eigenwirtschaftlichen 
Belangen dcr Bahn und der in den Richtlinien vcrankcrten Wahnmg der bereelv 
tigten Belange der Binnenschiffahrt dn im Grunde unüberbrückbarer Gegensatz 
bestcht. 
So stellte sich .die Neuordnung der Seehafcntarife als eine ungewöhnlich viel" 
schichtige Koordinierungsaufgabc, lösbar nur mit Hilfceines großen Einfühlungs" 
vcrmögens in die praktischen Zusammenhänge. , . 

IV. 
Nach diesem kurzen Abriß über die Quellen aller Schwierigkeiten, di~ sich der 
Neuordnung der Sechafentarife ,entgegenstellten und die zu überwinden waren, 
beschränken sich die folgenden Ausführungcn auf die praktischcn Erfahrungen· 
aus der Vcrwirklichung des verkehrspolitischen Zieles der Scehafentarifpolitik, 



, 
: ' ~ 

" ',' 

46 G. lleier 

nämlich mit dem Mittel dcr Tarifgestaltung ~uf den V,erkchrswegcn zwischen 
Seehäfen und Hinterland den WiCttbewerb zwischen zwei Seehafengruppen zu 
regulieren, hier 'vor allem die W.ettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehafen~ 
gruppe im ganzen zu stärken. 
Für die Beurteilung der Wirksamkeit von Wettbewerbsmaßnahmen in einem so 
vielschichtigen und innerhalb kurzer Zeiträume wandelbaren Verkehr, wie es 
der Seehafenverkehr erfahrungsgemäß ist, muß zunächst .einmal untersucht werden, 
welche Faktoren die W.ettbewcrbslage von Seehäfen bestimmen. Der Verfasser 
hält die folgenden für die wesentlichsten: 

Die verkehrsgeographische Lage zu den überseeischen Wirfschaftsgebieten, 
die maßgebenden Einfluß auf die Höhe der Seefrachten und deren Unter;< 
scMede im Vergleich zu konkurrier,enden Seehäfen hat und bestimmend ist für 
die Bedeutung eines Seehafens in den verschiedenen Seeverkehrsrclati'onen. 

Die verkehl'sgeographische Lage zum Hinterland, 
von der bei normaler Tarifbildung die Höhe der binnenländL.,chen Fracht" 
kosten abhängig ist. 

Die UmschlagsentgeIte und die Hafengl!bühren, , 
dcren Höhe und Differ,enzierung sowohl für die Gesamtkosten, die die Wal'~ 
auf ihrem Wege zum Empfänger zu tragen hat, als auch auf die Kalkulation 
der Seeschiffahrt v,on Einfluß ist. 

Hafenfacilitäten verschiedener und im dnzdnen unwägbarer Art, 
wie die technische Ausrüstung eines H,afens, seine Bedeutung als Handels" und 
Stapelplatz, die Stärke der Heimatflotte im Linienverkehr und vieles andtte 
mehr bis zu dem Lohnniveau und ,der Arbeitsmoral der Hafenarbciterschaft. 

~eehafenpoIitisch;! 'Maßnahmenanderer ,als verkehrswirfschaftlicher Art, 
z. B. auf dem Gebiet des Steuerrechts, direkte oder mittelbare Subventionen de. 

Aus dieser keineswegs crschöpfenden Aufzählung von Faktorcn, die im einzelnen 
v-on höchst unterschiedlichcm Gewicht sein können, heben die RichtlinIen nnr 
eincn heraus, nämlich die verkehrsgeographische Lage zum Hinterland, um diese 
durch die Bildung von Seehafcntarifen zu v,erändern. Das Prinzip dcr Fracht.. 
parität setzt sich also zum Ziel, die verkehrsgeographischen Unterschiede zweier 
Seehafengruppen zu ihrem gemeinsamen Hinterland weitestgehend, ja möglichst 
vollends, zu neutralisieren. Prima vista werden also die übrigen Wettbewerbs=, 
faktor,en unberücksichtigt "elassen. . b , 

Im Zuge der Neuordnung der Seehafen tarife ist von den verschiedenen Seitel). 
ve~sucht worden, die übrigen, teilweise wichtigen Faktoren zur Geltung Zl..l 

brmgen. Die Ergebnisse dieser Bemühungen waren nicht befriedigend. T eilfragcll 
konnten Zwar geklärt werden, so vor ,allem, Jaß ,es nicht Aufgabe der binnen=, 
l~ndischen V,erkehrsträger sein kann, Unterschiede in den Umschlags entgelten, 
dIe man unter Umständen zu den Kosten für die Bewegung der Guter im Binncn"" 
land zählen kann, bei der Bildung von Seehafcntarifen rechnerisch Zll ,berück", 
sichtigen. Dic Aufrechterhaltung v.on Untcrschieden in den Umschlags entgelten 
oder deren Angleichung sind Maßnahmen, die die Seehäfen selbst zu beurteilet). 
und wenn notwendig zu treffen haben. Auch die Wirksamkeit einiger seehafen=, 
politischer Maßnahmen auf Gebieten außerhalb der Verkehrswirtschaft, so z. B, 
die !ernährungspolitisch begründete Lenkung von Importgetreide und das dem, 
Holzhandel zugute kommende Umsatzsteuerprivileg der dcutschen ,Seehäfen. 
.wurden bei der Beurteilung der Notwendigkeit von Scehafentarifen für dies~ 
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Güter berücksichtigt. Die von diesen Maßnahmen ausgehende Wirkung auf die 
Beteiligung der deutschen Seehäfen am Getreide" und Holzumschlag machte nach 
dem Paritätsprinzip gebildete Seehafentarife entbehrlich. 
Als wesentliche Erkenntnis muß jedoch hcrausgestellt werden, daß die rechne" 
rische Berücksichtigung der vielfältigen Faktmen, die die Wettbewerbsfähigkeit 
der Seehäf,en bestimmen, in der Praxis nicht möglich ist. Selbst in Fällen, wo 
eine annähernde Berücksichtigung denkbar wäre, z. B. in einem Tarif, der nur 
für dn Gut in wenigen Verkehrsbeziehungen gilt, entziehen sich dennoch die 
Facilitätenunterschiede der in ihrer Struktur höchst unterschiedlichen Häfen einer 
nur geschätzten rechnerischen Erfassung. 
Dar~us muß konsequenterweise schon hier die Folgeru~g gezogen werden -
später wird darüber noch zu sprechen sein ~, daß das Prinzip der Frachtparität 
hinsichtlich der Wettbewerbslage zweier Seehaf,engruppen bzw. hinsichtlich der 
Angleichung der Frachtunterschiede zwischen den deutschen Se·ehäf,cn v,on einer 
falschen Voraussetzung ausgeht, nämlich V'Ü n der re la t i ve n G lei c h " 
wertigkeit der Frachtkosten im V'erk'ehr mit j'edem der See" 
h ä f ,e n z w i sehe n L übe c k und A n t wer p e n. 
Die praktische F'Ülgerung aUS dies,er Erkenntnis kann daher nur sein, bei der 
Beurteilung der Notwendigkeit von Seehafen tarifen, die nach dem Prinzip der 
Frachtparität gebildet werden solten, zu versuchen abzuwägen, welche Facilitäten" 
V'Ürteile erfahrungsgemäß· gegenüber den Nachteilen der verkehrsg,e'Ügraphischen 
Lage zum Hinterland einen natürlü;hen Ausgleich herbeiführen. Nicht zuletzt 
sollte diese AuHassung gestützt werden durch den Zwang, die unmittelbare Be" 
Iastungeines Verkehrsträgers - der Bahn - mit dem finanziellen Risi)w eines 
niedrigen Ausnahmetarifs und die mittelbaren Auswirkungen auf den anderen 
Verkehrsträger - die BinnenschiHahrt - auf ein Mindestmaß zu beschränken. 
Inzwischen ist j'edoch das Prinzip der Frachtparität in den während der letzten 
drd Jahre neu herausgegebenen Seehafentarifen weitestgehend verwirklicht wor" 
den. Die dabei gemachten Erfahrungen auf dem Gebiet der Tarifbildung und der 
Erfassung der dafür notwendigen rechnerischen Grundlagen sind 'Ühne Frage 
wertvolLes Material s'Üwohl für die theoretische Untersuchu~g der ,Wirksamkeit 
von W,ettbewerbstarifen als auch für die Tarifpraxis. . I 

V. 
Mit der Entwicklung des Rheins und seiner anschließenden Wasserstraßen zur 
überragenden Bedeutung als V,erkehrsstraße der Seehäfen an der Rheinmündung 
ist der Eisenbahnv,erkehr mit den Beneluxhäfen nur noch in 'einem schmalen 
Str,eifen längst der hoIländisch"deutschen und belgisch"dcutschen Grenze be;: 
stimmend für die verkehrsgeographische Lage der Rheinmündungshäfen zum 
deutschen Wirtschaftsgebiet. So wurde die Abstimmung der Eisenbahnfracht" 
sätze im Verkehr mit den deutschen Häfen auf die Frachten des gebl'ochenen 
W,eges über den Rhein zum Kernproblem bei der Neuordnung der Seehafen tarife. 
Die Fr.achten des gebrochenen Bahn/\'Vasserweges bzw. Wasser/Bahnweges im 
Sinne der angestrebten Frachtparität setzten sich in der Regel wie folgt zusammen: 

Die Binnenschiffsfracht, 
dk Transportversicherung, 
das Entgelt für den Umschlag zwischen Binnenschiff und Wagg,on, 
die Eisenbahnfracht zwischen Binnenhafen und Empfangs" bzw. V,ersand" 

staüon, ~ 

Nebenkosten. 
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D1e Summen dieser Rechnungsposten, .abgestellt auf den billigsten \Veg zwischen 
Seehafen und Empfänger bzw. Absender, sind die Frachten des gebrochenen 
Weges. 
D1e Richtlinien zur Seehafentarifpolitik sprechen jedoch nicht von re i n ,e n 
Frachtkosten, sondern von insg'esamt wirtschaftlich wohlfeileren 
Fra c h t sät z ,e n des gebrochenen Verkehrs. 
D1ese Formulierung kann nur so verstanden werden, daß der wirtschaftliche 
W,ert ,einer Beförderungsleistung im Ganzen Maßgröße sein soll für die Bildung 
der Eisenbahnfrachtsätze. Es' kam also darauf an, eine qua 1 i tat i v ,e Fracht", 
parität im Gegens.atz zur rein rechnerisclvtatsächlichen herzustellen. Zu diesem 
Zwecke werden di'e vorstehend genannten Rechnungsposten für den ,gebrochenen 
Y,erkehr um den sogenannten An r 'e i z z u s chI ag, der prozentual 'von \der 
Schiffsfracht abgeleitet wird, ergänzt. ' 

Sieht man v.on der in vorstehender Aufstellung genannten Transportv,ersicherung 
ab, so bestanden zwischen den an der Neuordnung der Seehafentarife beteiligten 
Interessengruppen . Meine Meinungsverschiedenheiten über die Zusammens,etzung 
der Frachten des gebl'ochenen W,eges. Die Auseinanders,etzungen über die Net1'" 
ordnung der Seehafen tarife standen vielmehr im Zeichen des Interesslen",Strdtes 
über die \Verte jeder einzelnen P,osition. Eine Sonderstellung nahm jedoch der 
sogenannte Anreizzuschlag dn, weil 'er keinen ,echt~n Bestandteil der Fracht", 
kosten darstellt, sondern nur' dn fiktiver \Vert ist, über dessen Sinn und Pro", 
blematik noch zu sprechen sein wird. 

Die BinnenschiHsfracht 

Das Wiederaufleben und die 'et:sten Ansätze zu ,einer Aktivierung der Seehafen" 
tarifpolitik - ICtwa 1949 - fielen in eine Zeit, als sich der Frachtenmarkt im 
Verkehr zwischen den Beneluxhäfen und dem deutschen Wirtschaftsgebiet völlig 
frei, d. h. nach Ang,ebüt und Nachfrage 'entwickelte. Der geringen Nachfrage 
nach Transportraum stand ,ein überreiches Angebot vor 'allem ausländisdler 
T'onnage gegenüber. Die deutsche Flotte war im grenzüberschreitenden Y,erkehr 
zunächst noch sehr behindert. Das geringe V,erkehrsaufkommen, eine Folge des 
noch darniederliegenden 'deutschen Außenhandels, ließ die Frachten im grenz" 
überschreitenden V,erkehr ins Bodenlose absinken. Aber auch ,die Notlage der 
deutschen Seehäfen d. h. 'ihrle Unterbeschäftigung, hatte die \gleiche Ursache 

. nämlich das F,ehlen ',eines ausreichenden Außenhandelsv,olumens. Die Frachten; 
baisse im grenzüberschreitenden V,erkehr und die Unterbeschäftigung der deut", 
sehen Seehäfen die mit Hilf,e von W<ettbewerbstarifen gemildert werden sollte 
standen in ursichlichem Zusammenhang. . ' 

Es fehlte damals, also noch vor Erlaß 'der Richtlinien, nicht an 'Cinflußrddhen 
Stimmen, die jene Baissefrachten auf dem Rhein als Grundlage für die Bildung 
,von Seehafentarifen vIerlangten. Unterstellt man, ein Seehafentarif wäre für dn 
wichtiges Gut sü gebildet worden, daß die Eisenbahnfrachtsätze den von niedrigen 
Konjunkturfracht,en bestimmten Frachtkosten des gebrochenen W,cges bis zur 
qualitativen Frachtparität angepaßt worden wären, so hätten sich die B.aisse" 
frachten auch bei steigendem Ang,ebot nicht erholen können, ohne daß das Gleich" 
gewicht der Frachten auf bei den Wegen gestört worden wäre. Diese Störung 
des Gleichgewichts zu Ungunsten des gebrlochenen Weges hätte jeglichen Ver" 
kehrszuwachs dem nunmehr billigeren ,W,egc nach den deutschen Seehäfen zu" 
führen müssen, so daß die Wirkung eines erhöhten Angebots auf den Rhein" 
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frachtenmarkt mit den 'ersten Ansätzen zu einer Erholung der Frachten sofort 
wieder hätten nachlassen müssen. Man kann sagen, daß konjunkturelle Auf~ 
triebstendenzen sich nur auf den Verkehr mit den deutschen Seehäfen hätten 
auswirken können. Denn jede Frachterhöhung in der Rheinschiffahrt hätte ja 
nicht nur ,eine Beteiligung des gebrochenen Weges am Mehrverkehr verhindert, 
sondern auch den an sich niedrigen Verkehrsbesitz, dessen geringer Umfang ur~ 
sächlich für das niedrige Frachtenniveau war, gefährdet. 
Dem Einwand, diese Ueberlegungen seien nur theoretisch richtig und die Praxis 
hätte diese Befürchtungen zerstreut, ist entgegenzuhalten, daß das Prinzip der 
Frachtparität ja in genau den gleichen Ueberlegungen seinen Ursprung hat, 
nämlich darin, daß 'es zur Herstellung der Wettbewerbs fähigkeit auf den Ver~ 
kehrswegen zwischen beiden Seehafengmppen notwendig ist, die Frachten 
gleichzustellen. 
Das ,entgegengesdzte Extrem, die Bildung der SeehaEentarife nach den in jedem 
Jahre wiederkehrenden kunjunkturbedingten Spitzenfrachten wäre dne für die 
deutschen Seehäfen untragbare Lösung gewesen, weil ein so gebildeter Tarif 
in der längst,en Zeit des Jahres .ohne die gew.ollte Wirkung geblieben wäre. Die 
Suche nach Mittelwerten für die konjunkturabhängigen Binnenschiffsfrachten 
blieb lOhne Ergebnis, hätte auch nur zu einem unzulänglichen Kompromiß führen 
können. 
Die v,ergeblichen Bemühungen um die Fixierung von Binnenschiffsfrachten als 
Grundlage für die Bildung von Seehafentarifen zeigten in aller Deutlichkeit, 
daß sich die Preise aus zwei entgegengesetzten Marktformen im Verkehr, die 
des gebundenen 'Marktes im innerdeutschen Verkehr und des uneingeschränkt 
frden Marktes im grenzüberschreitenden Rheinschiffsverkehr nicht aufeinander 
abstimmen lassen. 
Eine bemerkenswerte W,ende trat in der von der Frachtenlage abhängigen Wett~ 
hewerbslage der konkurrierenden Seehafengruppenein, als es noch im Jahre 1951 
gelang, die Frachten im grenzüberschreitenden Rheinschiffsverkehr mit den Bene~ 
luxhäfen für Partien von weniger als 200 t nicht nur zu erhöhen, sondern durch 
den Abschluß der Duisburger Frachtenkonvention von konjunkturellen Schwan~ 
kungen unabhängig zu machen. Für den iiberwiegenden Teil des Binnenver" 
kehrs mit Außenhandclsgütern - abgesehen von den typischen Massengütern 
wie ~ohle, Erze, Getreide - hot sich in den Frachtsätzen der DlIisburgcr Kon~ 
vention dne 'feste, von kurzfristigen Aendemngen unabhängige Maßgröße für 
die Bildung v'on Seehafentarifen. Darin vor allem liegt die überragende ver" 
kehrsp'olitische Bedeutung der Duisburger Kconvention, die, als sie tatsächlich 
zur wichtigsten rechnerischen Grundlage für die Bildung von Seehafentarifen 
geworden war, das in ihre Stabilität gesetzte Vertrauen rechtfertigte. 
Zeigte sich vor dem Inkrafttreten der DFK, daß es der Praxis unmöglich war, 
die Preise z;weier grundsätzlich v.erschiedener Marktformen aufeinander abzu~ 
stimmcn, so sah sich die Praxis nunmehr vor die Aufgabe gestellt, zwei grund~ 

. sätzlich verschiedene Tarifsysteme zueinander in Beziehung zu setzen. 

Die von der Duisburger Frachtenkonvention festgesetzten Entgeltc sind gestaffelt 
nach der Größe der' zur Beförderung aufgegebenen Ladungsmengen für jeden 
Transp'ortauftrag~ Die Frachtsätze für Partien von 150 bis 200t sind die niedrigstcn. 
Dle Höhe der Frachten des gebl'ochenen Weges ist daher von der Größe der in 
der Regel zum Versand kommenden Partien abhängig. Je nach Interessenlag;! 
bestand somit bei der Ermittlung der Frachten des gebrochenen \V'cges die 
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Neigung, möglichst große 'Üder möglichst kleine Partien zugrundezulegen, um 
so die Höhe der Gesamtfrachten als Maßgröße für die Bildung der Fracht", 
sätze in Seehafentarifen zu beeinflussen: 
Es zeigte sich, daß ·eine 'ÜbJektiv,e Beantw'Ürtung der Frage nach der üblichen 
Partiengröße einheitlich für den gesamten Seehafenverkehr unmöglich, selbst 
für reinzdne Güter höchst schwierig ist, weil die Partiengrößen eines bestimmten 

. Gutes in jedem Hafen recht unterschiedlich und wechselnd sind. Die in der 
Praxis gefundenen Kompr'Ümisse aus den extremen Auffassungen sind zwar kein 
objektiver Maßstab, werden aber den tatsächlichen Verhältnissen wohl am 
ehesten gerecht. 
Die bisherige Darstellung bezieht sich auf die Grundfrachten im Binnenschiffs", 
verkehr, die sich vom DEGT schon durch die der Binnenschiffahrt arteigene 
Mengenstaffelung (nach der Größe der Partie) unterscheiden. Darüber hinal.ls. 
wurde die Abstimmung der Frachten des gebrochenen Weges auf die des Bahn,,: 
weges im Verkehr mit den deutschen Seehäfen dadurch 'erschwert, daß Zl.l den 
Grundfrachten unter Umständen Zuschläge hinzuzur'echnen sind, die fracht", 
l'echtlich Bestandteile der Frachten und daher bei der ökonomischen Wertung 
der Frachten integrierende Bestandteile sind. 
Zu diesen Zuschlägen gehören die S pe r r i g k e i t s z u sc h I ä g e s'owie die 
K le i n was s 'e r z u s chI ä ge. 

DieS pe r r i g k ei t s z u s chI ä ge haben den Zweck, einen Ausgleich für die' 
geringe Auslastung der Schiffsgefäße bei der Beförderung.1 von Gütern mit 
niedrigem spezifischen Gewicht ,odereinen Stauverlust verursachende Ab", 
messungen herbeizuführ,en. 'Si,e bewirken dne weitere, wenn auch grobe 
Staffdung der Binnenschiffsfrachten, die bis zu 'einem gewissen Grad den Neben". 
klassenzuschlägen im Eisenbahngütertarif rentsprechen, in ihrer absoluten und 
pr'Üzentualen Höhe jedoch stärker ins Gewicht fallen. So betragen die Sperrig", 
keitszuschläge gemäß den Bestimmungren der Duisburger Frachtenkonvention. 
für Güter, die mehr als 2 x messen, Imindestens ,25 0.(0., im Höchstfalle 1000./0.. 

Sow'Ühl die Staffelung der Frachten nach der Größe der Partien als auch nach 
den Abmessungen bzw. dem Gewicht der Güter kompliziert reine Abstimmung'. 
der Eisenbahnfrachten auf die Frachten des gebrochenen W,eges. V,erhältnis,,: 
mäßig 'einfach ist die Seehafentarifbildung für sperrige Güter, wenn in ,einem 
Tarif nur dne Güterart, die in bestimmten Mengen regelmäßig über die See~ 
häfen befördert wird und die 'fin konstantes spezifisches Gewicht aufWieist, auf", 
genommen werden s'Üll. Sobald jedoch in ,einem Seehafentarif verschiedene 
.Güterarten unterschiedlicher Abmessungen und im einzdnen verschiredener 
Transportmengen ,erfaßt werden soUen, ,ergibt sich bei 'einer konsequenten Durch", 
führung der Frachtparitäteine unübersehbare Zahl von Frachtsätzen für Güter 
v,erschiedener Klassen, Beförclerungsmengen und Abmessungen. 

Die grundsätzliche Verschiedenartigkeit der Staffelung der Frachtsätze bei den 
beiden Verkehrsträgern mußte somit 'fine Vielzahl praktischer Schwierigk'eiten 
verursachen, die immer wieder die Fragwürdigkeit des Prinzips der Fr.achtparität: 
deutlich werden . ließen. ' 
Oie Höhe der zu berücksichtigenden K l,e in was s erz u s chI ä g 'e war im 
Zuge der Neuordnung der Seehafentarife außerordentlich umstritten. Die Aus" 
c.inandersetzungen darüber beschränkten sich keineswegs auf den Bereich prab 
tlscher Erörterungen sondern glitten häufig in di'e Sphäre verkehrspolitischer' 
Diskussionen ab. ' 
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Die Berechtigung des Anspruches der Binnenschiffahrt auf Anerkennung der 
ihr'em Wesen nach bekannten Kleinwasserzuschläge ,als Bestandteil der Frachten 
sowie die Notwendigkeit, die Kleinwasserzuschläge in irgendeiner Form bei der 
Ermittlung der Frachten des gebl10chenen Weges zu berücksichtigen, kann nicht 
bestritten werden. 

Der Streit über die Höhe der zu berücksichtigenden Kleinwasserzu~chläge wurde 
durch eine Entscheidung des V,erkehrsministeriums, ,als Abgeltung für die Klein~ 
wasserzuschlägeeinen Zuschlag von 5,5 % zu den Grundfrachten der Duis~ 
burger Frachtenkonvention in die R'echnung 'einzubeziehen, beendet. 

Diese Entscheidung ist höchst problematisch. Im Verkehr zwischen den Benelux~ 
h~ifen und den Binnem.lmschlagsplätzen am Niederrhein beträgt der niedrigste 
Kleinwasserzuschlag 30 % der Grundfracht, der höchste Zuschlag 50 % • Im Vier" 
kehr mit den Häfen am Oberrhein sind die ,entsprechenden Zuschlagswerte 
20 bzw. 60 %. 

Demgegenüber steht dn Zuschlag von 5,5 0/0, der bei der Berechnung der Frachten 
des gebrochenen W,eges als Grundlage für die Bildung von Seehafentarifen in 
Ansatz zu bringen ist. Die 5,5 % sind ein Durchschnittswert, der aus dnem 
längeren Z,eitraum 'ermittelt worden ist. Im Grunde genommen sagt er etwas 
darüber aus, welche Belastung die Fra c h tz a h 1 'e r inf.olge geringer Wasser" 

. fühnmg des Rheins im langfristigen Durchschnitt zu tragen hatten. Für die 
Frage nach der W-ettbewerbsfähigkeit des Rheinweges gegenüber dem geschLosse~ 
nen Bahnweg nach deutschen Seehäfen ist dIe dur c h \s c h n i t t 1 ich e Er~ 
höhung. der Frachtkosten infolge von Kleinwasserzuschlägen jedoch ohne jede 
Bedeutung, denn dies,er W'ert steht in keiner Beziehung zu den ,obengenannten 
Zuschlägen, die tatsächUch 'erhoben werden. Denn ist in einem Seehafentarif 
die Frachtparität in allen V,erkehrsbez~ehungen hergestellt worden, und zwar 
unter Einrechnung des genannten Durchschnittswertes vlon' 5,5 % der Schiffs" 
fracht, so wird bei Erhebung der niedrigsten Kleinwass:erzuschläge aus .der 
qualitativ,en Frachtparität bereits ,ein Fracht v 10 r t ci I der deutschen Seehäfen. 
:Andererseits würden die Frachtkosten im Verkelu' mit den deutschen Seehäfen 
stets ,erheblich höher liegen, wenn vlOn vornherein etwa der Mindestkleinwasser" 
zuschlag in die Schiffsfrachten dngel'echnet würde. 

Weil die Entscheidung üher die Einrechnung dnes Kleinwasserzuschlages in 
Höhe VlOn 55 % der Fracht dem Grunde nach falsch ist, sind sowohl die See" 
häEen"' als au'ch aie Rheinschiffahrt mit dieser R'egelung unzufrieden. Anderer" 
seits muß man anerkennen, daß bei strikter Durchführung des Grundsatzes der 
Frachtparität eine befriedigende Lösung solange nicht möglich ist, wie die Höhe 
der Binnenschiffsfrachten im Laufe dnes Jahres, bedingt purch wechselnde 
Wasserstände, schwankt. Theoretisch bidet sich als Lösung an, das Kleinwasser" 
risiko, das die Schiffahrt zweifellos 'zu berücksichtigen hat, in die Schiffsfrachten 
einzurechnen und so dn stabiles I Frachtenniveau zu schaffen. Eine solche 
Frachtenbildung kennt die Binnenschiffahrt bereits, nämlich im Kohlenverkehr 
von der Ruhr nach Siiddeutschland. DIe für diese Transporte festgesetzt~ 
Frachten gelten bis zu dner hestimmten Abladetiefe der Schiffe. Erst nach 
Unterschreitung dieses Wasserstandes werden Kleinwasserzuschläge erhoben. 
Die Zdt, in der die festgesetzte Fracht Aenderungen unterworfen ist, wird auf 
diese \Veise stark ICingeschränkt. Eine ähnliche R'egelung im grenzüp,er" 
schreitenden Verl<,ehr würde zur Folge haben, daß eine Frachtdisparität nur kurze 
Zeit und damit leichter in Kauf genommen werden müßte. Das ist zweifellos 
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ein geringeres Uebel als die zur Zeit noch häufia·en Schwankungen der Frachten 
mJt wechselndem Wasserstand. " 

Die Eimechnung des Kleinwasserrisikos in die Fracht ist in der Rheinschiffah~t 
i~ 2uge der Neuordnung der Seehafentarife 'erörtert worden. Allerdings ist wohl 
~IS heute .die Zeit noch nicht reif für eine Lösung in diesem Sinne:. Es .handelt 
sIcl~ dabeI u.m e.ine sehr grundsätzliche Frage der Frachtenbildung der Binnen~ 
schiffahrt, dIe nIcht allein vom Standpunkt des Verkehrsträgers beurteilt. werden 
d~rf. Die jetzige Regelung der Abgeltung der Kleinwasserzuschläge bei der Er~ 
~rtt~ung der Frachtkosten des Rheinweges zum Zwecke der Seehaf.entarifbildung 
~st Jedenfalls ein unzureichendes Provisorium das ,eines Tages einer zwecb 
mäß)igeren Lösung in dem angedeuteten, Sinne' wird weichen müssen. 

Die Darstellung der Problematik die bei der Bestimmung der "richtigen Schiffs~ 
f:acht" im Sinne des Paritätspri~zips deutlich wurde, wäre unvollständig ohne 
e~n~ kurze Untersuchung des sogenannten An re i z zu sc h 1 ag es, jenes 
fIktIv,en Wertes in der vergleichenden Frachtberechnung, der die Wirkung haben 
soll, daß die Frachten im Verkehr mit beiden konkurderenden Seehaf,engruppen 
nicht nu~absolut, sondern qualitativ gleichwertig sind, d. h. daß dem Ftacht­
zahler beIde Wege bis zu den Seehäf.en unter Berücksichtigung und Abw,ägung 
der V,orzüge und Nachteile der auf den verschiedenen V,erkehrsweg,en zum 
Einsatz gelangenden Verkehrsmittel gleichwertig erscheinen. 
Der Begriff des Anreizes stammt aus der Terminologie der Wdtbewerbs~egelung 
der Eisenbahn und der Binnenschiffahrt. Es ist üblich, in dem Anreizzuschlag 
einen Wert zu sehen, der zwischen Bahn und Binnenschiffahrt dn Tarifgefälle 
herstellt, das jene qualitativ,e Frachtparität gewährleisten soll. Man muß jedoch 
den Begriff "Anreiz" wörtlich auslegen, um 'eine klare Vorstellung zu gewinnen, 
welche Funkfi,onen dieser Zuschlag in dem hier behandelten Zusammenhang 
haben soll und welche nicht. Ein Anreiz im wörtlichen Sinne dieses Begriffes 
ist ein echter Frachtv.arteil der ,erhalten bleibt, nachdem die Vor". oder Nachteile 
dnes Verkehrsweges oder'leines V,erkehrsmittels bereits berücksichtigt sind. Die 
Einrechnung eines Zuschlages zur Herstellung ,einer qualitativen Frachtparität 
schafft jedoch keinen echten Anreiz, sondern gleicht nur Facilitätenunterschiede 
aus. Ein 'echter Anreiz steht im Widerspruch zum Paritätsprinzip in den See­
hafentarifen, ein Ausgleichszuschlag zur Abgeltung der Qualitätsunterschiede 
:in den Beförderungsleistungen ist dagegen notwendig, wenn nicht die Eigen­
arten der verschiedenen Verkehrsmittel und W,ege unberücksichtigt bleiben 
sollen. 

Die sinnwidrige Anwendung des Ausdruckes "Anl'eiz" für einen voll und ganz 
gerechtfertigten Ausgleichszuschlag ließ prinzipielle Auseinandersetzungen dar" 
über aufkommen. Die Diskussion ,darum wurde dadurch belastd, daß die an 
der Neuordnung der Seehafentarife Beteiligten unter "Beachtung der berechtigt,;:n 
Belange der Binnenschiffahrt" unterschiedlicher Auffassungen waren. 
Die Binnenschiffahrt vertrat die Auffassung, daß ihr,c Belange nur dann ent" 
sprechend gew.ahrt würden, wenn außer dem Facilitätenausgleicheinechter An­
reiz für den gebl'1ochenen Weg gewährleistet würde; auf seiten der Seehäfen 
wurde als äußerstes Zugeständnis -ein möglichst knapp bemessener Facilitäten" 
ausgleich anerkannt. 
Die Entscheidung über die Höhe der auszugleichenden Facilitätenuntersc:hiede 
fällte der Bundesminister für Verkehr. So sind in den Frachten 'des gebrochenen 
W!eges folgende Zuschläge ,enthalten: 
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20 % bei, Gütern der Klassen A und B 
15 % bei Gütern der Klassen C bis E 
10 % bei Gütern der Klassen Fund G 

Bemessungsgrundlage • ist die Binnenschiffsfracht. 
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, Will man die Höhe dieser Zuschläge beurteilen, S'0 bedarf ,es zunächst der Klärung, 
welche Nachteile des gebrochenen W,eges sie ausgLeichen sollen. 
Als die wichtigsten Vorteile des geschlossenen Bahnweges möchte ich hervor~ 
heben 

den kürzer-en Zeitaufwand für die gesamte Beförderung, der di,e Disposition 
der V,erlader bzw. Empfänger erleichtert und womöglich Zinsverluste 
verringert, 
die Tatsache, daß das Gut nach der Beladung nur 'einmal, nämlich im S.ee~ 
hafen, umgeschlagen, während im gebrochenen Verkehr die Ware zusätz,­
lieh in d~n Binnenhäfen umgeladen werden muß. 

Für die Risiken des zusätzlichen Umschlages und den Nachteil der längeren Be,,: 
fördenmgsdauer lassen sich .objektive rechnerische W,erte nicht ermitteln; denn 
diese Risiken werden von Praktik,ern der verladenden Wirtschaft auf Grund 
praktischer Erfahrungen eingeschätzt, wobei Gewohnheit und. subjektive Ein~ 
stellung zu den Vmgängeneine wesentliche R.ol1e spielen. Immerhin läßt sich 
jedoch sagen, daß der We I' t eines Gutes für die Einschätzung des Umschlags,,: 
risikos und für die Beurteilung der Beförderungsdauer von besonderer Bedeutung 
ist. Diese Auffassung findet in der Entscheidung des V,erkehrsministers ihr,e 
Bestätigung, indem die Zuschläge nach Güterklassen gestaffelt sind (da die 
Binnenschiffsfrachten der Duisburger Frachtenkonvention keine Wertstaffelung 
aufweisen, mußten die Zuschläge diHerenziert werden). Diese Differenzierung 
ist im Prinzip richtig, hinsichtlich ihr,es Ausmaßes jedoch recht grob. 
So beträgt im Verkehr Rotterdam / Süddeutschland über Mannheim der Zuschlag 
für 100 t dnes Gutes der Klasse G DM 1,-- p. t., 'für 'ein Gut der Klasse !A 
DM 2,- p. t. Es kann nicht bestritten werden, daß diese Differenzierung dem 
unterschiedlichen Wert von Gütern der Klassen A und G und damit der unter,,: 
schiedlichen Frachtempfindlichkeit nicht gerecht wird. 
Auch der Unterschied im Z·eitaufwand für den gesamten Beförderungsvor,,: 
gang findet nur ungenügend Berücksichtigung. Die v.on der Beförderungsdauer ab,,: 
hängigen Nachteile des gehochenen Weges k!ommen nicht ausreichend zur 
Geltung, da nur die S c 11 i f f s fra eh te n 'auf die abs.olute Höhe des Zu~ 
schlages Einfluß haben, die Weite des Zu,,: bzw. Ablaufs dagegen unberücksichtigt 
bleibt. So beträgt die Fracht im Verkehr von Rotterdam nach Mannheim für 100 t 
DM 10,- p. t., die Fracht nach Duisburg DM 6,25 p. t. Der Anreiz für ein 
Gut der Klasse A beträgt in einem Falle DM 2,- p. t., im 'anderen DM 1,25 p. t., 
ttnd zwar ohne Unterschied, ob die Befördenmg in den Binnenumschlagplätzen 
endet oder ein Bahnvor,,: bzw. ;nachlauf zu berücksichtigen ist. Die Weite des 
Bahnvor" bzw. ~nachlaufes hat also keinen Einfluß auf die Höhe des Anreiz,,: 

-zuschlages. 
Es liegt die Folgerung nahe, daß nur die gesamten Beförderungskosten als Maß~ 
größe, für die Bemessung der Zuschläge zu brauchbaren Annähertingswerten 
führ,en könnten, wobei selbstverständlich die Höhe der prozentualen Zuschläge 
anders festzusetz'en wäre. 
Die Schiffsfracht als wesentlicher T!eil der Frachten im gebrochenen Vi!rkehr und 
als derjenige Teil, der auf die Struktur der Frachtk,osten von bestimmendem Einfluß 
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Tarifbildender Hafen: Bremen 
Frachtermäßigung je nach \Vettbewerbslage bis zu D ./. 50 % • 

Ausgleichsermäßigung im Nichtwetthewerbsgebiet D ./. 10%. 

Pf/100 kg 
Wasserfracht 1) Anreiz 2) KWZ Umschlag ins", 

Wettbewerbskosten : 
von ~otterdam 
nach + Kanalabgaben 6% usw. gesamt 

Wdl 188 20 11 40 259 
Karlsruhe 118 20 7 40 185 
Mannheim, Mainz, Worms, 
Ludwigshafen 100 20 6 40 166 
Heilbronn 120+ 6 20 8 55 209 
Aschaffenburg 120+ 5 20 8 40 193 
Wiirzburg 150 + 13 20 10 40 233 

Frankfurt (Main) 
Osthafen 108+ 2 20 7 40 177 
Koblenz, Oberlahnstein 93 20 6 40 159 
Köln Hafen 73 20 4 40 137 
Diisseldorf, Neuß 68 20 4 40 132 
Kr·efeld~ U erdingen 65 20 4 40 129 
Duisburg~Ruhrort, Wesel 63 20 4 40 127 
Dortmund 76+ 10 20 5 40 151 

1) Es sind die Fr<lchtsätw der Du.is·]mrger FrachLcllkollvenlion für Parti'Üll VOll 100 bis 149 t 
oeingc&clzt. 

2) Abweichend von der generelLen Hogdung über di,c Höhe der Anrei/'zu&Chläg~ wuru.o zwischen 
Dahn und Dinnoeuschiffa'hrl ein cinh<:illichcr Zuschlag VOll 20 Dpfj100 kg vüreinha,rt. 

Tarifbildungsv orschlag: 

Gebrochener W·eg Vorschlag AT1S6 
B. U. - Platz. Wasser", Ablauf ahzI. ab Enn. 

fracht km Satz zus. 5 % B) Brlemen 0(0 

Ratingen W,est ab R'dam 
Diisseldorf 132 14 41 . 173 165 165 50 

Siegburg ab R'dam 
Köln 137 26 56 193 184 184 51 

(24 B8) 

Essen" Werden ab R'dam 
Duisburg 127 24 53 180 171 171 46 

Forchheim (Ofr.) ab R'dam 
Wiirzburg 232 125 191 424 404 404 19 

3) Da dio DahnfraohLsätzo don G-Wagellzusc'hlag in Höhe von 5 % nicht enLhalLcn, werden die 
Frachwn dies gebrochenen "Veges, 11m 5 % gekürzt, um vergleichbare "Yerle zu gewinllen. 
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Sieht man von verhältnismäßig geringen Ermäßigungen im Nichtwdtbewerb " 
gebkt von 10 % ab - auch dieser geringen Ermäßigung fehlt allerding . s 
seehafenprolitische Begründung im Sinne der Richtlinien - so zeigt dieser

s ';~~f 
die schon ~erv;ähnte Neutralität gefFc:?übc:r ~en S.tan~orten der Zdlulos,eempfänger. 
biese Tanfbtldung nach dem P.antatsprmzlp Wird 1m Falle des AT 1 S 6 dadurch 
!erleichtert, ~aß der. Tarif nur .eine ~üt~rart erfaßt. und di.e Zahl der Empfang~ 
stationen .. mlt zurz,ett 200 r~lattv g~nng 1st. Erhebhche tar~ftechnische Schwierig" 
keifen mussen dagegen bel der Blldung von Seehafentanfenentstehen, die für 
'V,ersch'iedene Güter derselben Güterklasse, mehr noch für .dne Vielzahl von 
Gütern verschiedener Güterklassen gelten s,ollen, insbesondere, wenn eine große 
Zahl v,on Stationen in den Tarif als Empfangs" oder Versandplätze aufgenommen 
werden müssen. Typisch für solch dnen Tarif ist der AT 24 S 5, der auch .als 
allgemeiner Einfuhrtarif bez·eichnet wird. Der AT 24 S 5 steht kurz VOr seiner 
.A.npassung an die Richtlinien. Er begünstigte bisher Güter der Klassen Abis C 
Und ,enthält heute schon 558 Empfangsstationen. 
ber zurzdt gültige AT 24 S 5, dessen Grundlage noch die Eisenhahnfrachten ab 
Beneluxhäfen sind, ist unterteilt in drei Abteilungen mit je ,einem 15 t,einem 10 t 
lmd dnem 5 t Frachtsatz für jede StatLon und für jeden 'Seehafen. 
Aus den folgenden Tarifbildungsgrundlagen, di:e die Eisenbahndirektion Harn::: 
burg Anfang des Jahres 1954 ermittelte, wird deutlich, wie kompliziert die Ueber::: 
tragung der Frachtv,erhältnisse im gebrochenen Verkehr auf einen Eisenhahntarif 
im V,erkehr von den deutschen Seehäfen ist, wenn 'eine Vielzahl von Gütern ver::: 
schiedener Güterklassen und unterschiedlicher Abmessungen begünstigt werden 
sollen. 

Tarifbildungsvorschlag für die Neuor:dnung des AT 24 S 5 imeinzdnen: 
.1) Aufnalune des Wdtbewerbs gegen, den ausschließlichen Bahn::: ,oder Wasser;: 

weg und den geb1'Ochenen Wasser:::/Bahnweg von ausländischen Seehäfen unter 
Beschränkung der Ermäßigung , 
in den Abt. IA + B gegenüber der Regclklasse A ,auf 500;0 

I C - F" " "A " 52 0
/0 

II AB" 52 0/0 

II B "" B ". 53 % 

III A "" C " 51 % 

III B "" C" 52 % 

Den Wdtbewerbssätzen des Wasserweges sind die Rheinfrachten nach der 
Duishurger Frachtenkonvention vom 1. 1. 1952 in der Fassung vom 1. 1. 1954 

für 30 t:::Partien in den Abt. IA, IB und lIlA 
" 50 t" " "" " IC-F; HA und IIIB 
" 75 t::: " "" " IIB 

mit 'einem KWZ v'Ün 5,5 % und dnem Anreizzuschlag zu den Wasserfrachten 
von 20 % in den Abt. I und II 

15 % in der Abt. III . 
zugrunde gelegt. 

b) Das W.ettbewerbsgebiet umfaßt alle Bahnhäfean sowie westlich und südlich 
folgender Linie: . 
Bundesgrenze - Bentheim - Rheinc - Osnahrück - Bünde (W,cstf) - Bide::: 
feld - Paderborn - Scherfede - Korbach - Wabern (ausschl) - Hersfcld-
Zonengrenze. . 
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Die Bahnhöfe des Wettbewerbsgebietes sind in 12 Gruppen eingeteilt. Bei den 
Gruppen 1-9 ist der Wettbewerb der bclgischen und niederländischen See" 
häfen, bei den Gruppen 11 und 12 der Wettbewerb Triests berücksichtigt. Bei 
der Gruppe 10 ist der ungünstigen geographischen Lage der Bahnhöfe im 
Zonen grenzgebiet Nordostbayerns Rechnung getragen. . 

Die Ermäßigung beträgt in der Abt. 
Gebiets" l l IlA IlB 
gruppe A+B C-F 

1 50 52 52 53 
2 45 47 47 48 
3 40 42 42 43 
4 35 37 37 38 
5 30 32 32 33 
6 25 27 27 28 
7 20 22 22 23 
8 15 17 17 18 
9 10 12 12 13 

10 20 22 22 23 
11 20 22 22 23 
12 21 22' 22 23 

(in Pwz,enf der Regclklass'enfrachtsätz,e) 
Tarifbildender Hafen: Hamburg 

lIlA 

51 
46 
41 
36 
31 
26 
21 
16 
11 
21 
23 
28 

III B 

52 
47 
42 
37 
32 
27 
22 
17 
12 
22 
24 
29 

Die Vielfalt des V,erkehrs mit Gütern, die unter den AT 24 S 5 faUen, dürfte die 
Bundesbahn dazu angeregt haben, von der "spitzen" Uebernahme der Frachten 
des gebrochenen W1eges als Eisenbahnfrachtsätze für den tarifbildenden Hafen 
abzusehen, das Bundesgebiet in insgesamt 12 Zonen ,annähernd gleicher Frachten" 
ug,e <einzuteilen und die Ermäßigungen von 0 im Nichtbewerbsgebiet bis zur 
Höchstermäßigung um 5 % von Zone zu Zone ansteigen zu lassen. 
Diese zweifelLos degante Lösung bewirkt eine weitgehende Annäherung an die 
Frachtparität. Die Abweichungen bewegen sich in der Größenordnung Von 
± 5 % der Regelfrachtsätze im V,erkehr von dem tarifbildenden Hafen. Der Nach" 
teil dieser Tarifbildung liegt in diesen unvermeidlichen Abweichungen, die jedoch 
nur dann störend wirken können, wenn sie dnen Verkehrsschwerpunkt treffen. 
Dann kann es zu spürbaren und wirksamen frachtlichen Nachteilen für den 
einen oder anderen W,eg führen. 

VII. 
Die im vlOrstehenden Abschnitt genannten typischen Tarifbildungsheispiele ent:< 
halten zwei Begriffe, auf die noch ,einzugehen ist: '. 

die Höchstermäßigung, 
der tarifbildende Hafen. 

Mit der in,jedem Se'ehafentarif fixierten H ö c h s te r m ä ß i gun gs'etzt sich die 
Bundesbahn eine kostenbedingte Grenze. Sie verwirklicht das Prinzip der Fracht" 
parität nur soweit, wie es ihre Selbstkosten gestatten. 
Diese Selbstbeschränkung hat zur Folge, daß sich längs des Rheins und seiner 
Nebenflüsse und l~ngs der holländisch"deutschen und belgisch"deutschen Grenz·e 
eine Zone bildet, in der der Verkehr mit den Beneluxhäfen einen 'echten Fracht" 
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an-veiz behält. In diese Zone fallen vor allem die nassen Empfangs" bzw. Ver" 
sandplätze, d. h. die Binnenumschlagsplätze und di-ejoenigen Stationen, die ohne 
nennenswerten ZU" bzw. Ablauf auf dem Landwege nahe den Binnenhäfen liegen. 

Die Tiefe dieser Zone ist ausschließlich von eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen 
der Bundesbahn abhängig, die wiederum in der jeweiligen finanzi-eUen Lage der 
Bundesbahn ihren Ursprung hat. Hier zeigt sich ,eine deutliche Diskrepanz 
zwischen dem Paritätsprinzip und den Grenzen seiner Dmchführbarkeit. Aber 
auch dne weitere Lücke in den Richtlinien wird hier deutlich sichtbar: über das 
Maß der Belastung des Verk,ehrsträgers Bundesbahn mit Wettbewerbsmaßnahmen 
sagen die Richtlinien nichts aus. 
Die Rheinschiffahrt hat im Zuge der Neuordnung der Seehafentarife, auf der 
Interessenklausel zu Gunsten der Binnenschiffahrt fußend, wiederholt v-erlangt, 
eine Zone längs des" Rheins als ureigenstes Einzugsgebret der Rheinschiffahrt 
von der Fr,achtparität auszusparen, d. h. dem Frachtzahler in der Rheinzone einen 
echten Anr"eiz für die Benutzung des nassen \X' eges zu belassen. Diese Forderung 
ist keineswegs abwegig, wenn man v:ersucht, der Klausel "unter Wahrung der 
berechtigten Belange der Binnenschiffahrt" konkreten Inhalt zu geben. Der 
Rheinschiffahrt - und auch die im Verkehr mit den deutschen Häfen beschäftigte 
Binnenschiffahrt . wird davon berührt - ist entgegengehalten worden, daß sich 
eine solche Schutzzone aus der Selbstbeschränkung der Bundesbahn hinsicht" 
lich der Höhe der Frachtermäßigungen automatisch 'ergibt. 
Dieser Einwand hat zur Zeit eine gewisse praktische Berechtigung. Grt;ndsätz" 
licIl ist er jedoch nicht stichhaltig. Die Prinzipien der Seehafentarifbildung auf 
Grund der Richtlinien aus dem Jahre 1951 sind zu klar und ,eindeutig, als daß 
der am stärksten' betroffene Verkehrsträger damit zufrieden sein könnte, die 
Wahrung seiner Belange v-on deneigenwirtschaftlichen Ueherlegung-en seines 
Konkurrenten abhängig zu sehen. Ins'ofern sind die von der Bundesbahn sich 
selbst gesteckten Gr,enzen in der Höhe der Ermäßigungen kein Ersatz für eine 
klare Entschcjdung, ob "es längs des Rheins dne Zone geben soll, in der ab" 
weichend von dem Paritätsprinzip ein -echter Frachtanreiz für den gebrochenen 
Verkehr mit den Rheinmündungshäfen bestehen bleiben soll. 

Als -eine h0chst diffizile Frage -erwies sich die Wahl des I ta r i f b i 1 !Cl e n cl e n 
Ha f,e n s, dessen Frachtsätze im Eis-enbahnverkehr denen des gebrochenen Ver" 
kehrs mit den Rheinmündungshäfen gleichen sollen. 
ThCloretisch kann jeder der deutschen Seehäfe'n als tarifbildend bestimmt werden. 
In der neueren Zeit, seit der Zusammenfassung der LändereiSienbahnen zur 
Reichsbahn, ist in der Regel Hamburg tarifbildender Hafen, Bremen nur für 
einige Güter, in denen -es ein deutliches Uebergewicht gegenüber anderen Häf-en 
aufweist, so in den Seehafentarifen für Baumwolle, Zellulose, Getreide. 
Für die Rheinschiffahrt und ihre Einstellung zitr Seehafentarifpolitik gewann 
die Wahl des tarifbildenden Hafens dne bes-ondere. Bedeutung in dem Augen" 
blick, als. die Seehafentarife nach den Frachten des gebrochenen W,eges spitz 
g-erechnet wurden und Hamburg in der R,egel tarifbildender Hafen blieb. Die 
Sorge der Rheinschiffahrt um ihre Belange wird ausgelöst durch' die Tatsache, 
daß die kürz·ercn Tarif.entfernung-en Bremens zum Einzugsgebiet des Rheins gegen" 
über Hamburg als dem tarifbildenden Hafen die Frachtsätze für Br-emen niedriger 
sdn lassen als die Hamburger Sätze, die nach den Frachten im gebrochenen 
V-erk-ehr errechnet wurden. Durch die prozentuale Kürzung Ider Frachtuntel'=' 
schiede zwischen den Seehäfen wird die Unterbietung der Frachten des ge" 
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brochenen Weges durch die Eisenbahnfrachten ab Bremen zwar abgeschwächt. 
Dennoch ist es unausbleiblich, daß der in den Frachten. des gebrochenen Weges 
eingerechnete Zuschlag zum Ausgleich der Facüitätenunterschiede durch die 
Frachten im Verkehr mit Bremen neutralisiert wird oder daß die absoluten 
Frachten des' gebrochenen Weges durch die Bremer Eisenbahnfrachtsätz'c sogar 
unterboten werden. 

In den Seehafentarifen der preußischen Staatsbahn war Emden als der den Rhein" 
mündungshäfen verkehrsgeographisch am nächsten gelegene deutsche Haf,en in 
der Regel tarifbildend. Es würde in diesem Zusammenhang zu weit führen, auf 
die Gründe einzugehen, dIe Veranlassung gaben, Hamburg regelmäßig zum tarif" 
bildenden Hafen zu machen. Welche Gründe es auch immer gewesen sein mögen 
- unter anderem die Abstimmung der Frachten auf die von den deutschen Ost" 
seehäfen -, sie können heute keine Gültigkeit mehr beanspruchen, nachdem 
die Scehafentarife 'einer neuen Ordnung unterworfen wurden. Es wäre daher 
durchaus folgerichtig, den zum Wettbewerbsgebiet frachtgünstigsten deutschen 
Hafen in der Regel zum tarifbildenden Hafen zu machen. 

Eine solche Regelung hätte zweifellos eine Verteuerung .der Eisenbahnfrachtcn 
ab Bremen und damit auch ,ab Hamburg zur Folge. Auch 'kann man dagegen ein" 
wenden, daß eine solche Lösung zu schematisch sei und den praktischen Ver" 
hältnissen nicht gerecht werde, weil zum Beispiel ein Hafen tarifbildend würde, 
dessen Umschlag auf diesem Gebi,et unbedeutend ist. Es bietet sich daher als 
zweite Möglichkeit die Wahl desjenigen Hafens als tarifbildend an, um dessen 
Wettbewerbsfähigkeites in der Praxis geht, der also für ein bestimmtes Gut dn 
deutliches Uebergewicht im Umschlag nachweisen kann. 

Es ist hier nicht der Platz, die vielseitigen theoretischen und praktischen Möglich" 
keiten für die Wahl des tarifbildenden Hafens zu erörtern. Nur erscheint es in 
dies,em Rahmen wichtig, die praktischen Schwierigkeiten aufzuzeigen, dte sich 
gerade auf Teilgebieten der Neuordnung der Seehafen tarife ,ergaben und, die 
ihren Ursprung darin hatten, daß die Gesamtkonzeption des Paritäts prinzips 
bewußt ,oder unbewußt Brüche aufweist. 
Mit dieser Feststellung erhebt sich zwangsläufig die Frage nach der Richtigkeit 
des Paritätsprinzips und ob es notwendig ist, die Parität der Frachtsätz'e als Ziel 
der Wdtbewerbsordnung unter den Seehafengruppen und damit als Ziel der 
Seehafentarifpolitik zu proklamieren. 

VIII. 
Jede kritische Stellungnahme sollte damit beginnen, das Positiv,e herauszusteHen. 
Es muß festgestellt werden, daß mit dem Paritätsprinzip überhaupt erst einmal 
eine neue Grundlage geschaffen wurde, mit der sich die Praxis auseinander" 
zusetzen hatte und aus der sie Erfahrungen sammeln konnte. Auch kann nicht 
bezweifelt werden, daß 'es das Paritätsprinzip in den Seehafentarifen war, das die 
internationale Rheinschiffahrt nachhaltig bceinflußte und drängte, eine Ordnung 
zu schaffen, die überhaupt erst Ji.e Voraussetzung schuf, Eisenbahn" und Binnen" 
schiffsfrachten zum Zwecke der Seehafentarifbildung ohne einschneidende Wir" 
kungen auf den gesamten Rheinfrachtenmarkt aufeinander abzustimmen. 

Mit diesen Vorteilen, die sich zum T'e~lergaben, ohne daß sie voraussehhar 
waren, läßt sich das Prinzip der Frachtparität allein nicht rechtfertigen. Aeußere 
Vm" ,oder Nachteile dürfen von der grundsätzlichen Frage nach der Zweckmäßig" 
keit des Prinzips und seiner inner,en Rechtfertigung nicht ablenken. 
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Bei der kritischen Betrachtung des Paritätsprinzips muß von der Zielsetzung der 
Seehafentarifpolitik ausgegangen werden, wie sie der Bundesminister für Verkehr 
in seinen Richtlinien formuliert hat. Es muß daher die Frage gestellt werden, 'Ob 
es zur Sicherung einer gebührenden Stellung im Welthandel und im Uebersee" 
verkehr notwendig ist, die binnenländischen Frachtkosten im Verkehr mit den 
deutschen Seehäfen denen im Verkehr mit den Beneluxhäfen gleichzustellen 
und ob s'Ümit zwingende volkswirtschaftliche Gründe v'Ürliegen, die dargestellten 
Spannungen zwischen den Verkehrsträgern auszulösen und diese unmittelbar 
zu belasten. 

Diese Fr.agestellung schließt in sich keineswegs einen Zweifel an der überragenden 
volkswirtschaftlichen Bedeutung der deutschen Seehäfen als Handclsmärkte und 
Verkehrsanstalten und an der Notw'endigkeit, die Seehäfen im nationalwirtschaft" 
lichen Interesse zur Aufrechterhaltung und Sicherung ihrer Stellung zu unter" 
·stütz.en,ein. Auch s'Üll der Tarifgestaltung im binnenländischen V,erkehr als 
seehafenpolitisches Mittel keineswegs die Anerkennung und die Berechtigung 
v.ersagt werden. Es muß sogar davon ausgegangen werden, daß eine seehafen" 
politische Gesamtk'Ül1Zeption sich nicht nur auf die Gestaltung der Beförderungs" 
preise eines Verkehrsträgers beschränk,en darf, sondern die tarifpolitischen Mög" 
lichkeiten auf allen Verkehrswegen, die die deutschen Seehäfen mit ihrem Hinter:: 
land verbinden, klären und ,erfassen muß. 

Den Ueberlegungen, aus denen der Schluß gezogen wurde, die binnenländischen 
Frachtkosten seien generell gleichzustellen, um das seehafenp.olitische Ziel zu 
erreichen, kann n1\r die Auffassung zugrunde gelegen haben, daß di'e Wdt:: 
bewerbsfähigkeiteines Seehafens ausschließlich, zumindest aber im überwiegen" 
den Maße, von den binnenländischen Frachtkosten, d. h .. von dem verkehrs" 
,geographischen Standort ·eines Seehafens zu seinem Hinterland abhängig ist. 
Da jedoch ,ernsthaft nicht bestritten werden kann, daß die veikehrsgeographischc 
Lage dnes Seehaf.ens zum Binnenlande unter einer Vielzahl von Faktoren und 
wirtschaftlichen Einflüssen mannigfacher Art nur eine r ist, dessen Wirks.amkeit 
für jeden Hafen, ja für je~es Gut höchst unterschiedlich zu ,werten ist, gibt es 
keinen überzeugenden Beweis für die Notwendigkeit und Berechtigung, generell 
die Frachten zweier konkurrierenden Seehafengruppen gleichzusteHen. 

Der mögliche Einwand, die spezifischen Eigenschaften eines Hafens, die be~ 
sonderen Anziehungskräfte, die von ,einem Hafen auf Grund seiner Facilitäten 
ausgehen und auf den Verk,ehr mit Außenhandelsgütern wirken, ließen sich im 
einzelnen nicht werten, und man könne daher nur denjenigen Faktor unmittel~ 
bar beeinflussen, der sich rechnerisch annähernd genau ·erfassen läßt, ist "ein 
\'>Viderspruch in sich. Das Paritätsprinzip hätte nur dann eine innere Berechti" 
gung, wenn ,es spezifische Eigenarten einzelner Häfen nicht gäbe und wenn die 
Häfen nicht bewußt in den verschiedenen Abschnitten üner Geschichte diese 
Eigenarten mit großer Sorgfalt entwickelt hätten. Das Prinzip der Frachtparität, 
vor allem übertragen auf die deutschen Seehäfen (Port Equalization), kann sogar 
zu ,einer akuten Gefahr für diese Eigenarten, die dn Teil des volkswirtschaft" 
lichen W'ertes der Seehäfen darstellen, werden und einen unerwünschten Nivel~ 
lierungspr'Üz·eß auslösen. 
Das Prinzip der Frachtparität kann nur in einer statischen Betrachtungsweise 
der wirtschaftlichen Vorgänge und Kräfte in den Seehäfen seinen Ursprung 
haben und ist offenbar in hohem Maße auf dte in den Nachkriegsjahren üblich 
gewordene U eberbewertung der Frachtkosten zurückzuführen, die in wieder:: 
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holten Auseinandersetzungen um die Höhe der Verkehrstarife immer wieder zum 
Ausdruck kam. Die Dyn.lmik, die. dem Verk,ehrs>< und HandelsabIauf in den 
Seehäfen innewohnt und von der die Wirtschaftsgeschichte der Handelsplätze an 
der deutschen Küste Zeugnis ablegt, wird durch die U eberbewertung der binnen>< 
Iändischen Frachtl<>osten negiert. , • 

Damit ist keineswegs gesagt, daß die verkehrsgeographische Lage eines Seehafens 
zum Binnenlande stets nur. eine untergeordnete R'Ülle spielt und v'Ün den andel'en 
Faktor'en der W,ettbewerbsfähigkeit dnes Hafens völlig überdeckt wird. Die 
Tarifpolitik als seehafenpolitisches Mittel ist auchaußerhalb des deutschen \\1irt .. 
schaftsgebietes so vielfach bewährt, daß über ihren Sinn und Berechtigung nicht 
gestritten werden kann. Es geht vielmehr darum, das richtige Maß zu finden. 

Die Vielfalt des Seehaf,enverkehrs und der Eigenarten jedes Seehafens verbieten 
jede generelle Lösung und verlangen nach einer schmiegsamen Anpassung der 
Seehafenpolitik an die diff.erenzierten wirtschaftlichen Verhältnisse und Kräfte 
in den Seehäfen. Die unterschiedliche Bedeutung der binnenländischen Fracht .. 
kosten für die Wettbewerbsfähigkeiteines Seehafens verbietet Patentlösungen 
wie z. ß. die Herstellung der Frachtparität. 

Die Ablehnung des Paritätsprinzipsals Patentlösung und als generelles Ziel 
der Seehafentarifpolitik schließt seine Anwendung in der Praxis keines.wegs 
aus, wenn die Gleichstellung der Frachten sich für einen bestimmten Verl<>ehr als 
Vmaussetzung für die \'0/ ettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen erweist. 
Die Einführung eines nach dem Paritätsprinz;p gebildeten Seehafentarifs sollte 
jedoch von dem zwingenden Beweis abhängig sein, daß die Frachten -im Verkehr 
zwischen Seehäfen und Hinterland tatsächlich der ausschlaggebende Faktor im 
Wdtbewerb sind. Eine solche Beweisführung ist durchaus möglich. Es bnn 
z. B. nicht bestritten werden, daß die binnenländischen Frachten ·eine ausschlag; 
gebende Rolle für die Beteiligung der verschiedenen Häfen am Umschlag so 
frachtempfindlicher Güter wie Kohle und Erze spielen. In wenigen Fällen aber 
wird für höherwertige Güter der Nachweis gelingen, daß die W<ettbewerbsfähig", 
keit der deutschen Häf·en von der Gleichstellung ihrer Eisenbahnfrachten mit 
denen des gebrochenen W.eges im Verkehr mit den Rheinmündungshäfen ab", 
hängig ist. Das gilt in noch höherem Maße für die Beurteilung der Notwendigkeit, 
von dem bewährten Prinzip der Nullregulierung der Eisenbahnfrachten im Ver" 
kehr mit den Seehäfen abzuweichen und die frachtunterschiede abzuschwächen 
'Oder gar vollständig zu. beseitigen. 

Es muß als ,eine Schwäche der deutschen Verkehrpolitikanges,ehen werden, daß 
sie in den Jahren nach 1945 die Verkehrsträger v'Ür einer Ueberforderung auf 
dem Gebiet der Frachtgestaltung durch wirtschaftliche und politische Instanzen 
nicht hat schützen können oder auch nicht hat schützen wollen, weil sie selbst 

. in der dogmatischen Betrachtungsweise der Frachtkosten befangen war. 

IX 
Zusammenfassend können aufgrund der praktischen Erfahrungen aus der Neu" 
ordnung der Seehaf.en tarif.e folgende Feststellungen· getroHen werden: 
1. Die an sich klare verkehrsp'olitischc Konzeption der Seehafcntarifpolitik, als 

deren Kern die Herstellung einer qualitativen Parität der Eisenhahnfrachten im 
V·erkehr mit den deutschen Häf'en 1) angesehen werden muß, wurde durch" 

1) mit. d~ll FruC'hl.cn des ß'CJJroch~n()n ·Wegc.> VOll / !lach d'JIl HCIl<'llIxhtifell. 
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brochcn, als zugleich wirtschaftspolitische Zielc mit Hilfe von Seehafen tarifen 
verfolgt wurden. . 

2. Dk praktische Durchführung des Paritätsprinzips erwies sich als außer" 
ordentlich schwierig, weil mit der Uebertragung der Frachten des gebrochenen 
W,eges in einen Eisenbahntarif zwei in ihrer Struktur grundlegend verschie" 
dene Tarifsysteme auf verschiedenen Verkehrswegen 'erstmalig für einen sehr 
bedeutenden Yerkehrskomplex in Uebereinstimmung zu bringen und die Wir" 
kungeler Frachten ais Wettbewerbsr'egulator zwischen Bahn und Binnenschiff", 
fahrt in dnem sehr diff.erenzierten Yerkehr, wie es der mit den Seehäfen ist, 
zu beurteilen und zu werten waren. Die dadurch ausgelösten Spannungen 
zwischen den Verkehrsträgern mußten zwangsläufig in den Vordergrund vor 
die ,eigentliche Aufgabe der deutschen Seehafenpolitik treten. 
Die erarbeiteten praktischen Lösungen konnten mangels ausreichender Er", 
fahrungen aus der Vergangenheit häufig nur den Charakter von Kompromissen 
tragen, weil objektive Maßstäbe fehlten 'Oder nicht ermittelt werden konnten. 

3. Die bei der Abstimmung der Beförderungsentgelte der konkurrierenden Se~" 
häfen und Seehafengruppen gemachten praktischen Erfahrungen geben be", 
rechtigten Anlaß, die Richtfgkeit und Notwendigkeit des ,Paritätsprinzips dem 
Grunde nach sehr in Frage zu stellen, umso mehr, als die Frachten zwischen 
Seehäfen und Hintcrland nur IC i n Faktor bei der Bewertung derWettbe" 
werbsfähigkeit eines Haf'cns sind, dessen praktische Bedeutung höchst unter", 

. schiedlich für jeden Haf.en und für jede Güterart ist. Die in dem Paritäts", 
prinzip zum, Ausdruck kommende dogmatische Auffassung von der Bedeutung 
der binnenländischen Frachtkosten im Y'erkehr mit den Seehäfen negiert 
bewußt die vielfältigen Eigenarten jedes Hafens und die daraus resultierenden 
Anziehungskräfte auf den Verkehr. Sie ist kennzeichend für eine statische 
Betrachtungsweise der wirtschaftlichen Vorgänge in den Seehäfen und ver", 
kennt dLe Dynamik, die von der Zusammenballung wirtsch.aftlicher Kräfte 
vielfältiger Art in jedem Seehafen ausgeht und .wirksam ist. Die Ueber:> 
schätzung der Bedeutung der binnenländischen Frachtkosten und ihre gleiche 
Bewertung für jeden Hafen führte daher zu einer falschen Ausgangsbasis für· 
die Beurteilung der Notwendigkeit des Paritätsprinzips .. 

4. Für die Y,erkehrsträger, hier insbesondere die Binn,ensch\iffahrt, 
muß daher das Paritätsprinzip als wesentlicher Inhalt der Seehafentarif~ 
politik ,~ls ,eine Be1ashmg angesehen werden, die im allgemeinen und als 
generelle Lösung über das volkswirtschaftlich notwendige Maß hinaus'" 
geht und zu dauernden Spannungen zwischen den hauptsächlich beteiligten 
Y,erkehrsträgern führt. DieSle Spannungen wären vermeidbar, >ohne die im 
nationalwirtschaftlichen Interesse notwendige F,örderung der deutschen See~ 
häfen auch mit Hilfe frachtlicher Erleichterungen ihres ,verkehrs mit dem 
Binnenlande zu beeinträchtigen. 

5. Die in den Richtlinien verankerte Ueberprüfung der Wirksamkeit der durch 
sie eingeleiteten Se,ehafentarifpolitik wird sich daher v,or allem mit dem Pari", 
tätsprinzip beschäftigen, darüber hinaus aber die Einordnung der Binnen~ 
schiffahrt im Y,erkehr mit den de u t sc he n See h ä f e n in die tarifpolitische 
Gesamtkonzeption vorsehen müssen. 
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Buchbesprechungen 
Eur,opa. V,erkehr. Otto EIsner Verlags-

gesellschaft, BerUn - Darmstadt. 
In einer Zeit, wo die Bestrebungen für 
eine wirtschaftliche Integrat10n Eur.opas 
j!llJi Mittelpunkt der öffentlichen Diskus­
sion stehen, wird man das Erscheinen 
einer Zeitschrift, die sich bewußt in den 
Dienst des Gedankens der verkehrspoli­
tischen Einheit Europas stellt, durcha"'ls 
begrüß.en können. Wenn sich die Z'dt­
schrift ihrer Ankündigung gemäß auf die 
bes'onderen Fragen der Vereinigung fUnd 
der Zusammenarbeit der Verkehrsmittel 
im euvopäischen Raum einstellt, kann sie 
eine wertViOlle Ergänzung der bereits vor­
handenen Verkehrszeitschriften werden. 
Das erste Heft bringt eine Anzahl klei­
nerer Beiträde zu ,eulIopiiischen Verkehrs­
problemen, die einen Überblick. über die 
allgemeinen und be~onderen Aufgaben 
und Arbeiten auf diesem Geb:et geben. 
Es ist verständlich, daß das erste Heft 
zum gvoßen T,eil noch kurze pl'ogramma­
tische und populiive DarsteHang'ell bringt. 
Sie würde sich einen -VerdIenst erwerb<!n, 
wenn die foOlgenden Hefte tiefer in die 
Problematik dereufiOpäischen Verkehrs­
integration auf den einzelnen Teilglebieten 
des Verk'ehrs' hineinführen wUrden. 

Paul Berkenkopf 

Kar I Be sc h 00 ren: ,,40 Jahre Donau. 
SchiffbllU", 1913-1953. Schiffahrts-Ver­
lag "Hansa", C. Schroedkr & 00., Ham­
burd 11. 

GeschiChte d~s Schiffsbaues - beschrie­
ben von einem, der ein Stück dieser Ge­
schichte ist. Das unmittelbare Erleben 
spricht aus jeder Zeile, und man )~ewinnt 
oftmals den Eindruck, "als habe sIch alles 
erst gestern ·ereignet". 
Die~ auf Anregung der Schiffbautechni­
schen Gesellschaft Berlin verfaßte Schrift 
bringt dem mit Wiesen und Entwicklung 
der Donauschiffahrt nicht v,ertrauten 
Leser <eine Fülle von überraschungen. Sie 
ist bemerkenswert und nützlich in zwei­
facher Hinsicht: Einmall1ißt s1e im Augen­
blick des Wiedererwachens der nach 1945 
bis zur Bedeutungslosigkeit herabgesun­
kenen deutschen Schiffahrt mtf dieser 

wichtigen Nordost-Südosttransversale 
durch den europäischen Raum einstige 
Macht und Größe des Donarustroms vor 
unseren Augen erstehen; " 

zu:m anderen zeigt sie die erstaunlichen 
Experimente, die zur Rntionalisierun<l des 
fahrenden Binnenschiffahrtsbäriehes'" zwi­
schen den beiden Wdtkriegen angestellt 
wurden. " .. V,ersuche, deren Ergebniss,e 
gerade heute Heachtrung heischen, da der 
Blick auf z. B. di'e ßetriebsverhiiltnisse 
auf den nordll!merikanischen Wasserstra­
ßen tUe Diskussion mll "Schieben und Zie­
hen ~m Schleppdienst" wieder laut wer­
den läßt. 
D~e Proble~,e um die Anwendung des 
!?tesdmlOfoOrs, den Transport von Schiffen 
uber Land von einem Stromgebiet Zum 
anderen (1916 zum ersten Mal durchg~­
führt), der unvollendete Versuch, SchÜfe 
aus Eisenbetoll zu ba'uen, das wechselvolle 
Schicksal des berühmt gewoOrdenen Schul­
schiffes "Uhu", Binnen-Seeschiff.e ("Re­
~ensburg d,er westlichste Hafen des 
Schwarz'en Meer,es") und der Bau v~n 
Kühlschiffen ... das alles sind Pi,onier­
taten, di,e hier mit sympathischer Anteil­
nahme g,eschildert werden. 
Gewiß, es ist 1m strengen Würtsinn keine 
"wissenschaftliche Abhandlung"; aher sie 
hat den Vorzug, in lebendiger Weis,e die 
Entwicklungsstadien der Schiffba'lltechnik 
auf diesem nahezu auf 2400 km Län<le 
schiffbaren Stl'om auch dem t;::chllisch U~l­
g,ebildeten Leser nahezubringen. Und das 
will ang,esichts der Fülle der dargestellte;l 
Experimente und dem dringlichen Bestre­
ben der modernen Binnenschiffahrt im 
westeuropiiischen Raum zur Raüonalisle­
sierung wichtig erscheinen. ,.\1(1as du er­
erbt voOn deinen Viitern, ... " 

Dr. Seidenfus 

Pr a tl s 'e: "Das Recht des Schiffs­
kredits." 1. Auflag,e, XVI, 584 Seiten, 
1954, Ganzleinen DM 58,-. Sammlulld 
GUfi'entag 242. 

Das umfangreiche Werk (ca. 600 Seiten) 
ist "für den Gebrauch aller derer gedacht 
die gebend, empfangend oder verw:lltend 
mit dem Kreditwesen bei See- .oder Bin­
l1'enschiffen zu tun hahen". 
Der Verfasser, der durch seine rechts­
beratende Tätigkeit in der Oderschiffahrt 
legitimilert ist, unternahm mit der Zu­
sammenfass'tlllg aUer gesetzlichell V,or­
schrif~en über den Schitfskredit ein in sei­
ner Wichtigkeit gar nicht hoch genug ein­
zuschätz,endcs Unterfangen; denn es' geht 
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heute ganz allgemein darum, neue Wege 
der Schiffsbaufinanz~erung zu b::schreiten, 
sich von staatlicher Beihilfe, sei es in der 
FlOrm direkter Subventionen oder steuer­
licher Anreize, zu '~manzipieren.. Wie aber 
können die 1tußerst hetel'ogenell Kapital­
quellen für dm Schiffsbau ersch!,oss,en 
werden, wenn die r,echtlichen Grulldlag'en 
der Kapital1eihe nicht genügend durch­
sichtig sind und damit bei den willig,en 
privaten Kapitalgebern dn unger,echtfer­
tigtes Gefühl der Unsicherheit und des 
Risikos ,erz,eugt wird! 

Der V,erfasser stellt in sehr übersicht­
licher Weise zunächst "das allgemeine und 
V,erfahrensrecht des Schiffskr,edit­
<\,eschäfts" dar (Ges. über Rechte an ein-
6etrag,enen Schiffen und Schiffsbauwerken 
~. 15. Nov. 1940, Schiffsreg.-Ordnung VQffi 

26. Mai 1951, Ges,etzliche Bestimmungen 
für wertbeständige Schiffshypothek'en in 
aus!. Währung - Anhang zu § 36 SchRO, 
Schiffsregiskrverfügung v. 29., Mai 1951, 
Flaggenl'echtsgesetz v. 8. Februar 1951). 
Dara'1l schließt sich als zweiter Tdl "das 
Thecht des ,organisierf,en Schiffskredits" an 
(Schiffsbankgesdz v,, 8. April 1943, Ges. 
über eine v,orüberg'Cl1ende Erweiterung 
der .Geschäfte der' Hypotheken- und 
Pfandbriefbank'en v. 5. Aug. 1950, Ges. 
über DarI,ehen zum Bau und Erwerb von 
Handelsschiffen v. 27. Sept. 1950). Eine 
wertvolle Ergänzung bringt der dritte Tdl 
mit einer Wiedergabe der Bestimmungen, 
die im Zusammenhang mit dem Schiffs­
kr,edit von Bedeutung sind. (Viertes Buch 
des Handelsg,esetzbuches" Ges. betr. die 
privatrechtl. Verhältnisse de;r Binnen­
schiffahrt vom 15. 6. 1895, Ges. über den 
gewerb!. Bin:ncnschiffsv'erkehr v. 1. 10. 
1953, Ges. betr. die gemeinsamen Rechte 
der ßesitzer von Schuldverschreibungen 
vom '4. 12. 1899,. Reichsgesetz über das 
Kreditwesen mit Durchfühmngsvemrd­
nungen). Das in dnem Nachtrag wieder­
gegebene Gesetz über die staatl. Geneh­
migung der Ausgabe von Inhaber- und 
Ord,erschuldverschtlCibungen v. 26. 6. 1954 
zeigt, daß auch die jüngsten gesetzl. Vl()r­
schriften berücksichtigt sind. 

Die Darstellung selbst ist einpriigsam lmd 
praktisch: Der V'erfasser bringt zuniichst 
den g,esclüossenen Ges'etzestext. Danach 
{'olgt im Abschnitt ErHtuierung,en eine 
Wiederholung der <eInzelnen Paragraphen 
mit ausführlichen Anmerkungen. Man wird 
der Auffassung sein müssen, daß diese 
ausführliche Darstellung und Kom m en­
tiel'llng des Rechts des Schiffskredits eine 
Lück'e schl1eßt tmd damit dem volkswirt­
schaftlichen Anliegen Rechnung trägt, 
neue Kapitalquellen für die Finanzierung 

des deutschen Seeschiffs- und Binnen­
schiffsbaus erschließen zu helfen. 

Dr. Seidenfus 

B loe n der, P. Dr.: Die niederländischen 
Eis,enbahnen als klommerzielles Unter­
nehmen. Heft 1 der VlOrtrüge aus d~m 
Institut für V,erkchrswissenschaft un der 
Universität Münster. Verlag van den 
Hoeck und Rupprecht in Göttingen. 
Preis 2,50 DM. 

Die niederländische Verkehrspolitik ge­
nießt nicht die weitgehende Sonda­
stellung, wie sie i'11 der deutschen gemein­
wirtschaftlichen Verkehrsbedr,en'llng zum 
Ausdl1Uck klOmmt. Nicht zuletzt ist diese 
Abweichung darauf zurückzuführ'en, daß 
die niederländischen Eis,enbalmen sdbst 
Vlor dem HODorisierungszeitalter keine 
Ml()llJoplolsteUung hatten, weil das ~ußer­
ordentlich fehl verzweigte Wasserstraßen­
netz dies nicht zuläßt. Deshalb ist 'ein 
besonderer Schutz der Eisenbahnbem.1tzcr 
nicht nötig gewesen. 
Man muß Vlon dieser grundlegenden Tat­
sache ausgehen, wenn man den Vortrag 
Boenders würdig'en will. Dabei sclleint 
wesentlich fl()lgendes zu sein: 
1. Die niederländischen Eisenbahnen sind 

eine A. G., deren Aktien sich restlos in 
der Hand des Staates befinden. Der 
Handlungsfreiheit des Vorstandes ist 
weitgehend Raum geg'eben. Das PurIa­
ment übt keinen unmittelbaren Einfluß 
auf die Betriebsführtmg aus. Lediglich 
in Fragen der Genehmigltllg der Fuhr­
pläne und der Tarife, der Beteiligung an 
anderen Unternehmungen und bei wich­
tigen Ausdehnung'en des technischen 
Apparates ist der Verkehrsminister zU 
hören. 

2. Die Bahnen werden nicht für s,ozial­
pl()litische I()der wirtschaftspolitische 
Zwecke des Staates beansprucht in 
Sonderheit in Hinsicht auf Fahrpreis­
vergünstigungen für bestimmte Gruppen 
der Bevölkerung. 

3. Das Prinzip der Tarifglelchheit ist in­
soweit aufgegeben, als im Giitervcrkehr. 
Ermiißigungen nach kaufmiinnischen 
Gesichtspunkten gewährt werden, wobei 
die offizfell veröffentlichten vom Ver­
kehrsminister genehmigten Tarife uls 
Höchsttarife gelten. Diese Höchst­
tarife richten sich lluch den Kosten und 
den V'erhiiltnissen des Verkehrsmarkt~s. 
Die gewiihrten Ermäßigungen werden 
jedoch nicht veröffentlicht. Das ist dne 
bewußt gewollte Einschrlillkung des 
gemeinwirtschaftlichen Tarifprinzips. 
Im Personenverkehr hingegen werden 
die Tarife für ulle Verkehrsbeziehungen 
'einheitlich geregelt. 
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4. Es bes~eht 'ein gewisser Wettbewerbs~ 
s,chutz In dt;.n Fiillen, wo dies für die 
Erhaltung e111er redlichen und dauer­
~aften Verkehrsbedienung erf,orderlich 
1St. Das gilt besonders für die Linien­
verke~r~. ~le Zulassung neuer Güter­
kraftltmen richtet sich nach dem Bedarf. 

5. Es sloUen keinerlei Subvent:oll~n ge-
geben werden. 

D}e finanzielle Lage der niederländisch1:n 
EIsenbahnen ist durchaus befriedidend. 
Es werden zwar keine hohen Gewinn"e er­
strebt! sondern es wird besonderer W'at 
auf dIe dauernde Sicherung der Existenz 
d::s Unternehmens und auf eine alts­
r~lchende Verzinsunj! des investierten Ka­
pItals gelegt, und zwar für das Unter­
nehmen al~ Ganzes.. Innerhalb dieses 
q.~~zen. bleIbt Raum für nicht rentable 
1 af1gkelte~, wenn nur der Ausgleich der 
Rechnung 1m Ganzen gesichert bleibt. 
Es ist ferner beachtlich - obschon di'e 
Bahnen die Verpflichtung haben, l1Jotfalls 
auch unrentable Strecken Zlt' betreiben _ 
daß zahlreiche Nebenbahnen stillgelegt 
~1orden sind und stattdesscn Lkw-Dienste 
111 Gestalt Vlon Knotenpunktverkehren ein­
gerichtet sind. 
D:e Beförderungspflicht besteht übrig,ens 
nicht nur für die Eisenbahn,slondern auch 
für den regelmäßigen Omnibus-, Lkw- und 
Schiffsverkehr. Bei dies'en hesteht aber 
n:cht d1e Pflicht wie bei der Eisenbahn zur 
Aufr,echterhalVltng unrentablel~ Verkehre. 
Die Schiffahrt deckt bislang die Kosten 
ihrer Fahrwege nicht. Beim Straßenverkehr 
ist die Frage noch unklar. 
Der W,erkverkehr istleintragungspflichtig. 
Die .zulassung krinn abgelehnt werden. 
wenn die Lebensfähigkeit des gewerblichen 
Güterkraftverkehrs bedmht wird. 
D1e Eisenbahn hat durch Elektrifiziel'llng 
und diesel-elektrischen Betrieb, aber aucll 
durch ,eigene Omnibus- und Lastwag,en­
dienste, unterstützt durch die ihr ein­
geräumte kaufmännische Bewegunosfrei­
heit. ihre finanzielle Lage ~n den l~tzten 
Jahren beachtlich verbessert. ' 

\ Man muß Boender für seinen aufschlltß­
reichen Vortrag dankbar sein. AUerdings 
darf man dabei nicht vergessen, daß dfe 
holländischen V,erkehrsverhältnisse ein­
facher und übersichtlicher sind als die des 
vid klompHzierteren Wirtschaftsgebildes 
unserer Bundesrepllblik. Dr. Böttger 

Men ge S', Günter Dr., Der Fremden-
v,er1cehr in Frankfurt am Main wäh1"e'nd 

. der heiden Messen und der .Ä:utomobil­
ilusstellung im Jahr.'! 1953. Frankfurt am 
Main 1954. ' 

Das im }ahre.1952 an der Johann-Wolf­
gang-Goethe-Univ.ersität, Frankfurt um 

Main, gegründete. Institut f{ir Frlemden­
verkehrswiss,enschaft legt hiermit das 1. 
H.eft duer SchriftcnflOlge zur Fr'emden­
verkehrsforschung v.or. Gegenstand der 
UnterS'llCh'tlllg ist die Wirkung von 3 Ver­
anstaltungen ,auf den Fl'emdenverkehr 
einer Grloßstadt. Kernpunkt ist der Nach­
weis der Stdgerung der Zahl der Frem­
den und der Uebernachtungen durch die 
beiden Messen und durch die Auromobil-

. ausstellung im Jahre 1'953. gerner wird 
dargetan, welche vorteilhaften Wirkungen 
sich in der Ausnutzung der Beherber­
gungskapazitiit :ergeben haben. Im dnzel­
nen wi&d s.adann analysiert, welclle Beller­
bergungsstiitten -- ,eingeteilt nach Größen 

lund Rangklassen - von den Fremden alts 
den verschkdenen Herkunftsliilldern be­
sonders bevorzugt werden. D:~r Ablauf 
des Fremdenverkehrs während der V,er­
anstaitullgstage wird durch Schaubilder 
deutlich gemacht. 
Es konnte nicht Zweck der Schrift sein, 
die Wirkungen der 3 GtIOßveranstaltungcn 
auf das Wirtschafts- und Verkehrsl,eben 
der Stadt festzustellen. Darin ist aber 
letztlich die in den GemeindeparIamentcn 
immer wieder gestellte Frage aufgerollt. 
ob die Hergabe der finanziellen Mittd 
für das Ausstellungs- und MessewcSJen 
und für die Fremdenverkehrswerbung all­
glemein g,er,echtfertigt ist durclI eine nach­
haltige Belebung der wirtschaftlichen 
Krähe der St.adt, insbes,ondefie der am 
Fremdenverkehr besonders int:etessierten 
Unt,ernehmung,en. Zuzugehen ist, daß eine 
solche F,eststeUung schwierig ist. Wir hö­
ren gern, daß das Frankfurter Institut 
demnächst auch hIerüber dne Schrift v'er­
öffentlichen will. Dr. Böttg,er 

Jahrbuch für Fremdenverkehr. Organ des 
Deu tschen WIrtschaftswiss·enschaftlichc,ll 
Instituts für Fvemdenv,erkehr an der 
Universität München. 3. Jahrgang, Heft 
1. Winterhalbjahr 1954/55. 

Auch das \norHegende rIeft (vergl. die 
Besprechung,en in Heft 3/4 des 25. Jahr­
gang'es dies'er Zeitschrift) 't:'1tspricht 
durchaus wissenschaftlichen Anfordel'Un­
g'en. Es ist ,erfrlt'lltlicll. daß Z'ltnehmend 
auch .uusliindische AuuoJ)en zu Wort kom­
men und daß die AJufsätZ'e ausstrahlen in 
die größeven, mit dem Fl'em.dellv'erk'ehr 
in Zusammenhang stehenden wirtsch'Ufts­
poli tischen Gesam tzusammellhling,e. 

Das trifft besonders zu für den Aufsatz 
von Ni k le r k über den· Fremdenv'erkdlr 
in der Zahlungsbilanz einige):' t:o'ltristisch 
wichtiger Liinder. 
D 10 b r i 11 eie schildert einig,e Pmbleme 
und Charakteristika im Fremdellv,erkehr 
JuglOslawiens, wobei beslonders beachtens-
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wert ist, daß der in 1 ü n dis ehe Frem­
denv,erk'ehr in JugoslawIen durch staat­
liche Maßnahmen weitgehend \non den 
br.citepen Volksschichten belebt wurde, 
währ,end der AusUinderverkehr erst in 
letzter Zeit anst'eig'ende Tlendenz zeigt; 
Deutschland 'und Öst,erl'eich weisen den 

'höchsten Anteil aus. 
M 10 r g ,e n r 10 t h bringt in seinem Beitrag 
über d'en Wert und Unwert der Fremden­
verk,ehrsstatistik ,ein altes Anliegen vor, 
dem unbedingt zuzustimmen ist, nümlich 
daß für -eine klar,e ßeurtleHung des Frem­
denv,erkehrs >eine Reprüsentativst:ltistik 
notw,endig ist. Sicher wird das im Einz'el­
falle Schw1erigkdten 'erg'ebell, zumal dann, 
wenn der ßl'emde unmittelbar befragt 
werden muß. 2\ber das muß schließlich in 
Kauf genommen werden" 
Auch der Ä'ufsatz vün Wal t ,e r S pile I 
über Ursache und Bedeutung immateri­
eller Faldor,en im Hotelbetrieb ist lesens­
wert, weist er doch neue Weg,e zur Er­
kundung des Wes,ens des Hotelbetriebes, 
dess,en Zweck Walterspiel in der g'ewerbs­
mliflig,en' Übernahme von Haushaltsfunk­
üonen s:eht. ,Dr. Böttger 

Wülf, Walter, Dipl..-Ing.: Die Ver an-
5cbla!.'!illng der Zugbildungssdbstlt'osten 
nut Unterwegsbahnhöfen 'Und de,r Ab­
fertigungsselbstlt'osten des Güterver­
Itehrs. Diss,ertaüon, T.-H. Aachen. 

Di,e ßetriebsküstenrechnrung der Bundes­
bahn kennt drd gl'oß,e L~istungsgebiete: 

die Zugbeförderlung, 
-: die Zug bildung, 

die Abfertigung. 
Ein V,erfahr,en, die Kosten der Zugbeför­
deruflg zu ber,echnell, ist seit Jahren be­
kannt und bei der Deutschen Bundesbahn 
in der Dienstvorschrift für df.e Berechnung 
der Küst'en dner Zugfahrt (Zuko) nieder­
gelegt. Pl'of. Dr. Ing. Müller hat zur Be- ' 
rechnung der variabl'en K'osten der Zug­
förderunö dn vereinfachtes V,erfahl'ert1 
entwickelt und für dh! Erfassung der Ko­
sten der Zugbildung die Richtung gi!wie­
sen (Müller, W.: Di,e ~osten einer Zug­
fahrt mit Dampflokomotiven durch Aus­
wertung der zeichnerischen Fahrzeit­
ermittlung. Organ für Fortschritte dcs 
Eisenbahnwes,ens 1943, Heft 7 und 8; dcr­
selbe: Das allgemeine Verfahl'cn zur Ver­
nnschlagung dcr Güterzugfahden. Eisen­
bahntechnik 1948, Heft 5 und 4; ders~lbe: 
Die Selbstlmst:enermittl:ung des Güter­
wag,enumlaufs, Eiscnbahntechnik 1948, 
Heft 8 und 9). 
E. Graßmann hat dIe BetrilebskosiJenrech­
nung weiter ausgebaut und in einer 
Dissertation (me V,eranschlagung der Zug­
bildungsselbstkosteninRangLerbahnhöf.en, 

T-H Aachen) ein V'erfahl'en 'entwickdt, an 
Hand dcssen dIe Zugbildungsselbstkosten 
'errechnet werden können, die in den Ran­
gierbahnhöf,en entstehen. 
Der Schlußstein zur Erfassung aUer Selbst­
k'Üsten der Bundesbahn im Güterverkehr 
ist nunmehr durch die oben erwähnte 
Arbeit von W. W,oH gesetzt worden. Er 
hat <einen praktischen W,eg gewiesen, wh! 
die Se1bstk'ost,en für die Zugbildung auf 
Unterwegsbahnhöfen zu berechnen sind, 
sowie di,e K'ost,en, d1e bei der Abfertigung 
des Güterv'erk,ehrs ,entstehen. 
Der Schwerpunld der Arbeit Hegt in den 
theo'r,etischen Ausführungen. Der Verfasser 
arbeit'et <ein allg,emein anwendbares Ver­
'fahren 'aus, mit dessen Hilfe di,e Kosten 
an Hand der umfangr,eichen Betriebsünter­
lagen (Anlageplüne, Lohnlisten, Material~ 
be1eg,e usw.) ,erfaßt, auf Hilfslisten zu­
sammengestellt und auf Berechnungsbogen 
überfUhrt werden können. Mit HiUe von 
geeigneten Kostenschlüsseln werden sie 
auf die Leistungsgebiete verteilt und im 
W'ege der DivisilOnskalkulation (K,osten­
summe : Leistungssumme) den KlOsten­
triigern (der T,onne Stückgut ,oder der 
Wagenladung) z'uger,echnet. 

In 'Cinem besondel'en Teil der Arbdt ent­
wickelt der V,erfasser ein v·ereinfnchtes 
Verfahren zur Ermittlung der Abfertigungs­
selbstk'Üsten. Mit HiUe v,on mathematisch­
statistischen Methoden (Hüufigkeitsrech­
nung, Korrelationsrech11lung) v,ereinf,acht 
er die Berechnung der Selbstkosten der· 
Abfertiöund und verkürzt den Zeitbedarf 
zur Du;chfUhrung der praktischen Un.ier­
suchunden, ohne' daß die Genauigkeit der 
Ergebnisse wes,entlich beeinfl'llßt würde. 
Mittels der von ihm entwickelten Ver­
fahr'en untersucht der Verfasser 9' Bahn­
höfe auf dIe Höhe der bei der Abfertigung 
anfallenden Küsten. Diese 9 Bahnhöfe 
stellen zweifellos keine repriisentative 
Auswahl dar, auf Grund der man sofort 
praktische Maßnahmen durchführen kö:nn­
te. Dennoch lassen sich aus dIesen Zahlen 
grunds1itzliche Erkenntniss,c g,ewinnen. 

Prof. Dr. Richard Graßmann war bereits 
in s,einer üben ,erwühnten Arbeit über die 
Veranschlagung der Zugbildungsselbst­
klOsten in Rangierbahnhöfen zu dem Er­
gebnis geklOmmen, daß die NahgüterzUge 
infolge ihrer starken Besetzung mit Zug­
begleitung utld ihl'en vielen Unterwegs­
nuf'enthalten· in ihl'ier Zugbildung und 
Zugförderung hohe K'osten verursachen. 
W. Wolf zeigt, daß diese Züge nicht nur 
zugbildttngsmüßig, slOndern auch abf:erii­
gungsmüßig ,einen hohen Auf,,:~nd ler­
fordern. Seine Untersuchung'en fuhr'en zu 
dem Erg,ebnis. daß .die Abfertigungskosten. 
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für reine Tonne Stückgut je nach Größe des 
runtersruchten Bahnhofs und Aufkommens 
an Stückg'Ut von 20 bis 80 DM (1) an­
steig,en" Man kann, wenn auch nur in sehr 
gl.1Oben Zügen, aus den Statistiken über 
die Güterbreweg'Ung a'Uf den Eisenbahnen 
'errrechnren, daß dne Reihe von Statiom!n. 
die in verkemsarmen Gebieten der Bundes­
roep'Ublik Begen, nicht mehr als lOGO Tonnen 
Stückg'Ut rund nicht mehr als 2000 Tonnen 
an Wagenladungen jiihrlich abfertig~ll. 
Das Ergebnis dieser Untersuchung wird 
durch rein Verz,eichnis bestätigt. das der 
bespmchenen Arbeit beiliegt.. Es ,enthält 
Zahlen der ansonsten nicht veröffentlich-, 
ten Bahnhrofsstatistlk.. 18 von denen in 
dies,em Vrerzdchnis a'Ufgeführten Bahn­
höfen weisen arbeitstägig rein Aufkommen 
von unter 1 Tonne Stückg'Ut auf. 25 Bahn­
höf.e empfangen und verladen a!lf den Tag 
bezogen wenid,er als 5 T,onnen 1m Wagen­
Iadungsverkel~r .. Das würde bedeuten, daß 
diese Bahnhöfe im Tagesschnitt nicht mehr 
als reine Sendung (1) abfertigen. 
Der Vrerfasser kann auf Grund dkser 
Zahlenwerte nicht anders fülgern, daß 

die Eisenbahn V10Ikswirtschaftlich g,esehen 
ihre sü weit vorgrestreckten Fühler zurück­
ziehen muß" oder mit ander,en Worten: 
es wäre zu t:ntersllchen, welche Bahnhöfe 
a'Uf Gflund ihrrer relativ hohcn Küsten still­
zulegen wiil:1en. OIe !\rbeit zeigt ~~rner, 
daß die Abfertigung 'Clller Tonne Stuckg,ut 
:um so feurrer wir~, j,e g,cringer das V,er­
kehrsaufk,ommen ist. D1e Küsten auf klei­
nen Bahnhöfen steig'en um dn Vielbches 
an. Ähnliches gilt für die Abfertigung der 
Wagenladungen. Der V~erfasser gibt ~He 
Anregung, durch den Einsatz. von KleIn-. 
loks und Wagenschiebern zu ,eIner Kosten­
senk'Ung zru kommen. Im übrig,en aber ist 
der Hinweis des im Dienste der De'Utschen 
Bundesbahn stehenden Verfassers be­
merkenswert, daß man "auf weite Sicht 
nicht umhin könne, auch beim Wagen­
ladungsgut an die Vrerwirklichung von 
,Bahnumschlagszentren' zu denken"" Die 
VIerteilung bzw. das Sammeln von und Zll 
dies'en Zentren sei eine naturgegebene 
Domiine des Kraftwagens, da ,er im Nah­
verkehr das wirtschaftlichste Transport- . 
mittd sei. Wolf klOmmt ,also zu demsel?ell 
Er~ebllis wie Graßmann, der 1.1. a. schreIbt: 
Die Zug förderung und dLe Zugbildung.der 
Nahgüterzüge ist teuer. "Es ma~ diese 
Einsicht reine weitere Anregung selll, dar­
auf zu sinnen, wie man die Nahgüterzüge 
vermindern könnte. Dazu wäre die Mech'l­
nisierung des Ladeg,eschiiftes ~uf zen­
tralen großen Güteranlagen und der Zug­
stellung von dort aus in weitem Umkre!s 
mittels betrirebsdgener Kraftwagen em 
Weg, ähnlich, wie ihn die schwedischen 

Staatsbahnen mit Hilfe ihres sogenannten 
Kreisverkehrs bereits beschritten haben." 
Diese und dic anderen 'Oben erwiihnten 
grundlegenden Arbeiten geben doch zu 
denken. Ihl'c Ergebnisse werfen ein auf. 
kläl'endes Licht auf die gegenwiirti\1e 
Tarif - Kosten - Situation, vor allem im 
Stückgutverkehr. Ich glaube, man würd~ 
ganz überraschende Ergebnisse erfahren, 
wenn den Kosten die Ertriige - die dies~ 
Arbeit natiirlich nicht enthiilt - g,egen­
übergestellt würden. 
In erster Bnle dient die vom Verfasser 
ausgearbeit,ete Methode zur Ermittlull<5 
der Abfertigungskosten innerbetrieb1iche~ . 
Kostellverglreichen. Sie kann. Aussaoen 
über notwendige Rationalisierungsm~ß._ 
nahmen machen. Direse Aussag'en könnten 
noch mehr untermauert werden, wenn die 
Entwicklung des KostenverJaufs lufge­
zeichnet würde, wie er sich bei einem 
unterschiedlichen Beschiifügungsgrad und 
Auftragsbestand bei den ,einzelnen Bahn­
höfenerg,eben würde. Der Verfasser Ver­
gleicht seinerseits nur die Kosten der 
Bahnhöfe, wie sie sich bei ,einer gegebenen 
jahresdllrchschnittlichenGesamtausiastun6 
der Bundesbahn rergeben haben. '" 
Die Ergebnisse werden natürlich stark be­
reinflllßt von der Verteilung des hohen 
Fixküstenanteils. Es würde deshalb inter­
,essant sdn, wenn ·eine Untersuchung über 
den Verlauf der Grenzkostenkurven hill­
zukiime. 
Dire Höhe der fixen Kosten wird von der 
Bewertung beeinHußt. DIese wird m. E. zu 
sehr v,om T'echniker gesrellen. Entwrertungs­
erscheinung,cn, vel'ursacht durch '"Aus-d t!r­
Mode-kömmen", und andere i.ihnliche be­
deutende Fakforen werden nicht in Be­
tracht gezlo<i,en. Dire Nutzungsdauer der 
Anlag,cn und des Umlaufvermögens wird 
gleich der technischen Lebensdau er gesetzt. 
InJiolgedess,en sind die Abscll1.1eibungs­
quoten zu niedrig. 
Der Verfasser spricht von Zeitwert und 
Neuwert. Ist der Neuwert gleich dem 
Wlederbeschaffungswert'l Dann dürften 
die Anlagen zu hoch bewertet sein. Es 
würde sicherlich sehr zur begrifflichen 
Klarheit beitragen, wenn neben den Tech­
nikern auchausg,ebildete Betriebswirt­
schaftlrer an den Selbstkostenberechnungen 
der Deutschen Bundesbahn mitwirken 
würden. 
Diese und die vorg,enannten Arbeiten 
lass·en sich noch llach verschiedenen 
anderen Richtungen hin (z. B. für den 
zwischenbetrieblichen V,ergleich, die Tarif· 
bildung) auswerten. Es wiil1e deshalb wün­
schenswert, wenn dIese Arbeiten einem 
breiten Kreis von FachLeuten bekannt 
würden. Dr. Vogels 




